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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Bundesagentur für Arbeit (BA)

Fazit der Bewertung der Gesetzentwürfe:

 Die Regelungsansätze im Gesetzentwurf der
Bundesregierung sind grundsätzlich sachge-
recht; der Entwurf sieht jedoch die „gelegentli-
che“ Arbeitnehmerüberlassung als erlaubnis-
freien Ausnahmetatbestand vor ohne diesen für
die beteiligten Behörden (Bundesagentur für Ar-
beit (BA), Zollverwaltung) und betroffenen Un-
ternehmen hinreichend zu konkretisieren; dies
führt zu einer problematischen Grenzver-
wischung zwischen erlaubnispflichtiger und er-
laubnisfreier Arbeitnehmerüberlassung; eine
Grauzone der Rechtsunsicherheit könnte entste-
hen.

 Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKEN
sieht insbesondere eine Gleichstellung von Zeit-
arbeitskräften mit Stammbeschäftigten ab dem
ersten Tag vor, wobei es keine Tarifausnahme
geben soll. Dieser Ansatz hemmt gerade das er-
klärte Ziel, die Zeitarbeit wieder auf typische
Aushilfstatbestände zurückzuführen. Im Übri-
gen sollen mit dem Gesetzentwurf frühere Rege-
lungen, insbesondere eine Höchstüberlassungs-
dauer, sowie ein Synchronisations- und Befris-
tungsverbot wieder eingeführt werden. Die
Wirksamkeit dieser Regelungen ist fraglich; die
Bürokratisierung der Überwachung jedoch er-
heblich. Zum Regelungsinstrument einer
Höchstüberlassungsdauer gibt es bürokratie-
ärmere Alternativen. Für ein Synchronisations-
bzw. Befristungsverbot wird kein Bedarf gese-

hen, weil das Teilzeit- und Befristungsgesetz
Anwendung findet.

Im Folgenden stehen Aspekte der Administrier-
barkeit der einzelnen vorgesehenen Regelungen im
Vordergrund. Die Zielvorstellungen der beiden Ge-
setzentwürfe selbst sind in erster Linie von den
Instanzen der politischen Willensbildung zu bewer-
ten.

A. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
AÜG - Verhinderung von Missbrauch der Arbeit-
nehmerüberlassung vom 17.02.2011 (Gesetzentwurf
der Bundesregierung gem. BT-Drucks. 17/4804)

1. Änderungen zu § 1 AÜG

Die geänderte Bestimmung des Anwendungsbereichs
des AÜG durch Ersatz des Kriteriums „gewerbsmä-
ßig“ durch die Formulierung „im Rahmen ihrer
wirtschaftlichen Tätigkeit“ wird positiv gesehen, da
dadurch Abgrenzungsprobleme bei der Auslegung
des Begriffs gewerbsmäßig beseitigt werden.

Der neue Ausnahmetatbestand in § 1 Abs. 3 Nr. 2a
AÜG ist im Hinblick auf die Formulierung „Überlas-
sung nur gelegentlich“ zu unbestimmt. Es ist keine
hinreichend scharfe Grenzziehung möglich, in wel-
chen Fällen Ausnahmen von der Erlaubnispflicht
nach dem AÜG bestehen sollen. Da die illegale Ar-
beitnehmerüberlassung mit einem Bußgeld bis zu
einer Höhe von € 25.000,00 sanktioniert werden
kann, muss die Ausnahmeregelung für alle Beteilig-
ten (Unternehmen, BA, Behörden der Zollverwal-
tung) hinreichend konkret definiert sein.
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In der amtlichen Begründung wird hierzu ausge-
führt, dass vor dem Hintergrund des Ausnahmecha-
rakters an das Erfordernis einer „nur gelegentlichen
Überlassung“ strenge Anforderungen zu stellen sind.
Als Beispiel für gelegentlich auftretende Überlas-
sungsfälle wird die „Abdeckung eines kurzfristigen
Spitzenbedarfs eines anderen Unternehmens“ ge-
nannt. D.h. es wird – in nachvollziehbarer Weise -
zur Konkretisierung der gelegentlichen Überlassung
ein Tatbestand formuliert, der dem Wesen der Zeit-
arbeit entspricht. Im ersten Absatz des Allgemeinen
Teils der amtlichen Begründung wird der Zweck der
Arbeitnehmerüberlassung u.a. wie folgt beschrieben:
„Gleichzeitig ist die Arbeitnehmerüberlassung ein
wichtiges Instrument für die Unternehmen, die
durch die Nutzung flexibel auf Nachfragespitzen
oder Auftragsflauten reagieren können.“.

Um zum einen keine gesetzliche „Grauzone“ der
erlaubnisfreien Arbeitnehmerüberlassung einzufüh-
ren und zum anderen eine missbräuchliche Inan-
spruchnahme des neuen Ausnahmetatbestandes zu
verhindern, sollte der Begriff „gelegentlich“ präzi-
siert bzw. konkretisiert werden. Anknüpfungspunkte
für eine Konkretisierung könnten Kriterien wie Ein-
maligkeit, fehlende Wiederholungsabsicht etc. sein.
So würde es auch keiner zusätzlichen Anzeige-
pflicht, die der Bundesrat in seiner Stellungnahme
vorschlägt, bedürfen. Diese zusätzliche Anzeige-
pflicht würde sowohl für die Unternehmen als auch
für die BA zu einem zusätzlichen bürokratischen
Aufwand führen.

2. Änderungen zu §§ 3 und 9 AÜG

Mit der Drehtür-Regel wird in bestimmten Fällen
eine Gleichstellung gesetzlich – ohne Möglichkeit
der Abweichung - angeordnet. Diese Gleichstellung
kann der Leiharbeitnehmer gerichtlich geltend ma-
chen. Begrüßt wird in diesem Zusammenhang der
auch für die BA als Erlaubnisbehörde relevante Be-
gründungstext, wonach der Gesetzgeber voraussetzt,
dass Leiharbeitsunternehmen bereits im Rahmen der
Personalgewinnung Bewerber/innen nach deren
Vorbeschäftigungen fragen und deshalb bekannt ist,
wo diese in den letzten sechs Monaten vor der Über-
lassung an einen Entleiher beschäftigt waren. Läge
diese Information im Einzelfall nicht vor bzw. wäre
sie nicht in der Personalakte dokumentiert, könnte
der Verleiher bzw. die Erlaubnisbehörde nicht fest-
stellen, ob die Voraussetzungen der Drehtür-
Regelung erfüllt sind.

3. Einfügung des § 10 Abs. 4 i.V.m. § 16 Abs. 1 Nr.
7a AÜG

Die BA stellt bei Prüfungen von Erlaubnisinhabern
Sachverhalte fest, die die Zuverlässigkeit des Verlei-
hers tangieren. Dabei stehen insbesondere Verlet-
zungen von arbeitsrechtlichen Pflichten im Vorder-
grund (so auch Elfter Bericht der Bundesregierung
über Erfahrungen bei der Anwendung des AÜG, BT
DRS 17/464 Seite 15 ff.). Unter Beachtung des
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit kann in sol-
chen Fällen in der Regel die Erlaubnis nicht entzo-
gen werden (Widerruf/Rücknahme). Die BA führt
daher überwiegend mit den Verleihern Gespräche
und erteilt bescheidmäßig Hinweise oder erteilt die
Erlaubnis mit Auflagen. Die Erweiterung der Sank-

tionsmöglichkeit bei Verstößen gegen zu gewähren-
de Arbeitsbedingungen unterhalb der Schwelle
eines Entzugs der Erlaubnis wird deshalb positiv
bewertet.

4. Einfügung der §§ 13a und 13b AÜG

Die Regelungen für einen ungehinderten Zugang zu
einer Beschäftigung von Zeitarbeitskräften im
Entleihbetrieb und für einen gleichen Zugang für
Zeitarbeitskräfte zu Gemeinschaftseinrichtungen im
Entleihunternehmen resultieren aus der EU-
Leiharbeitsrichtlinie (2008/104/EG), die bis zum 05.
Dezember 2011 in nationale Vorschriften umzuset-
zen ist. Zeitarbeitnehmer und Zeitarbeitnehmerin-
nen haben Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen
des Entleihers unter den gleichen Bedingungen wie
vergleichbare Arbeitnehmer in dem Betrieb, es sei
denn eine unterschiedliche Behandlung ist aus sach-
lichen Gründen gerechtfertigt. Wann ein sachlicher
Grund vorliegt, wurde in der amtlichen Begründung
präzisiert.

5. Änderungen zu § 16 AÜG

Da die BA als Erlaubnisbehörde grundsätzlichen
keinen Kontakt zu und keine Kontrollbefugnisse
gegenüber den Entleihern hat, kann sie die Verwirk-
lichung von Tatbeständen nach Abs. 1 Nr. 9 nicht
aktiv feststellen, sondern diese nur verfolgen und
ahnden, wenn sie ihr angezeigt werden. Die Erweite-
rung der Tatbestände von Ordnungswidrigkeiten
und die Erhöhung der Bußgeldhöhen sind Vorgaben
nach der EU-Leiharbeitsrichtlinie, da insbesondere
auch abschreckende Sanktionen vorzusehen sind.

6. Sonstige Bemerkungen

Die Zuständigkeit für die Verfolgung und Ahndung
der Ordnungswidrigkeit nach § 16 Abs. 1 Nr. 7a
AÜG liegt nach dem Gesetzentwurf bei der BA.
Denkbar ist auch, dass die Behörden der Zollverwal-
tung zuständige Verwaltungsbehörde nach dem
Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) werden. Diese
sind für Ordnungswidrigkeiten (u.a. Prüfung des
Mindestlohnes, Arbeitsbedingungen) nach dem
Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) allein zu-
ständige Verwaltungsbehörde. Diese Zuständigkeit
wurde mit dem Dritten Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt eingeführt und die bis
dahin vorliegende Doppelzuständigkeit von Arbeits-
verwaltung und Zollverwaltung aufgehoben (BT DRS
15/5934, Seite 8). Mit der Regelung im Gesetzesent-
wurf würde wieder eine Doppelzuständigkeit vorlie-
gen, da der BA im Bereich der Arbeitnehmerüberlas-
sung die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten bei Nichtgewährung von Arbeitsbedin-
gungen obliegen würde.

Mit Blick auf die im Koalitionsvertrag der Bundesre-
gierung vereinbarte Aufgabenkritik der BA könnte
auch überlegt werden, die ordnungspolitische Auf-
gabe des AÜG analog der damals im Bereich der
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung gefundenen
Regelung vollständig z.B. auf den Zoll zu übertragen
und die BA damit weiter auf die Kernaufgabe Ver-
mittlung zu fokussieren.
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B. Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung
der Arbeitnehmerüberlassung (Gesetzentwurf der
Abgeordneten Jutta Krellmann u. a. der Fraktion
DIE LINKE gem. BT-Drucks. 17/3752)

Die Fraktion DIE LINKE beschreibt die Zielrichtung
ihres Gesetzentwurfes damit, dass die Leiharbeit
wieder auf die Funktion zurückzuführen sei, perso-
nelle Engpässe und Auftragsspitzen auszugleichen
und eine Schlechterstellung der Leiharbeitskräfte
gegenüber vergleichbaren Stammbeschäftigten zu
vermeiden.

Zur Umsetzung dieser Zielvorstellungen sieht der
Gesetzentwurf die Wiedereinführung früherer Rege-
lungen des AÜG vor (Höchstüberlassungsdauer;
Synchronisationsverbot; Befristungsverbot). Daneben
enthält er Regelungen zur Umsetzung der EU-
Leiharbeitsrichtlinie (Zugang zu Sozialeinrichtungen
im Einsatzbetrieb) und Vorschriften, die verschiede-
nen ausländischen Regelungen nachgebildet sind (z.
B. Gleichstellungsgrundsatz ohne Tarifvorbehalt,
Flexibilitätsprämie; Überlassungsverbot bei Streik
im Einsatzbetrieb).

1. Gleichstellungsgrundsatz ohne Tarifvorbehalt
(„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“)

Ein Gleichstellungsgrundsatz ohne Tarifvorbehalt ab
dem ersten Einsatztag würde die Zeitarbeit nicht nur
verteuern, sondern zu einem oft raschen Wechsel
der Lohn- und Arbeitsbedingungen führen. Je öfter
der Einsatzbetrieb gewechselt würde, desto öfter
müssten die Lohn- und Arbeitsbedingungen an die
jeweiligen Bedingungen vergleichbarer Stammbe-
schäftigter in den jeweiligen Einsatzbetrieben ange-
glichen werden. Einsatzbetriebe müssten ihre Lohn-
und Arbeitsbedingungen dem Verleiher also auch
bei kurzfristigen Einsätzen von wenigen Tagen of-
fenbaren (hier gibt es in der Praxis oft Schwierigkei-
ten), dieser müsste insbesondere seine Lohnabrech-
nung für den Leiharbeitnehmer kurzfristig umstellen
und die Erlaubnisbehörde hätte ggf. Lohnunterlagen
zu prüfen, die theoretisch einem täglichen Wechsel
unterliegen könnten. Hierin zeigt sich auch, dass
von einer Gleichstellung ab dem ersten Tag eine
erhebliche Bürokratisierung ausgeht. Dieser Rege-
lungsansatz könnte die Zeitarbeit deshalb gerade in
den Segmenten des Arbeitsmarktes zum Erliegen
bringen, auf die er sie zurückführen wollte: bei typi-
schen Aushilfstatbeständen.

Dessen ungeachtet kann eine konsequentere Gleich-
stellungsregelung – wie ausländische Erfahrungen
zeigen - neben Risiken auch Chancen enthalten,
wenn sie nach einer geeigneten Wartefrist zur An-
wendung kommt. Die Bestimmung einer solchen
Wartefrist ist jedoch auch einer vorzugswürdigen
untergesetzlichen Regelung durch die Tarifparteien
zugänglich. So könnten beispielsweise die Tarifpar-
teien ein Konzept der abgestuften Lohnangleichung
vereinbaren, so dass Zeitarbeitskräfte mit zuneh-
mender Dauer des Einsatzes stufenweise an die
Lohn- und Arbeitsbedingungen des Einsatzbetriebes
angeglichen würden. Solche Rahmenbedingungen
würden zwar die Zeitarbeit vermutlich etwas verteu-
ern, könnten jedoch auch die Arbeitsmotivation und
Identifikation der Zeitarbeitnehmer mit dem Ein-
satzbetrieb und die gesellschaftlichen Akzeptanz der

Zeitarbeit verbessern, ohne dadurch Bedeutung und
Wachstum der Zeitarbeit zu schwächen. Im Übrigen
würde auch die Bezahlung nach dem Gleichstel-
lungsgrundsatz eine Reduzierung von Leistungen
der Grundsicherung an Zeitarbeitskräfte ermögli-
chen. Chancen und Risiken einer veränderten
Gleichstellungsregelung sind dabei von der Politik
im Lichte ausländischer Erfahrungen sorgfältig ab-
zuwägen.

2. Wiederherstellung des Synchronisationsverbotes

Das AÜG enthielt früher ein sog. Synchronisations-
verbot. Damit war es nicht zulässig, die Dauer des
Leiharbeitsvertrages mit der Dauer einer Überlassung
zeitlich deckungsgleich festzulegen. Mit dem Ersten
Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4607)
wurde diese Regelung aufgehoben.

Bei konsequenter Anwendung des Teilzeit- und
Befristungsgesetzes (TzBfG) auf Arbeitsverhältnisse
in der Zeitarbeit bedarf es jedoch keines Synchroni-
sationsverbotes; denn nach

§ 14 Abs. 1 TzBfG ist die Befristung eines Arbeits-
verhältnisses nur zulässig, wenn sie durch einen
sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Der vorüberge-
hende Bedarf eines einzelnen Entleihers allein und
die Ungewissheit über weitere Einsatzmöglichkeiten
des Zeitarbeitnehmers können keine Befristung we-
gen vorübergehenden Bedarfes (§ 14 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 TzBfG) rechtfertigen, denn eine temporär feh-
lende Überlassungsmöglichkeit ist ein typisches
Risiko, das vom Verleiher zu tragen ist.

Bei einer Wiedereinführung eines Synchronisations-
verbotes ist – das zeigen frühere Erfahrungen – auch
mit einem hohen bürokratischen Überwachungsauf-
wand zu rechnen.

3. Wiedereinführung eines Befristungsverbotes

Auf die Ausführungen zum Synchronisationsverbot
wird verwiesen.

4. Einführung einer Flexibilitätsprämie

Um die erhöhten Flexibilitätsanforderungen an Zeit-
arbeitskräfte auszugleichen, lehnt sich der Gesetz-
entwurf an eine französische Regelung an, nach der
Zeitarbeitskräften eine „Prekaritätsprämie“ in Höhe
von 10 % vom Bruttolohn gezahlt wird. Vor einem
Import ausländischer Regelungen ist jedoch auch der
rechtliche Kontext zu prüfen, in dem diese entstan-
den sind. Im Unterschied zum deutschen Recht geht
das französische nicht vom gesetzlichen Leitbild
eines grundsätzlich längerfristig angelegten Leihar-
beitsverhältnisses aus, das auf der Verknüpfung
befristeter Einsätze bei verschiedenen Entleihern
beruht. Zwar können auch deutsche Leiharbeitsver-
hältnisse inzwischen in den Grenzen des Teilzeit-
und Befristungsgesetzes auf die Dauer der Einsätze
befristet werden. Im Unterschied zu Frankreich hat
die deutsche Zeitarbeitskraft jedoch auch in
verleihfreien Zeiten einen Vergütungsanspruch (Ga-
rantielohn). Insoweit ist die Situation der deutschen
und französischen Zeitarbeitskräfte nicht vergleich-
bar.
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5. Wiedereinführung einer Überlassungshöchst-
dauer von drei Monaten

Die Wiedereinführung einer Überlassungshöchst-
dauer von drei Monaten ist problematisch. Bedenkt
man, dass der Gesetzentwurf die Funktion der Leih-
arbeit auf den Ausgleich personeller Engpässe und
Auftragsspitzen zurückführen will, so ist eine Über-
lassungshöchstdauer von drei Monaten zu eng, weil
typische Aushilfstatbestände wie temporäre Perso-
nalausfälle (z. B. bei Elternzeit oder Krankheit) oder
Personalbedarf bei Projekten deutlich länger dauern
können.

Mit einer gesetzlichen Überlassungshöchstdauer
kann zudem auch die Besetzung von Stammarbeits-
plätzen mit Zeitarbeitskräften nicht verhindert, son-
dern allenfalls erschwert werden. Denn bei einer
solchen individuellen Einsatzbefristung könnte der
Verleiher nach Ablauf der Überlassungshöchstdauer
die Zeitarbeitskraft austauschen.

Die Wiedereinführung einer Überlassungshöchst-
dauer von drei Monaten wäre auch nicht arbeitneh-
merfreundlich, weil Zeitarbeitskräfte zu einer höhe-
ren Flexibilität gezwungen wären, indem sie sich
noch öfter auf neue Einsatzbetriebe einstellen müss-
ten.

Die Überwachung einer Überlassungshöchstdauer
wäre auch mit einem hohen Verwaltungsaufwand
der Erlaubnisbehörden verbunden. Bestünde ein
politischer Konsens, langfristigen Verleih zu begren-
zen und den Ersatz von Stammarbeitskräften durch
Zeitarbeitskräfte möglichst zu vermeiden, so wären
aus Verwaltungssicht gesetzliche Regelungen vor-
zugswürdig, bei denen nicht der Verbots-, sondern
der Lenkungscharakter im Vordergrund steht. In
diesem Sinne sind Tarifregelungen denkbar, die die
Lohn- und Arbeitsbedingungen in Abhängigkeit von
der Überlassungsdauer an die Gleichstellungstellung
annähern.

6. Qualifizierung von Zeitarbeitskräften

Zunehmend mehr Zeitarbeitsunternehmen investie-
ren in die Qualifizierung ihrer Arbeitskräfte. Vor
dem Hintergrund des strukturellen Wandels und der
demografischen Entwicklung müssen Zeitarbeitsun-
ternehmen geeignete und qualifizierte Fachkräfte
vorhalten, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhal-
ten, ihre Existenz zu sichern und auszubauen. Gera-
de verleihfreie Zeiten eignen sich für die Weiterbil-
dung. Auch hier dürfte eine Regelung durch Tarif-
verträge gegenüber einer gesetzlichen Regelung
sachnäher und deshalb vorzugswürdig sein. Dabei
ist auch zu berücksichtigen, dass ein großer Teil der
Verleiher im Sinne des AÜG keine Zeitarbeitsunter-
nehmen, sondern Mischbetriebe sind, weil ihr Ge-
schäftszweck nicht überwiegend auf Verleih gerich-
tet ist.

7. Zugang zu Sozialeinrichtungen im Einsatzbe-
trieb

Durch die Regelung wird die EU-
Leiharbeitsrichtlinie umgesetzt.

8. Betriebsverfassungsrechtliche Änderungsvor-
schläge

Von der im Gesetzentwurf enthaltenen Erweiterung
bzw. Änderung der Mitbestimmungsrechte des Be-
triebsrates im Einsatzbetrieb ist die BA bei ihrer
Aufgabendurchführung nicht berührt. Eine
Kommentierung ist deshalb nicht erforderlich.

9. Überlassungsverbot für Leiharbeitskräfte bei
Streik im Einsatzbetrieb

Nach § 11 Abs. 5 AÜG haben Leiharbeitnehmer das
Recht bei Streik im Entleihbetrieb die Leistung zu
verweigern. Verleiher müssen den Leiharbeitnehmer
auf dieses Recht hinweisen.

Der Gesetzentwurf sieht hier eine Verschärfung ge-
genüber dem bestehenden Recht vor. Auch dieser
Gegenstand ist einer tariflichen Regelung zugäng-
lich, die zwischen den Tarifpartnern einvernehmlich
und sachnah getroffen werden kann.

10. Gleichbehandlung bei Auslagerungen

Nach dem Gesetzentwurf soll in das AÜG ein neuer
§ 1c eingefügt werden. Die Regelung sieht vor, dass
in Fällen, in denen die Erledigung von Aufgaben an
Drittunternehmen ausgelagert werden, den Beschäf-
tigten die gleichen Bedingungen wie vergleichbaren
Beschäftigten im Ursprungsunternehmen zu gewäh-
ren sind. Die Regelung wird damit begründet, dass
Unternehmen z. B. im Rahmen von Werkverträgen
Betriebsaufgaben auslagern, um Tarifverträge und
Betriebsvereinbarungen zu unterlaufen.

Ein unmittelbarer Sachzusammenhang der Regelung
mit den Vorschriften des AÜG ist nicht erkennbar,
weil nicht auf die Fälle eines Outsourcing abgestellt
wird, die sich als verschleierte Arbeitnehmerüber-
lassung darstellen. Es wird auch nicht der problema-
tische Versuch unternommen, im Wege einer Rechts-
fiktion das vielfältige Phänomen des Outsourcing
dem Tatbestand der Arbeitnehmerüberlassung fiktiv
anzugliedern. Im Übrigen ist die Frage, ob bei Phä-
nomenen des Outsourcing überhaupt gesetzlicher
Regelungsbedarf besteht, von den Instanzen der
politischen Willensbildung zu beantworten. Der
vorliegende Gesetzentwurf liefert dazu auf jeden Fall
auch in seiner Begründung keine Datengrundlage.

Stellungnahme zum Änderungsantrag der Frakti-
onen der CDU/CSU und der FDP zum Entwurf
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des AÜG –
Verhinderung von Missbrauch in der Arbeitneh-
merüberlassung (BT-DRS 17/4804) vom 15.03.2011

1. Ergänzung von § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG

In § 3 Abs. 1 Nr. 3 wurde ergänzt, dass vom Gleich-
stellungsgrundsatz mit einem Tarifvertrag nur abge-
wichen werden kann, wenn er nicht die in einer
Rechtsverordnung festgesetzten Mindeststundenent-
gelte unterschreitet. Für die BA ergibt sich mit Ein-
führung der Lohnuntergrenze nur ein geringer admi-
nistrativer Mehraufwand.

Auffällig ist: Ein direkter Versagungsgrund für Fälle,
in denen bei Gleichstellung nicht der Mindestlohn
beachtet wird, wurde nicht aufgenommen. Eine
Versagung (Widerruf/Rücknahme) ist in diesen Fäl-
len nur über mangelnde Zuverlässigkeit (§ 3 Abs. 1
Nr. 1) möglich, da der Arbeitgeber seine arbeitsrecht-
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lichen Pflichten, hier insbesondere der § 10 Abs. 4
und 5 nicht eingehalten hat.

2. Ordnungswidrigkeiten

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ist
die Ordnungswidrigkeit nach § 16 Abs. 1 Nr. 7a wie
folgt gefasst: „7a. entgegen § 10 Absatz 4 eine Ar-
beitsbedingung nicht gewährt“. Mit dem Änderungs-
antrag wird im § 10 ein Absatz 5 eingefügt. In der
Begründung wird am Ende zu Absatz 5 ausgeführt,

dass die in § 10 definierten Handlungspflichten des
Arbeitgebers zugleich notwendige Grundlage für den
Ordnungswidrigkeitentatbestand des neuen §16
Absatz 1 Nummer 7a sind. Eine Ergänzung von § 16
Absatz 1 Nr. 7a ist mit dem Änderungsantrag nicht
erfolgt. Nach der zitierten Begründung wäre diese
aber um den Absatz 5 erforderlich.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)448
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Vorbemerkung

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zielt darauf
ab, Missbrauch im Bereich der Arbeitnehmerüber-
lassung zu unterbinden und die Leiharbeitsrichtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates umzu-
setzen. Eine weitgehende Regulierung der Arbeit-
nehmerüberlassung ist dabei nicht vorgesehen,
vielmehr soll die Akzeptanz und Reputation der
Arbeitnehmerüberlassung gestärkt werden. Der Ent-
wurf der Fraktion DIE LINKE hingegen sieht eine
strikte Regulierung vor. Die Arbeitnehmerüberlas-
sung soll dabei nicht komplett abgeschafft werden,
aber in ihrer Funktion möglichst auf das Abfedern
von Auftragsspitzen und personellen Engpässen
beschränkt werden.

Der nachgelieferte Änderungsantrag der Fraktionen
der CDU/CSU und der FDP möchte durch die Ein-
führung einer Lohnuntergrenze die Situation von
Leiharbeitnehmern verbessern

In der vorliegenden Stellungnahme äußert sich das
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
zu den Inhalten beider Entwürfe und nimmt zum
Änderungsantrag Stellung. Anschließend wird ein
Fazit zum Regelungsbedarf gezogen.

1. Allgemeine Einschätzung zur Arbeitnehmerüber-
lassung1

1 Die Stellungnahme wurde verfasst von Elke Jahn, Florian

Lehmer, Joachim Möller, Markus Promberger, Ulrich

Walwei und Kerstin Ziegler.

In Deutschland ist die Zeitarbeit für Unternehmen
ein wichtiges Instrument, um personalpolitisch
flexibel auf Auftragsschwankungen reagieren zu
können. Mit der betrieblichen Flexibilität geht für
die einzelnen Leiharbeitnehmer aber auch ein erhöh-
tes Maß an Unsicherheit einher. So sind Leiharbeit-
nehmer einem erhöhten Arbeitslosigkeitsrisiko und
einer größeren Planungsunsicherheit ausgesetzt. Sie
erhalten zudem um etwa 20% niedrigere Löhne
(Jahn 2010 sowie Auswertungen des IAB) und haben
weniger Weiterbildungschancen als ihre festange-
stellten Kollegen (Münchhausen 2008). Auch in der
subjektiven Wahrnehmung der sozialen Integration
schneidet die Leiharbeit schlechter ab als unbefriste-
te Beschäftigung, jedoch besser als der Status der
Arbeitslosigkeit (Gundert/Hohendanner 2011). Ne-
ben einem erleichterten Einstieg in Beschäftigung
war mit der Deregulierung der Arbeitnehmerüberlas-
sung auch die Hoffnung verbunden, Arbeitslosen
durch Leiharbeit eine Brücke in nachhaltige Beschäf-
tigung jenseits der Zeitarbeitsbranche zu bauen. Dies
schaffen in einem Zweijahreszeitraum nach der
Leiharbeit etwa 7 Prozent. Weitere 8 bis 13 Prozent
erreichen einen Übergang in Beschäftigung in Kom-
bination mit weiteren Leiharbeitsepisoden
(Lehmer/Ziegler, 2010).

Verschärfte Regulierungen bergen das Risiko, die
Integrationseffekte der Leiharbeit zu beeinträchtigen.
Aus arbeitsmarktpolitischer Perspektive gilt es, eine
möglichst ausgewogene Balance an Einstiegsmög-
lichkeiten in den Arbeitsmarkt einerseits sowie Sta-
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bilität und sozialer Sicherheit für die Betroffenen
andererseits herzustellen.

2. Zu den einzelnen Punkten des Gesetzentwurfes
der Bundesregierung „Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes - Verhinderung von Missbrauch der Arbeit-
nehmerüberlassung“ (BT-Drucksache 17/4804)

Drehtürklausel

Mittels der Drehtürklausel soll verhindert werden,
dass Beschäftigte direkt im Anschluss bzw. inner-
halb von 6 Monaten nach dem Ausscheiden bei
einem Unternehmen wieder als Leiharbeitnehmer in
ihrem ehemaligen Unternehmen bzw. einem ande-
ren Unternehmen desselben Konzerns zu schlechte-
ren Arbeitsbedingungen eingesetzt werden können.
Die Einführung der Drehtürklausel soll verhindern,
dass ehemalige Stammarbeitskräfte quasi in Leihar-
beitnehmer umgewandelt werden. Inwieweit eine
Frist von 6 Monaten als angemessen zu betrachten
ist, lässt sich nur schwer beurteilen. Es ist wahr-
scheinlich, dass das für eine Weiterbeschäftigung
auch wichtige betriebsspezifische Humankapital des
Beschäftigten selbst nach der Frist noch weitgehend
erhalten sein dürfte. Der Regierungsentwurf sieht
vor, dass für die nunmehr als Leiharbeiter tätigen
ehemaligen Stammarbeitskräfte eine tariflich nach
unten abweichende Regelung nicht mehr zulässig
sein soll. Das bedeutet, dass für die betreffenden
Leiharbeitnehmer Equal Pay gelten soll. Kritisch
anzumerken ist hier, dass dies für die Betroffenen
zwar mit einer Verbesserung im Vergleich zum Sta-
tus Quo einhergeht, aber dennoch Lohneinbußen
nicht auszuschließen sind. So wird durch die Neu-
einstellung die Dauer der Betriebszugehörigkeit
nicht mehr honoriert, weil in der Regel der Ein-
stiegslohn einer neu eingestellten Stammarbeitskraft
als Maßstab herangezogen werden dürfte. Um dem
entgegenzuwirken, könnte man überlegen, ob bei der
Konstellation, dass eine ehemalige Stammkraft mit
einer vergleichbaren Tätigkeit als Leiharbeitnehmer
in das frühere Unternehmen zurückkehrt, der dort
vormals gezahlte Lohn als Bezugspunkt für die Zeit-
arbeitsagentur fungiert.

Um der EU-Leiharbeitsrichtlinie zu entsprechen,
werden Begrifflichkeiten und Definitionen im Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) angepasst.
Dazu wird der Geltungsbereich des AÜG von ge-
werbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung auf wirt-
schaftlich tätige Unternehmen ausgeweitet, unab-
hängig davon, ob sie einen Erwerbszweck verfolgen.
Damit benötigen künftig auch konzerninterne Perso-
nalservicegesellschafften eine Erlaubnis zur Arbeit-
nehmerüberlassung gemäß §1 AÜG, was zum Weg-
fall der bisherigen Privilegierung des Konzernver-
leihs führt. Außerdem wird im § 1 Absatz 1 unter
bb) mit dem Passus „Die Überlassung von Arbeit-
nehmern an Entleiher erfolgt vorübergehend“ der
EU-Richtlinie entsprochen. Inwieweit die Nicht-
Konkretisierung des Begriffs „vorübergehend“ in der
Praxis zu Problemen führt, ist eher eine juristische
Frage.

Die bisherige Möglichkeit neueingestellten Leihar-
beitnehmern, die zuvor arbeitslos waren, für maxi-
mal 6 Wochen ein Entgelt in Höhe des letzten Ar-

beitslosenentgeltes zu bezahlen, entfällt. Zu beden-
ken ist hier, dass diese Möglichkeit einen Anreiz
darstellte, gerade Arbeitslosen über die Arbeitneh-
merüberlassung einen niedrig schwelligen Zugang in
Beschäftigung zu ermöglichen. Allerdings liegen
dem IAB keine Daten vor, in welchem Umfang in der
Praxis von dieser Absenkungsklausel Gebrauch ge-
macht worden ist.

Abweichung Equal Pay/ Equal Treatment

§10 Absatz 4 ermöglicht weiterhin die nach unten
abweichende Regelung zum Equal Pay/ Equal
Treatment-Grundsatz durch Tarifverträge. Nähere
Ausführungen zum Equal Pay folgen unter Punkt 3.
dieser Stellungnahme.

Informationspflicht des Entleihers über freie Ar-
beitsplätze

Die neueingeführte Informationspflicht des Entlei-
hers über zu besetzende Stellen im Unternehmen
kann den Klebe- und Brückeneffekt der Leiharbeit
stärken.

Zugang des Leiharbeitnehmers zu Gemeinschafts-
einrichtungen oder -diensten

Leiharbeitnehmern den gleichen Zugang zu Gemein-
schaftseinrichtungen und -diensten wie dem
Stammpersonal zu gewähren und einen Verzicht zu
Lasten der Leiharbeitnehmer bereits bei Vertragsab-
schluss nicht mehr zuzulassen, ist ein Beitrag zum
Equal Treatment.

Vermittlerprovision von Leiharbeitnehmer an Zeit-
arbeitsfirmen

Mit der Regelung, dass Leiharbeitnehmern kein
Entgelt für die Überlassung abverlangt werden darf,
folgt der Gesetzgeber der gängigen Praxis.

3. Zu den einzelnen Punkten des Gesetzentwurfes
der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zim-
mermann, Diana Golze, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion DIE LINKE. „Gesetz zur strikten Regu-
lierung der Arbeitnehmerüberlassung“ (BT-
Drucksache 17/3752)

Das Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ muss
ab dem ersten Einsatztag gelten. Dies erfordert eine
Streichung der Ausnahmetatbestände (Tarifvorbe-
halt und 6-Wochen-Regelung für Langzeiterwerbs-
lose)

Zu der 6-Wochen-Regelung wurde bereits oben Stel-
lung bezogen.

Das "Equal-Pay-Gebot" unterliegt in der Praxis der
Schwierigkeit, einen vergleichbaren Stammarbeiter
zu definieren. Erstens ist nicht eindeutig, ob Arbeit-
nehmer, die die gleiche Tätigkeit ausüben, auch
gleich produktiv sind. Unterschiede in der Produkti-
vität können sich etwa ergeben, weil Stammarbeits-
kräfte über eine längere Berufserfahrung, eine höhere
Motivation, längere Betriebszugehörigkeit oder mehr
firmenspezifisches Humankapital verfügen können.
Zweitens ist zu fragen, was bei einer vergleichbaren
Entlohnung zu berücksichtigen ist. So enthält ein
Arbeitsvertrag neben der Entlohnung auch Bestand-
teile wie Urlaubsansprüche und Sozialleistungen
(Betriebsrente, Freistellung wegen Erkranken des
Kindes, besondere Kündigungsfristen, Gewinnbetei-
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ligungen etc.), die in finanzielle Äquivalente umzu-
rechnen wären.

Bei Equal Pay in der Zeitarbeit ab dem ersten Ein-
satztag ist zu befürchten, dass sich für manche Per-
sonengruppen die Einstiegshürde in den Arbeits-
markt zu stark erhöht. So waren im Jahr 2010 29%
der Leiharbeitnehmer ohne Berufsausbildung, bei
weiteren 17% war die Ausbildung unbekannt. Die
tendenziell niedrige Qualifikation der Leiharbeit-
nehmer spiegelt sich auch darin wieder, dass ein
Drittel als Hilfspersonal beschäftigt war. Gerade für
diese Personen, die auch einem hohen Arbeitslosig-
keitsrisiko unterliegen, wäre die Möglichkeit, durch
Zeitarbeit einen Einstieg in den Arbeitsmarkt zu
finden, wesentlich vermindert.

Allerdings erscheint die Forderung nachvollziehbar,
die Löhne von Leiharbeitnehmern nach einer gewis-
sen (Einarbeitungs-) Frist an die Bezahlung der Kol-
legen in den Entleihbetrieben anzupassen. Eine
vollständige Anpassung an die Bezahlung im
Entleihbetrieb nach einer festgelegten Frist hat je-
doch einen gravierenden Nachteil: Sie ruft ein Um-
gehungsverhalten seitens der Zeitarbeitsunterneh-
men und der Entleihbetriebe hervor. Entsprechende
Erfahrungen mit der Einführung von Fristen wie bei
den Überlassungshöchstdauern liegen in Deutsch-
land bereits vor (Antoni/Jahn, 2006). Ein wesentli-
ches Argument für die Abschaffung bzw. Aufwei-
chung dieser Regelungen war, dass diese Regelungen
umgangen wurden. Würde eine feste Frist bis zur
Einführung eines gleichen Lohns festgelegt, bestün-
de ein erheblicher Anreiz, Leiharbeitnehmer nach
Ablauf der Frist durch andere Leiharbeitnehmer zu
ersetzen. Dies ist vor allem bei relativ einfachen
Tätigkeiten und wenig spezifischen Arbeitsanforde-
rungen wie bei Helfertätigkeiten zu erwarten, wo
Einarbeitungszeiten keine wesentliche Rolle spielen
und hohe Lohndifferentiale zu erwarten sind. Weite-
re Umgehungsmöglichkeiten sind der Abschluss von
befristeten Verträgen, aber vor allem auch die stärke-
re Nutzung von Werkverträgen.

Möchte man Lohnangleichungen nach einer kürze-
ren Frist zulassen und gleichzeitig die genannten
Ausweichreaktionen der Betriebe gering halten, so
wäre eine stufenweise Anpassung der Löhne einer
abrupten vorzuziehen. Konkret wäre beispielsweise
denkbar, die anfängliche Lücke zwischen dem Lohn
in der Zeitarbeit und dem Lohn in der Entleihfirma
nach 1, 3 und 5 Monaten um jeweils ein Drittel
schließen, sodass nach 5 Monaten die gleiche Bezah-
lung erreicht wäre. Ein Beispiel: Eine Leiharbeits-
firma stellt einen Arbeitslosen zu 7.50€ ein und
verleiht diesen an eine andere Firma. In der
Entleihfirma wird Stammarbeitskräften für die Tä-
tigkeit, die der Leiharbeitnehmer ausübt, ein Ein-
stiegslohn von 12€ gezahlt wird. Nach einem Monat
müsste die Bezahlung dann auf 9€, nach 3 Monaten
auf 10,50€ und nach 5 Monaten schließlich auf das
Equal-Pay-Niveau von 12€ angehoben werden.

Der Vorteil einer schrittweisen gegenüber einer ab-
rupten Anpassung läge in der deutlichen Verringe-
rung des Anreizes für die Leiharbeitsfirmen, ihre
Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Lohnanpassung auszutauschen bzw. zu entlassen.
Die graduelle Anpassung trägt auch der Tatsache

Rechnung, dass sich die Arbeitsproduktivität der
Leiharbeiter schrittweise an die der Kernbelegschaft
annähert.

Über die Zeiträume, in denen sich die Arbeitspro-
duktivität der Leiharbeiter an die der Stammbeleg-
schaften anpasst, liegen zurzeit allerdings keine
belastbaren wissenschaftlichen Ergebnisse vor. Es ist
davon auszugehen, dass Einarbeitungszeiten und
Aufbau von betriebsspezifischen Kenntnissen und
Fähigkeiten (dem sog. betriebsspezifischem Human-
kapital) stark nach Betrieb, Tätigkeit und Beruf vari-
ieren. Ein weiteres Problem könnte darin gesehen
werden, dass die vorgeschlagene Lösung zulässt,
dass Leiharbeiter mit gleicher Tätigkeit und Dauer
der Betriebszugehörigkeit bei einer Zeitarbeitsfirma
jedoch unterschiedlichen Einsatzzeiten bei Kunden-
unternehmen unterschiedlich entlohnt werden. Hier
stellt sich dann die Frage nach Equal Pay innerhalb
der Leiharbeitsfirma.

Die Verleihdauer ist auf drei Monate zu begrenzen.
Damit wird gewährleistet, dass Leiharbeitskräfte
nicht dauerhaft eingesetzt werden, um Stammbe-
schäftigung zu ersetzen.

Die Folge einer Umsetzung dieses Regelungsvor-
schlags wäre, dass die ohnehin schon kurzen Be-
schäftigungszeiten der Leiharbeitnehmer weiter
sinken würden. Neben der Entlohnung ist jedoch
auch die Beschäftigungsdauer ein Bestandteil der
Beschäftigungsqualität. Es ist nicht auszuschließen,
dass gerade niedrigqualifizierte Leiharbeitnehmer
schneller wieder arbeitslos werden würden. Ein
Ansammeln von betriebsspezifischem Humankapital
würde bei einer generellen Höchstüberlassungsdauer
von 3 Monaten wohl ebenfalls erschwert. Als Folge
bestünde das Risiko, dass sich der so sogenannte
Brückeneffekt, der ohnehin nicht besonders stark
ausgeprägt ist, noch weiter vermindert.

Möchte man Zeitarbeit als arbeitsmarktpolitisches
Instrument erhalten und trotzdem verhindern dass
Leiharbeitskräfte als Ersatz für Stammkräfte genutzt
werden, sollte man eher bei Fragen des Equal Pay
und Equal Treatment ansetzen. Hierzu finden sich in
der Stellungnahme bereits nähere Ausführungen.

Angesichts der hohen Flexibilität, die von Leihar-
beitsbeschäftigten verlangt wird, muss eine zwin-
gend zu zahlende Flexibilitätsprämie eingeführt
werden. Diese soll 10 Prozent vom Bruttolohn be-
tragen.

In Deutschland wurden die Änderungen des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes im Zuge der Deregulie-
rung mit dem Ziel vorgenommen, Beschäftigungspo-
tentiale zu erschließen. In Hinblick darauf erscheint
eine Flexibilitätsprämie kritisch. Für Langzeitar-
beitslose, für die Leiharbeit eine Möglichkeit dar-
stellt, in Beschäftigung zu gelangen (Lehmer/Ziegler
2010) würde sich die Einstiegshürde dadurch erhö-
hen. Bei einer Erhöhung des ab Mai 2011 geltenden
Mindestlohns von 7,79 Euro (in Westdeutschland)
um 10%, wären speziell für die Gruppe der wettbe-
werbsschwächeren Arbeitnehmer negative Beschäf-
tigungswirkungen zu befürchten.

Das Synchronisationsverbot ist wieder herzustellen.
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Ein Verbot von Befristungen für Arbeitsverträge in
der Arbeitnehmerüberlassung ist einzuführen.

Das Verbot der Synchronisation von Dauer der Über-
lassung und der Dauer des Arbeitsvertrages wurde
im Zuge der Deregulierung des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes zum 1. Januar 2004 aufgehoben.
Während davor nur beim erstmaligen Einsatz die
Verleihdauer der Dauer des Arbeitsverhältnisses
entsprechen durfte, kann nach der Deregulierung die
Vertragsdauer auch prinzipiell mit der Einsatzdauer
zusammenfallen. Hierdurch vereinfachte sich der
Einsatz von Leiharbeitnehmern, weil die personalpo-
litische Flexibilität der Zeitarbeitsagenturen gestärkt
wurde. Allerdings findet auch in der Arbeitnehmer-
überlassung das Teilzeit- und Befristungsgesetz
(TzBfG) Anwendung und setzt der Synchronisation
Grenzen.

Eine Wiedereinführung des Synchronisationsverbots
hätte unterschiedliche Wirkungen. Zwar könnte es
einen Beitrag zur Stabilisierung der Beschäftigungs-
verhältnisse von Leiharbeitnehmern leisten. In
verleihfreien Zeiten würde so ein Anspruch auf
Entlohnung bestehen und darin könnten auch
Weiterbildungsmaßnahmen stattfinden. Dem gegen-
über steht aber das Argument, dass sich dadurch die
Einstiegshürde für Arbeitslose wieder erhöhen wür-
de. Empirische Aussagen zur quantitativen Dimensi-
on beider Effekte lassen sich nicht treffen.

Vor der Deregulierung galt im Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz das besondere Befristungsverbot, das
besagte, dass der Arbeitsvertrag ohne sachlichen
Grund nur einmal befristet werden durfte. Seit dem
1. Januar 2004 gelten die allgemeinen Befristungs-
vorschriften des Teilzeit- und Befristungsgesetzes.
Leiharbeitnehmer werden also in diesem Punkt
genauso wie Arbeitnehmer außerhalb der Zeitar-
beitsbranche behandelt.

Die Fraktion DIE LINKE begründet ihren Antrag auf
Verbot von Befristungen damit, dass somit einer
Prekarisierung des Erwerbslebens von Leiharbeitern
entgegengewirkt werden könnte. Wenn man davon
ausgeht, dass der ständige Wechsel der Einsatzfir-
men für Leiharbeiter belastend ist, dann stellt sich
aus individueller Sicht der Betroffenen die Frage,
wie viel allein dadurch gewonnen ist, dass man bei
der Zeitarbeitsfirma einen unbefristeten Vertrag hat.

Es wird festgeschrieben, dass Sozialeinrichtungen
wie Kantinen oder Ähnliches im Einsatzbetrieb
auch Leiharbeitsbeschäftigten zugänglich sein müs-
sen.

Zu diesem Vorschlag wurde bereits Stellung ge-
nommen.

Auch das Angebot an Maßnahmen der beruflichen
Weiterbildung im Einsatzbetrieb muss Leiharbeits-
kräften offen stehen.

Zur Kompetenzentwicklung in der Leiharbeit liegen
bislang nur wenige Forschungsbefunde vor. Unstrit-
tig ist allerdings, dass sich Weiterbildungsmöglich-
keiten für Leiharbeitnehmer generell in Grenzen
halten (Münchhausen 2008).

Möchte man die Möglichkeiten der beruflichen Wei-
terbildung verbessern, ist zu klären, wer für diese

verantwortlich ist. Der Vorschlag der Fraktion DIE
LINKE sieht die Verantwortlichkeit bei den Entlei-
hern. Eine Umsetzung dieses Vorschlags erscheint
schwierig. Da die Entleihzeiten überwiegend kurzer
Natur sind, werden die Unternehmen es nach aller
Möglichkeit vermeiden, die Weiterbildungskosten zu
tragen.

Eine Alternative bestünde darin, die Zeitarbeitsagen-
tur in die Pflicht zu nehmen. So müssen in Frank-
reich Zeitarbeitsunternehmen 2,15% ihrer Lohn-
summe in einen Qualifizierungsfonds einzahlen.
Aus diesem werden dann Qualifizierungsmaßnah-
men finanziert (Vanselow/Weinkopf 2009).

Darüber hinaus bedarf eine wirksame Regulierung
der Arbeitnehmerüberlassung auch Änderungen im
Betriebsverfassungsgesetz, um die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten von Betriebsräten in den Ein-
satzbetrieben zu verbessern:

● Betriebsräte erhalten ein zwingendes Mitbestim-
mungsrecht über den Einsatz von Leiharbeit in
ihrem Betrieb. Kommt keine Einigung zustande,
entscheidet die Einigungsstelle.

● Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer
haben ab dem ersten Einsatztag ein aktives Wahl-
recht und werden bei der Ermittlung der Schwel-
lenwerte für die Bildung und die Größe eines Be-
triebsrates berücksichtigt.

Seit langem werden auch von wissenschaftlichen
Beobachtern Defizite der betrieblichen Mitbestim-
mung im Feld der Leiharbeit konstatiert. Als Haupt-
probleme gilt dabei die oftmals kurze Verweildauer
der Leiharbeitnehmer in einem Einsatzbetrieb, die
deren Sozialintegration und damit auch die Teil-
nahme an Prozessen der Interessenartikulation er-
schweren. Hinzukommt, dass die Leiharbeiter bei
ihrem Verleiher formell zwar Betriebsräte wählen
können, solche Wahlen faktisch aber nur in einem
verschwindend geringen Teil der Branche stattfin-
den, weil Betriebsratswahlen in der Regel eben in-
formelle Prozesse der Willensbildung und Interes-
senformierung voraussetzen, die nicht adäquat statt-
finden können, wenn die Beschäftigten nur aus-
nahmsweise in der Verleihfirma zugegen sind.
Gleichwohl hat die Reform der Arbeitnehmerüber-
lassung und der betrieblichen Mitbestimmung hier
bereits eine gewisse Verbesserung der rechtlichen
Situation geschaffen.

Das Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) eröffnet
bereits jetzt verschiedene Möglichkeiten, wie Be-
triebsräte auf den Einsatz von Leiharbeitern Einfluss
nehmen können. All diese Möglichkeiten der Ein-
flussnahme basieren auf unterschiedlich weiten
Auslegungen der verschiedenen Regelungen des
BetrVG und flankierender Bestimmungen im AÜG,
deren empirische Evidenz 2004 und 2005 im Rah-
men von etwa 80 Betriebsfallstudien – neben ande-
ren Themen – erforscht wurde (Promberger 2009,
2010: 223 ff.).

An Einflussmöglichkeiten lässt sich folgendes fest-
halten: Insbesondere sind dies die in den gängigen
Rechtskommentaren dargestellte, den Beschäftigten-
status im Verleihbetrieb ergänzende betriebsverfas-
sungsrechtliche Zuordnung der Leiharbeiter zum
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Einsatzbetrieb (§5 BetrVG, kommentiert bei Fitting
u.a. 2002: 207ff), das aktive Wahlrecht im Einsatzbe-
trieb bei längeren Einsätzen (§7 BetrVG), die grund-
sätzliche Gleichbehandlung aller in einem Betrieb
tätigen Personen nach Recht und Billigkeit (§75
BetrVG), das Unterrichtungsrecht des Betriebsrates
auch über den Einsatz von Leiharbeit (§80 BetrVG),
das Beschwerderecht der Arbeitnehmer beim Be-
triebsrat (§85 BetrVG) sowie das Recht zum Aufsu-
chen von Sprechstunden der Interessenvertretungen
(§14 AÜG). Die Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats in sozialen Angelegenheiten (§87 BetrVG) sind
großenteils auf eingesetzte Leiharbeiter anwendbar –
dies umfasst z.B. Arbeitszeit, Betriebsordnung,
Überwachung, Arbeitsschutz, Gruppenarbeit. Auch
gilt der Einsatz von Leiharbeitern als mitbestim-
mungspflichtig im Sinne der Mitwirkung des Be-
triebsrats bei personellen Einzelmaßnahmen (§§99,
100 BetrVG und §14/3 AÜG). In diesem Sinne kann
der Betriebsrat die Zustimmung zum Einsatz von
Leiharbeit verweigern, wenn dadurch Nachteile für
die Stammbelegschaft entstünden. Die genannten
Fallstudien aus den Jahren 2004 und 2005 bestätigen
dies, zeigen jedoch, dass Betriebsräte in Einsatzbe-
trieben nur in Ausnahmefällen Gebrauch von diesen
Mitbestimmungsmöglichkeiten machten. Ob dies
derzeit noch so ist, und ob es ggf. an einer restrikti-
ven Rechtsprechungspraxis, Informationsdefiziten
oder der Interessenlage von Betriebsräten liegt,
müsste mittels entsprechender Untersuchungen
geklärt werden. Es scheint überdies, dass die Mitbes-
timmungsrechte des Betriebsrates hier abgeschwächt
werden durch die in §100 BetrVG gegebene Mög-
lichkeit des Arbeitgebers, die Einstel-
lung/Beschäftigung vorläufig durchzuführen und
nachträglich die Zustimmung des Betriebsrats ein-
zuholen bzw. ein Einigungsverfahren durchzufüh-
ren, was möglicherweise länger dauern kann als der
Einsatz selbst. Vor diesem Hintergrund bedarf es
einer genaueren Prüfung, ob das von der Fraktion
DIE LINKEN vorgeschlagene zwingende Mitbestim-
mungsrecht des Betriebsrates beim Einsatz von Leih-
arbeit nicht schon faktisch gegeben ist, gegenüber
der bestehenden Regelung noch verstärkt werden
soll, oder generell noch aussteht.

Es ist bereits heute Gesetz, dass Leiharbeiter bei
einem mindestens drei Monate dauernden Einsatz
bei Betriebsratswahlen im Einsatzbetrieb das aktive
Wahlrecht ausüben können. Ausgeschlossen sind
damit das passive Wahlrecht im Einsatzbetrieb so-
wie das aktive Wahlrecht für Leiharbeitnehmer, die
weniger als drei Monate im Betrieb sind. Da ein
großer Teil der Einsätze kürzer ist als drei Monate,
schließt diese Zeitgrenze einen relevanten Teil der
Leiharbeitnehmerschaft von diesem Recht aus, was
dem Grundsatz der Rechtsgleichheit widerspricht.

Leiharbeitnehmer gehen bisher nicht in die Berech-
nung der Belegschaftszahl eines wählenden Einsatz-
betriebes ein, die zur Bestimmung der Betriebsrats-
fähigkeit oder der Betriebsratsgröße zugrundegelegt
wird. Demgegenüber lässt sich jedoch annehmen,
dass der Aufwand an Vertretungsarbeit für einen
Betriebsrat umso mehr steigt, für je mehr im Betrieb
beschäftigte Personen er zuständig ist. Da nun der
Betriebsrat auch für die Leiharbeiter eines Betriebes
zuständig ist (§§5, 75, 85, 87 BetrVG), wäre es nur

folgerichtig, wenn diese auch für die Belegschafts-
zahlberechnung mit veranschlagt würden.

Zum Änderungsantrag der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP zum

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes

 Verhinderung von Missbrauch der Arbeitneh-
merüberlassung (Ausschussdrucksache 17(11)446)

Der Änderungsantrag sieht die Einführung einer
Lohnuntergrenze vor. Bei einer zu hohen Festlegung
von Lohnuntergrenzen ist grundsätzlich zu befürch-
ten, dass Personen mit niedriger Produktivität aus
dem Arbeitsmarkt gedrängt werden. Dies könnte in
der Arbeitnehmerüberlassung stärker der Fall sein
als in anderen Branchen, da Leiharbeiter tendenziell
eher niedrig-qualifiziert sind und oft schon vor Ihrer
Beschäftigung in der Leiharbeit längere Arbeitslosig-
keitsdauern hatten, somit also eine geringere Bin-
dung zum Arbeitsmarkt aufweisen als Beschäftigte
in anderen Branchen.

Bei moderaten Lohnuntergrenzen sind aus Sicht des
IAB keine negativen Beschäftigungswirkungen zu
erwarten.

Fazit

Aus der Sicht des IAB wollen die Vorschläge der
Bundesregierung zu einem funktionsgerechten Ein-
satz und zu einem Reputationsgewinn der Arbeit-
nehmerüberlassung beitragen. Eine Verbesserung der
Stellung der Leiharbeitnehmer würde bei der Ein-
führung von Lohnuntergrenzen eintreten. Weitere
Ansatzpunkte zur Verbesserung der Beschäftigungs-
situation von Leiharbeitnehmern sind in erster Linie
in den Bereichen Equal Pay und Equal Treatment zu
sehen. Beim Equal Pay stellt das IAB als Alternative
zum Status Quo ein Stufenmodell zur Diskussion.
Der Vorteil einer schrittweisen gegenüber einer ab-
rupten Anpassung läge in der deutlichen Verringe-
rung des Anreizes für die Leiharbeitsfirmen, ihre
Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Lohnanpassung auszutauschen bzw. zu entlassen.
Über die Zeit würden zum einen Leiharbeitnehmer
dabei deutlich besser gestellt, zum anderen würde
sich für die Entleiher der Anreiz vermindern, Leih-
arbeitnehmer dauerhaft anstelle von Stammbeschäf-
tigten zu beschäftigen. Zudem würde durch die
Einführung eines Stufenmodells der Einstieg für
Arbeitslose in den Arbeitsmarkt nicht übermäßig
erschwert.

Die Vorschläge der Fraktion Die Linke gehen aus
Sicht des IAB insgesamt gesehen zu weit, da die
Zeitarbeitsbranche bei einer Umsetzung wieder rela-
tiv strikt reguliert würde. Einzelne Vorschläge, wie
die Wiedereinführung des Synchronisationsverbots
können zwar isoliert betrachtet die Stabilität der
Beschäftigungsverhältnisse in der Arbeitnehmer-
überlassung stärken, würden aber möglicherweise
durch Ausweichstrategien umgangen. Zudem ist
dabei zu bedenken, dass gerade Arbeitslosen die
Hürden für den Einstieg in Beschäftigung nicht er-
schwert werden sollten. Hier bedarf es einer sorgfäl-
tigen Güterabwägung.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)439
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 15. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA)

Zusammenfassung

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzes-
entwurf würdigt zu Recht die arbeitsmarktpolitische
Bedeutung der Zeitarbeit und stellt - in Überein-
stimmung mit dem europäischen Recht - keine Ab-
kehr von der bestehenden Regelung zum Gleichstel-
lungsgrundsatz mit der dazugehörigen Tariföffnung
dar. Auch ist das Ziel zu begrüßen, dass mit dem
Gesetzesentwurf „die Arbeitnehmerüberlassung als
flexibles arbeitsmarktpolitisches Instrument gestärkt
und ihre positiven Beschäftigungseffekte erhalten
werden“ sollen.

Diesem Anspruch wird der Gesetzesentwurf aller-
dings nicht in vollem Umfang gerecht. So gilt es
insbesondere, die Umsetzung der Zeitarbeitsrichtli-
nie in das deutsche Recht auf das wirklich Notwen-
dige zu beschränken, also kein „Gold-plating“ zu
betreiben und dadurch neue Beschäftigungshürden
aufzubauen.

Völlig unzureichend sind die Angaben zu den mit
der geplanten Gesetzesänderung einhergehenden
Bürokratiekosten. Zusätzliche Kosten entstehen
nicht nur durch die Einführung der Informations-
pflicht gem. § 13a AGÜ-E, wobei auch die in diesem
Zusammenhang genannten Belastungen in Wirklich-
keit deutlich höher liegen dürften. Bürokratiekosten
werden auch durch die geplante Ausweitung des
Anwendungsbereichs des AÜG verursacht. So wer-
den durch die Streichung des „gewerbsmäßig“ zu-
künftig zahlreiche Sachverhalte nach dem AÜG
erlaubnispflichtig, in denen bisher keine AÜ-
Erlaubnis notwendig war. Dies ist für die betroffenen

Unternehmen und Einrichtungen nicht nur mit un-
mittelbaren Verpflichtungen, sondern auch mit er-
heblichen Bürokratiekosten verbunden.

Die Änderungen im AÜG sollten zudem endlich
zum Anlass genommen werden, den sachlich unzu-
treffenden und im Ergebnis die Beschäftigten der
Branche diskriminierenden Begriff der „Leiharbeit“
durch den sachlich zutreffenderen Begriff „Arbeit-
nehmerüberlassung“ bzw. „Zeitarbeit“ zu ersetzen.

Im Einzelnen

1. Zu Art. 1 Nr. 5. b), Art. 1 Nr. 6. a) bb) (Drehtür-
klausel): Möglichkeiten der Beschäftigungssiche-
rung nicht beschneiden

Die Drehtürklausel hat ihre Ursache in dem verein-
zelt aufgetretenen missbräuchlichen Einsatz der
Zeitarbeit, bei dem Arbeitnehmer eines Unterneh-
mens entlassen und als Zeitarbeitnehmer eines Zeit-
arbeitsunternehmens auf ihren vormals eigenen oder
mit diesem vergleichbaren Arbeitsplatz zu veränder-
ten Bedingungen zurückgekehrt sind. Die Tarifpart-
ner der Zeitarbeitsbranche haben in allen Branchen-
tarifverträgen inzwischen Regelungen aufgenommen,
die einen missbräuchlichen Einsatz der Zeitarbeit
zukünftig ausschließen. Ein „Fall Schlecker“ ist
danach künftig nicht mehr möglich. Wenn das
BMAS diesen tariflichen Standard festschreiben
will, bestehen dagegen keine Einwände.

Allerdings darf die konzerninterne Arbeitsvermitt-
lung auf der Grundlage von Tarifverträgen - zum
Beispiel im Rahmen von Vereinbarungen zur Be-
schäftigungssicherung anstelle von Sozialplänen -
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nicht behindert werden. Es dürfen keine neuen Er-
schwernisse für beschäftigungssichernde tarifliche
Vereinbarungen entstehen. Die Regelung muss inso-
weit tarifdispositiv ausgestaltet werden. Anderen-
falls wären konzerninterne Arbeitsmärkte zur Ver-
hinderung von Beschäftigungslosigkeit und zur sozi-
alverträglichen Gestaltung notwendiger Personalan-
passungen zukünftig in dieser Form nicht mehr
möglich. Es ist aus der Vergangenheit kein Fall be-
kannt, in dem nicht die Tarifvertragsparteien gerade
in diesem Zusammenhang äußerst verantwortungs-
voll mit dem Instrument Zeitarbeit umgegangen
sind. Die Gefahr eines Missbrauchs kann auch für
die Zukunft dadurch ausgeschlossen werden, dass
an der Tarifvereinbarung auf Basis einer solchen
Öffnung alle betroffenen Tarifvertragsparteien zu
beteiligen sind, d. h. sowohl die des jeweiligen Un-
ternehmens als auch - bei Durchführung über ein
externes Zeitarbeitsunternehmen - die der Zeitarbeit.

Darüber hinaus ist die Regelung auf den Ausschluss
des missbräuchlichen Einsatzes der Zeitarbeit zu
beschränken. Ein solcher liegt nicht bei jedem Ein-
satz als Zeitarbeitnehmer im Ursprungsunternehmen
vor - selbst wenn dieser innerhalb der ersten sechs
Monate nach dem Ausscheiden erfolgt. Dementspre-
chend beschränken sich die Tarifverträge auch auf
eine Regelung für den Einsatz auf dem ursprüngli-
chen oder einem mit diesem vergleichbaren Arbeits-
platz. Nur in diesen Fällen besteht die typische Ge-
fahr eines Drehtüreffekts, den es mit der Regelung
auszuschließen gilt. Diese Beschränkung ist auch in
der gesetzlichen Missbrauchsklausel nachzuvollzie-
hen.

Zudem sollten die mit der geplanten Drehtürklausel
verbundenen Rechtsunsicherheiten vermieden wer-
den. Zeitarbeitsunternehmen haben in der täglichen
Praxis kaum die Möglichkeit, vor jedem Einsatz
festzustellen, ob ein Arbeitnehmer zuvor in einem
mit dem Einsatzbetrieb verbundenen Konzernunter-
nehmen beschäftigt war. Konzernverflechtungen im
Sinne des § 18 AktG sind oftmals sehr komplex und
selbst für Kundige nur schwer auszumachen. Für ein
Zeitarbeitsunternehmen wird es erst recht regelmä-
ßig nicht feststellbar sein, ob ein Arbeitnehmer in-
nerhalb der sechs Monate zuvor aus einem Konzern-
unternehmen ausgeschieden ist. Der Entwurf bürdet
allein den Zeitarbeitsunternehmen die Klärung die-
ser Frage auf. Dies sollte mit einem entsprechenden
Informationsanspruch gegenüber dem Zeitarbeit-
nehmer gesichert werden.

Klarer als in der bisherigen Gesetzesformulierung
sollte schließlich herausgestellt werden, dass nach
Ablauf der sechs Monate selbstverständlich die Mög-
lichkeit besteht, die Tarifverträge der Zeitarbeit an-
zuwenden. Ein weitergehender Ausschluss wäre
nicht mehr mit dem Ziel der Missbrauchsbekämp-
fung begründbar und würde zu einer nicht gerecht-
fertigten Ungleichbehandlung führen.

2. Zu Art. 1 Nr. 1., 2. a) aa), bb), 4.: Ausweitung des
Anwendungsbereiches des AÜG begrenzen

Die Ausweitung des Anwendungsbereichs des AÜG
durch den geplanten Austausch von „gewerbsmäßig“
durch „im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkei-
ten“ ist auf das von der Richtlinie geforderte Maß zu

beschränken. Die nach der Richtlinie 2008/104/EG
bestehenden Spielräume sind zu nutzen, um bisher
erlaubnisfreie Sachverhalte auch weiterhin nicht
dem § 1 Abs. 1 AÜG zu unterwerfen. So wird über-
flüssige Bürokratie verhindert, die ansonsten in
einzelnen Fallkonstellationen negative Auswirkun-
gen haben kann.

Die vorgesehene gesetzliche Regelung führt in Zu-
kunft dazu, dass auch die gemeinnützige Arbeit-
nehmerüberlassung von Menschen mit Behinderung
durch das AÜG erfasst wird. Die Überlassung von
Menschen an der Schwelle zwischen erstem Ar-
beitsmarkt und Beschäftigung in einer Werkstatt für
behinderte Menschen unterscheidet sich aber von
normaler gewerblicher Arbeitnehmerüberlassung
fundamental. Es geht um Menschen, bei denen oft
über längere Zeit erst einmal ausprobiert werden
muss, ob und wo sie überhaupt am ersten Arbeits-
markt einsetzbar sind. Werden derartige gemeinnüt-
zige Modelle durch das AÜG erfasst, dann führt dies
für die Unternehmen zu unnötigen, in der Regel
sogar unüberwindbaren Hürden, wenn man an die
Entwicklungen bei equal-pay denkt. Gerade für
Menschen mit schwerer Behinderung, die keine
normale Chance auf den Einstieg in reguläre Be-
schäftigung haben, darf der Weg der integrativen
Arbeitnehmerüberlassung durch das neue Gesetz
nicht abgeschnitten werden. Auch der Bundesrat hat
in seiner Stellungnahme vom 11. Februar 2011 (BR-
Drs. 847/10) dahingehend Bedenken geäußert.

Mit Blick auf die Ausweitung der Erlaubnispflicht
ist der in § 1 Abs. 3 Nr. 2a AÜG geplante Ausnahme-
tatbestand, wonach die gelegentliche Überlassung
zwischen Handwerksbetrieben oder zwischen ge-
meinnützigen Organisationen erlaubnisfrei bleiben
soll, eine sinnvolle und notwenige Regelung. Es
sollte allerdings die rechtssichere Anwendung dieser
Ausnahme ermöglicht werden. In der geplanten
Fassung stellt sich die Frage, ob dieser Ausnahme-
tatbestand überhaupt eingreifen kann. Insbesondere
das „beschäftigt“ dürfte zu Unsicherheiten in der
Anwendung führen. Eine Überlassung bedarf (wie
bisher) in jedem Fall einer entsprechenden arbeits-
vertraglichen Regelung. Übt der Arbeitnehmer auf
dieser Basis seine Tätigkeit in einem anderen Hand-
werksbetrieb oder in einer gemeinnützigen Organisa-
tion aus, kann dies auch als „zum Zweck der Über-
lassung beschäftigt“ verstanden werden. In dem
Ausnahmetatbestand ist auf dieses Merkmal zu ver-
zichten.

Die geplante Ausweitung des Anwendungsbereichs
des AÜG ist im Übrigen auch nicht von der Richtli-
nie gefordert. Diese gilt nach dem ausdrücklichen
Wortlaut nur für „Leiharbeitsunternehmen“, wäh-
rend das AÜG den weiteren Begriff des „Verleihers“
verwendet und damit in seinem Anwendungsbe-
reich wesentlich weiter gefasst ist. Der Begriff des
Verleihers beschränkt sich im Gegensatz zur Defini-
tion des Leiharbeitsunternehmens nicht auf das
Merkmal der „Anstellung“ zum Zwecke der Überlas-
sung (Art. 3 Abs. 1b der Richtlinie: natürliche oder
juristische Person, die mit Leiharbeitneh-
mern...Arbeitsverträge schließt..., um sie entleihen-
den Unternehmen zu überlassen). Eine Ausnahme
für karitative Einrichtungen ist damit in gleichem
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Maße möglich wie für Unternehmen, die nur zufällig
oder gelegentlich Arbeitnehmer überlassen und bei
denen es sich folglich auch nicht um Leiharbeitsun-
ternehmen i. S. der Richtlinie 2008/104/EG handelt.

3. Zu Art. 1 Nr. 2. a) bb): Keine Höchstüberlas-
sungsdauer durch die Hintertür

Die Einfügung des Merkmals „vorübergehend“ in
das AÜG ist überflüssig, was die Gesetzesbegrün-
dung bestätigt. Es ist im deutschen Recht bereits jetzt
typisch für ein Zeitarbeitsverhältnis, dass der Ein-
satz bei einem Dritten vorübergehend und nicht
dauerhaft erfolgt (vgl. BAG 10.03.2004 - 7ABR 49/03;
BAG 20.4.2005 - 7 ABR 20/04). Vor diesem Hinter-
grund schafft die Aufnahme des „vorübergehend“ in
§ 1 Abs. 1 AÜG zusätzliche Rechtsunsicherheit.

Sollte der Gesetzgeber gleichwohl in Anlehnung an
den Wortlaut der Richtlinie 2008/104/EG die Über-
nahme des Begriffes für notwendig erachten, darf
dies mit keiner Einschränkung des bestehenden
Rechts verbunden sein. Keinesfalls darf die Einfüh-
rung des Tatbestandmerkmals von „vorübergehend“
zur Einführung von Höchstüberlassungszeiten durch
die Hintertür missbraucht werden können, die vom
Gesetzgeber ausdrücklich abgeschafft worden waren.
Dies ist zumindest in der Gesetzesbegründung aus-
drücklich klarzustellen.

Denn die Richtlinie 2008/104/EG schließt trotz des
Merkmals „vorübergehend“ auch längerfristige Ein-
sätze nicht aus. „Vorübergehend“ ist ein Einsatz
bereits dann, wenn sein zeitliches Ende absehbar ist.
Dafür ist die konkrete Dauer des Einsatzes unerheb-
lich. Bei Abschluss des Arbeitsverhältnisses ist klar,
dass der entsprechende Einsatz jederzeit enden kann
und das Zeitarbeitsunternehmen dann eine andere
Einsatzmöglichkeit für den Zeitarbeitnehmer zu
organisieren hat.

4. Zu Art. 1 Nr. 2b), aa): Änderung des Konzern-
privilegs schafft Rechtsunsicherheit

Die geplante Änderung des Konzernprivilegs in § 1
Abs. 3 AÜG ist überflüssig und von der Richtlinie
EG 2008/104/EG nicht gefordert. Rechtsunsicherheit
im Umgang mit der Regelung wäre die Folge.

Durch die Ergänzung soll nach der Gesetzesbegrün-
dung klargestellt werden, dass die Privilegierung der
Arbeitnehmerüberlassung zwischen Konzernunter-
nehmen nicht für Arbeitnehmerüberlassung durch
reine Personalführungsgesellschaften gilt. Bereits
bisher ist in Rechtsprechung und Literatur auf
Grundlage der bestehenden Regelung anerkannt,
dass solche Personalführungsgesellschaften nicht
unter das Konzernprivileg fallen (Thüsing, AÜG § 1
Rn. 199 m. w. N., BAG vom 20.04.2005 – 7 ABR
20/04). Wenn eine Regelung mit dem Ziel angepasst
werden soll, eine bereits bestehende Wirkung her-
beizuführen, ruft dies auf Seiten des Rechtsanwen-
ders völlig überflüssige Unsicherheiten hervor.

Hinzu kommt, dass unklar ist, wann ein Arbeitneh-
mer zur Überlassung eingestellt wird. Da eine Über-
lassung an einen anderen Arbeitgeber immer einer
arbeitsvertraglichen Grundlage bedarf, sehen Ar-
beitsverträge -insbesondere in Konzernen - zum Teil
vorsorglich eine entsprechende Klausel vor, ohne
dass zum Zeitpunkt der Einstellung eine Überlas-

sung geplant ist. Es muss klargestellt werden, dass
diese und vergleichbare Fälle nicht erfasst sind und
hier auch zukünftig das Konzernprivileg eingreifen
kann. Die Einfügung „und beschäftigt“ schränkt den
Regelungsgehalt noch weiter ein. Es stellt sich, wie
bei dem geplanten Ausnahmetatbestand in § 1 Abs.
3 Nr. 2a AÜG-E (vgl. oben) die Frage, ob für die
Ausnahme überhaupt noch eine Anwendung bleibt.
Denn in dem Moment, in dem ein Arbeitnehmer
zwischen Konzernunternehmen überlassen wird,
wird er zur Überlassung „beschäftigt“.

Die Änderung ist nicht durch die Richtlinie
2008/104/EG gefordert. Die konzerninternen Sach-
verhalte gem. § 1 Abs. 3 AÜG sind keine „wirtschaft-
liche Tätigkeit“ im Sinne des Art. 1 Abs. 2 der Richt-
linie 2008/104/EG. Eine Tätigkeit „am Markt“ schei-
det aus, wenn - gesteuert von der Konzernobergesell-
schaft - nur ein konzerninterner Austausch erfolgt
und dabei keine Konkurrenz zu anderen Entleihern
besteht.

5. Zu Art. 1 Nr. 5. a), Nr. 6. a), aa): Streichung der
6-Wochen-Ausnahme beschäftigungspolitisch fal-
sches Signal

Die Abschaffung der sog. 6-Wochen-Ausnahme ist
beschäftigungspolitisch das falsche Signal. Eine
Beibehaltung der bestehenden Regelung ist in Über-
einstimmung mit der Richtlinie 2008/104/EG mög-
lich.

Der Gesetzgeber hat diese Regelung 2002 in das AÜG
eingefügt, um einen Anreiz für die Einstellung von
Arbeitslosen zu setzen und diesen den Widereinstieg
in den Arbeitsmarkt zu erleichtern. So ist für sechs
Wochen eine Abweichung vom Gleichbehandlungs-
grundsatz auf Basis des zuletzt gezahlten Arbeitslo-
sengeldes zulässig. Die Zahlen der Bundesagentur
für Arbeit beweisen, dass Zeitarbeit gerade für Ar-
beitslose ein erfolgreicher Weg in eine sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigung ist. Die Wertung
des § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG entspricht im Übrigen der
des § 14 Abs. 3 TzBfG, der die Möglichkeit gewährt,
Arbeitnehmer, die vier Monate arbeitslos waren,
länger sachgrundlos befristet einzustellen.

Zwar mag gegenwärtig der Ausnahmetatbestand des
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG keine größere Rolle spielen.
Dies hat seine Ursache aber in erster Linie darin,
dass die Tarifvertragsparteien der Zeitarbeit tarifver-
tragliche Regelungen getroffen haben, die diesem
Eingliederungsgedanken in ausreichendem Maße
Rechnung tragen. Eine Änderung dieser Tarifverträ-
ge oder der dieser zugrunde liegenden gesetzlichen
Basis hätte sehr schnell zur Folge, dass diese Aus-
nahme vom Gleichbehandlungsgrundsatz an Bedeu-
tung gewinnt.

Die bestehende Regelung entspricht auch der Richt-
linie 2008/104/EG. Dies ergibt sich sowohl aus den
Regelungsgedanken in Art. 1 Abs. 3 und Art. 5 Abs.
2 als auch aus dem Erwägungsgrund 11 der Richtli-
nie. Aus Art. 1 Abs. 3 der Richtlinie lässt sich ent-
nehmen, dass Eingliederungsmaßnahmen einen
besonderen Stellenwert haben, die durch die Richt-
linie nicht behindert werden sollen. Art. 5 Abs. 2
ermöglicht den Mitgliedstaaten sogar, vom Gleich-
behandlungsgrundsatz gesetzlich abzuweichen,
wenn - wie in Deutschland - eine Bezahlung auch in
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den Zeiten zwischen den Überlassungen erfolgt.
Wenn in diesen Fällen schon die Richtlinie keine
Anwendung findet, können Zeitarbeitnehmer erst
Recht abweichend vom Gleichstellungsgrundsatz
sechs Wochen für ein Nettoarbeitsentgelt in Höhe
des zuletzt bezogenen Arbeitslosengeldes beschäftigt
werden. Diese Auslegung entspricht dem Erwä-
gungsgrund 11 der Richtlinie, wonach diese zur
Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Teilnahme am
und zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt beitragen
soll.

6. Zu Art. 1 Nr. 6. d): Regelung zur Vermittlungs-
gebühr überflüssig

Die Aufnahme des Verbots einer Vereinbarung einer
Vermittlungsvergütung zwischen Zeitarbeitsunter-
nehmen und Zeitarbeitnehmer ist überflüssig. In
Auslegung des § 9 Abs. 4 AÜG ist bereits nach gel-
tendem Recht anerkannt, dass entsprechende Ver-
einbarungen über Vermittlungsprovisionen für den
Fall eines Wechsels zum Einsatzbetrieb unzulässig
sind.

7. Zu Art. 1 Nr. 10: Überflüssige Bürokratie ver-
meiden

Die Einführung der Informationspflicht in § 13a
AÜG-E geht über das zur Umsetzung des Art. 6 Abs.
1 der Richtlinie 2008/104/EG notwendige hinaus.
Die Einführung einer gesetzlich zwingenden Infor-
mationspflicht über sämtliche Vakanzen ist europa-
rechtlich nicht gefordert und erzeugt einen unver-
hältnismäßigen Bürokratieaufwand.

Die Umsetzung ist auf das zur Herstellung der Chan-
cengleichheit zwischen den Stammarbeitskräften im
Einsatzbetrieb und den Zeitarbeitnehmern erforder-
liche zu beschränken. Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie
2008/104/EG, dessen Umsetzung § 13a AÜG-E dient,
zielt nach seinem ausdrücklichen Wortlaut auf die
Herstellung dieser Chancengleichheit. Dementspre-
chend ist es richtlinienkonform, die Informations-
pflicht auf die Fälle zu beschränken, in denen auch
ein Stammarbeitnehmer über offene Stellen infor-
miert wird und in denen eine Besetzung mit dem
Zeitarbeitnehmer überhaupt in Betracht kommt.

Schon heute erfasst § 93 BetrVG, wonach der Be-
triebsrat verlangen kann, dass Arbeitsplätze, die
besetzt werden sollen, vor ihrer Besetzung innerhalb
des Betriebs ausgeschrieben werden, die im Betrieb
eingesetzten Zeitarbeitnehmer, so dass es einer wei-
tergehenden Regelung nicht bedarf. Hinzu kommen
die Fälle, in denen eine Stelle offen ausgeschrieben
wird. Entscheidet sich ein Arbeitgeber zu diesem
Schritt, wird er auch die bei sich eingesetzten Zeit-
arbeitnehmer entsprechend informieren.

Eine weitergehende Informationspflicht, bspw. bei
leitenden Angestellten, kann nicht einmal vom Be-
triebsrat verlangt werden, denn dies berührt die
Geheimhaltungsinteressen des Arbeitgebers und
womöglich Interessen des bisherigen Stelleninha-
bers.

Schließlich ist - wie im Referentenentwurf eines
Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes vom 24. März 2009 vorgesehen
- die Informationspflicht auf freie Arbeitsplätze im

Betrieb zu beschränken. Dies wirkt einer ausbürden-
den und überflüssigen Bürokratie entgegen.

8. Zu Art. 1 Nr. 10, Nr. 6b): Zugangsrecht unter Be-
achtung des bestehenden Rechts gestalten

Die Umsetzung des Anspruchs auf Zugang zu den
Gemeinschaftseinrichtungen und - diensten im Ein-
satzunternehmen gem. Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie
2008/104/EG muss der deutschen Besonderheit, dass
entsprechende Einrichtungen in der Regel auf kol-
lektivrechtlichen Vereinbarungen beruhen, Rech-
nung tragen. Zudem ist die Regelung so zu fassen
bzw. zu begründen, dass ihre Anwendung in der
Praxis rechtssicher möglich ist.

Der Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen und -
diensten ist häufig in Betriebsvereinbarungen gere-
gelt. Diese finden nicht zwingend auch auf Zeitar-
beitnehmer Anwendung. Somit käme es nach dem
Gesetzesentwurf zu der Situation, dass die beste-
henden betrieblichen Regelungen einerseits recht-
lich keinerlei Wirkung für Zeitarbeitnehmer haben,
der Einsatzbetrieb die Zeitarbeitnehmer allerdings
faktisch in den Geltungsbereich der Betriebsverein-
barung einbeziehen müsste. Dies widerspräche der
gesetzlichen Systematik des Mitbestimmungsrechts.
Es sollte zumindest in der Gesetzesbegründung klar-
gestellt werden, dass eine Entscheidung des Be-
triebsrates für einen begrenzten Zugang nur für Be-
triebsangehörige ein objektiver Grund ist, der dem
Anspruch des Zeitarbeitnehmers entgegensteht.

Hinsichtlich der Definition dessen, was Gemein-
schaftseinrichtungen i. S. des § 13 b AÜG-E sind,
sollte sich der Gesetzgeber nicht auf die Übernahme
lediglich der in der Richtlinie genannten Beispiele
beschränken. Wichtig wäre - zumindest in der Ge-
setzesbegründung - auch eine Negativabgrenzung zu
Leistungen, die keinesfalls den Gemeinschaftsein-
richtungen zuzurechnen sind. So sollte klargestellt
werden, dass individuelle Leistungen mit Entgelt-
charakter, wie bspw. Regelungen zur Betriebstreue
oder andere Boni-Regelungen, nicht unter dem Be-
griff der Gemeinschaftseinrichtungen subsumiert
werden können. Nur so kann sichergestellt werden,
dass der Begriff der Gemeinschaftseinrichtung bzw. -
dienste nicht extensiv ausgelegt und so in Wider-
spruch zu § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG ein nicht tarifdispo-
sitiver Anspruch auf equal-treatment eingeführt
wird, der der übrigen Systematik des AÜG wider-
spricht.

Hinsichtlich des Begriffs der Gemeinschaftseinrich-
tungen und -diensten muss der Gesetzgeber sicher-
stellen, dass diese Begriffe nicht extensiv interpre-
tiert werden können und somit durch die Hintertür
equal-treatment eingeführt wird.

Zu regeln sind schließlich die steuerrechtlichen
Folgefragen, die mit dem Zugangsanspruch der Zeit-
arbeitnehmer in Zusammenhang stehen. Der Ein-
satzbetrieb stellt seinem Arbeitnehmer die entspre-
chenden Rechte in der Regel steuervergünstigt zur
Verfügung. Eine entsprechende Vergünstigung muss
auch eingeräumt werden, wenn er aufgrund der
gesetzlichen Regelung gem. § 13 b AÜG-E zur Ge-
währung gegenüber dem Zeitarbeitnehmer verpflich-
tet ist. Anderenfalls wäre er gehalten, für die gleiche
Leistung gegenüber diesen - nicht einmal eigenen -
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Arbeitnehmern deutlich höhere Aufwendungen zu
machen. Eine solch weitgehende Verpflichtung ist
der Richtlinie, die insofern eine Gleichstellung for-
dert, nicht zu entnehmen.

9. Art. 1 Nr. 11. a).: Ordnungswidrigkeiten nicht
unnötig ausweiten

Die Einführung des neuen § 16 Abs. 1 Nr. 7a AÜG
geht deutlich über die Umsetzung der Zeitarbeits-
richtlinie hinaus. Zwar fordert dessen Art. 10 Abs. 2,
dass Mitgliedstaaten Sanktionen festlegen, die im
Fall eines Verstoßes gegen die Vorschriften zur Um-
setzung der Richtlinie Anwendung finden. Dies
bedeutet jedoch nicht zwingend die Einführung

eines neuen Ordnungswidrigkeitentatbestandes. Mit
der Rechtsfolge des equal-pay wird die Nichteinhal-
tung des Gleichbehandlungsgrundsatzes bereits
durch drohenden Entzug der AÜ-Erlaubnis umfas-
send sanktioniert.

Die Einführung des neuen Ordnungswidrig-
keitentatbestands kann nicht aus Art. 10 der Richtli-
nie abgeleitet werden. Auch über zivilrechtliche
Folgen kann eine hinreichende Wirksamkeit der
Richtlinienvorgaben (effet utile) sichergestellt wer-
den. Er ist nicht erforderlich, zivilrechtliche Vorga-
ben noch mit einem weit reichenden Ordnungswid-
rigkeitstatbestand zu flankieren

.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)441neu
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 15. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e.V. (iGZ)

I. Vorbemerkung

Der Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunter-
nehmen – iGZ e.V., vertritt als Arbeitgeberverband
die Belange von fast 2.000 mittelständischen Perso-
naldienstleistern mit etwa 4.000 Niederlassungen im
gesamten Bundesgebiet. Er hat mit der „Tarifgemein-
schaft Zeitarbeit“ der Einzelgewerkschaften beim
DGB seit 2003 Branchen-Tarifverträge abgeschlos-
sen, zuletzt am 30. April 2010 mit einer Laufzeit bis
zum 31. Oktober 2013.

1. Ziele des iGZ

Der iGZ strebt eine Verbesserung der gesellschafts-
politischen Akzeptanz der Zeitarbeit an. Dazu müs-
sen Lösungen gefunden werden, die das Thema
"Lohngerechtigkeit" noch stärker aufgreifen und
etwa bei längeren Einsatzzeiten zu vergleichbaren
Entgelten zwischen Zeitarbeitskraft und Stammar-
beitnehmer führen. Der iGZ will dieses Ziel durch
maßgerechte tarifliche Lösungen zwischen den Zeit-
arbeitgebern und den Gewerkschaften umsetzen und
nicht vom Gesetzgeber regeln lassen. Das tarifpoliti-
sche Modell des Verbandes umfasst dabei folgende
Eckpunkte:

 Gesetzliche Ansätze, die Tariföffnungsklausel zu
streichen oder einzugrenzen, bergen unzählige
Rechtsunsicherheiten und hohe Administrations-
kosten bei der Umsetzung des dann notwendigen
Gleichbehandlungsgebotes und greifen in die ver-
fassungsrechtliche Tarifautonomie ein.

 Qualifizierte Zeitarbeitskräfte sollen, in Abhän-
gigkeit von der Einsatzdauer im
Entleihunternehmen, eine stufenweise Erhöhung
ihrer Vergütung erhalten, die sich mit zunehmen-
der Einsatzdauer an die Vergütung der vergleich-
baren Stammbeschäftigten annähert.

 Für gering qualifizierte Arbeitnehmer stehen die
Eingliederung aus der Nichtbeschäftigung in den
Arbeitsmarkt, die Erhaltung der Beschäftigungs-
möglichkeiten und die Erhaltung und Weiterent-
wicklung der Beschäftigungsfähigkeit im Fokus.

 Der iGZ betrachtet die Qualifizierung und Wei-
terbildung von Zeitarbeitskräften als wichtige Zu-
kunftsaufgabe und ist bestrebt, diese Aufgabe ge-
meinsam mit dem Tarifpartner zu fördern und ta-
riflich umzusetzen.

 Der iGZ steht für Tariftreue und für eine korrekte
und umfassende Anwendung der geschlossenen
Tarifverträge. Die Förderung dieses Ziels soll
durch eine „Tarifgütestelle“ im engen Austausch
mit den Tarifpartnern beim DGB kontinuierlich
umgesetzt und verbessert werden.

2. Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke

Die Tatsache, dass sich der deutsche Arbeitsmarkt in
der Wirtschafts- und Finanzkrise ver-gleichsweise
stabil gezeigt hat und im europäischen Ausland
bereits vom deutschen „Job-Wunder“ die Rede ist,
hat zu großen Teilen auch mit den Arbeitsmarktre-
formen 2003/2004 zu tun. Die in einigen Punkten
deregulierte Zeitarbeit hat sich vor, in und nach der
Krise bewährt, indem sie insbesondere half, Arbeits-
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losigkeit zu reduzieren, Stammarbeitsplätze zu si-
chern und damit ein hohes Beschäftigungsniveau zu
schaffen. Aktuell zeigen die robusten Wachstums-
zahlen, dass die Zeitarbeitsbranche erneut ihrer
Funktion als Jobmotor im Aufschwung gerecht wird.

Der iGZ lehnt deshalb die in dem Gesetzentwurf der
Fraktion Die Linke enthaltenen Regulierungsansätze
ab, da sie die Bedingungen für die Erfolge der Bran-
che ignoriert. Der Gesetzentwurf ist geprägt von
einem Zerrbild der Zeitarbeit. Die darauf beruhende
weitgehend fehlerhafte Analyse der Problemlagen
führt zu sozial- und wirtschaftspolitisch ungeeigne-
ten und schädlichen Lösungsvorschlägen.

3. Gesetzentwurf der Bundesregierung

Demgegenüber will der Gesetzentwurf der Bundes-
regierung grundsätzlich sicherstellen, dass „die
Arbeitnehmerüberlassung als flexibles Instrument
zur Deckung des Arbeitskräftebedarfs der Unter-
nehmen erhalten bleibt.“

In rechtlicher Hinsicht soll das Gesetz der Umset-
zung der EU-Leiharbeitsrichtlinie 2008/104/EG vom
19. November 2008 dienen, die hierfür eine Frist bis
zum 05. Dezember 2011 vorsieht. In tatsächlicher
Hinsicht nimmt der Gesetzentwurf die öffentlich
diskutierten Missbrauchsfälle in der Zeitarbeitsbran-
che zum Anlass, um hier über neue Abwehrklauseln
Korrekturen vorzunehmen. Dies wird vom iGZ be-
grüßt.

Allerdings ignoriert der Gesetzentwurf bislang die
Aufforderung des europäischen Gesetzgebers, Ein-
schränkungen und Verbote zu überprüfen und diese
bei fehlender Rechtfertigung aus Gründen des All-
gemeininteresses zu streichen (Art. 4 Abs. 1 der
Richtlinie, Erwägungsgrund 18). Dies gilt vor allem
für das in Deutschland noch zu Unrecht nicht aufge-
hobene sektorale Verbot der Zeitarbeit im Bauhaupt-
gewerbe (vgl. ausführlich unter IV. unten).

Auch hält es der iGZ für sachgerecht, die Begriffsbe-
stimmungen im AÜG („Zeitarbeit“ statt „Leiharbeit“
etc.) endlich zu ändern, so wie es in anderen Berei-
chen längst umgesetzt worden ist (vgl. Titulierung
der Tarifverträge „ZEITARBEIT“ iGZ/DGB, Wirt-
schaftsbranche „ZEITARBEIT“ bei der Verwaltungs-
berufsgenossenschaft usw.)

4. Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU und der
FDP („Lohnuntergrenze im AÜG)

Der iGZ ist seit Jahren der Auffassung, dass es zum
Schutze der Zeitarbeitskräfte und zum Erhalt der
Branche Zeitarbeit als wichtiges Flexibilisierungsin-
strument für die deutsche Wirtschaft unerlässlich
sei, endlich eine verbindliche Tarif-Lohnuntergrenze
zu schaffen. Das gilt vor allem vor dem Hintergrund
der vollständigen Herstellung der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit ab 1. Mai 2011 für alle Staatsangehörigen
der EU-Mitgliedsstaaten, die am 01.05.2004 der EU
beigetreten sind. Der iGZ und der BZA haben mit
der DGB-Tarifgemeinschaft zu diesem Zweck einen
Mindestlohntarifvertrag am 30.04.2010 abgeschlos-
sen. Nach wie vor präferieren wir allerdings aus
ordnungspolitischen, gesetzessystematischen und
europarechtlichen Gründen die Aufnahme der Zeit-
arbeit als weitere Branche in das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz. Eine solche tarifliche Lohnunter-

grenze ist geboten, da nur so die Anforderungen der
EU-Richtlinie („Achtung des Gesamtschutzes von
Leiharbeitnehmern bei den Arbeits- und Beschäfti-
gungsbedingungen“) dauerhaft eingehalten werden
können.

II. Allgemeine Anmerkungen

1. Neue korrekte Begrifflichkeiten im AÜG

Der Gesetzgeber sollte endlich die Möglichkeit er-
greifen, sich im Zuge dieser AÜG-Reform von den
sachlich falschen und diskreditierenden Begriffen
„Leiharbeit“, „Leiharbeitnehmer“, „Verleiher“ und
„Entleiher“ zu trennen. Die „Leihe“ beschreibt ei-
nen Vertragstyp aus dem Bürgerlichen Gesetzbuch,
bei dem es um die unentgeltliche Gebrauchsüberlas-
sung einer Sache geht (§ 598 BGB). Weder wird bei
der Überlassung eines Arbeitnehmers der „Gebrauch
gestattet“, noch handelt es sich bei einem Arbeit-
nehmer um eine Sache. Schließlich ist der Kernbe-
reich der Arbeitnehmerüberlassung gewerblich und
damit nicht unentgeltlich. Es gibt also kaum einen
Begriff, der weniger geeignet wäre für die Beschrei-
bung der Zeitarbeit als der bisher gewählte Begriff
„Leihe“. Auch europarechtlich wird dieser Begriff
nicht unterstützt, da in der englischen Fassung der
Richtlinie von „temporary agency work“ die Rede
ist. Stattdessen sollten die Begriffe „Zeitarbeit“,
„Zeitarbeitnehmer“, „Zeitarbeitsunternehmen“ und
„Einsatzunternehmen“ verwendet werden. Zeitar-
beitskräfte sind keine Arbeitnehmer 2. Klasse. Sie
haben in der Regel sozialversicherungspflichtige
Beschäftigungsverhältnisse und für sie gelten die
gleichen arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften wie
für andere Arbeitskräfte auch.

2. Verbesserung des Zugangs zu Fort- und Weiter-
bildungsangeboten

Art. 6 Abs.5 der Richtlinie fordert eine Verbesserung
des Zugangs der Zeitarbeitskräfte zu Fort- und Wei-
terbildung, sowohl beim Personaldienstleister als
auch beim Einsatzunternehmen. Der Referentenent-
wurf lässt bislang Regelungen vermissen, wie in
Deutschland diese Vorgabe rechtlich umgesetzt wer-
den soll.

Der iGZ hat mit der DGB-TG Zeitarbeit tarifvertrag-
lich am 30. April 2010 folgende Regelung getroffen:

„Qualifizierung und Weiterbildung der Zeitarbeit-
nehmer sind zentrale Bestandteile für eine qualitati-
ve Weiterentwicklung der Zeitarbeit. Vor diesem
Hintergrund beabsichtigen die Tarifvertragsparteien,
bis spätestens Ende 2011 Möglichkeiten der tarifver-
traglich verankerten Förderung von Qualifizierungs-
und Weiterbildungsmaßnahmen in den Unterneh-
men zu vereinbaren, um tragfähige und innovative
neue Ansätze zu finden.“

III. Besondere Anmerkungen zu den Änderungen
im Gesetzentwurf der Bundesregierung

1. Änderung des § 1 Abs. 1 Satz 1 AÜG („nicht ge-
werbsmäßige Zeitarbeit“)

Die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf die
nicht gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung
entspricht den Vorgaben des Art. 1 Abs. 2 der Richt-
linie. Es ist auch nicht ersichtlich, warum nicht
gewerbsmäßige öffentliche Überlassungsformen die
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Anforderungen, die das AÜG stellt, nicht zu erfüllen
brauchten. Dies verkennt die Stellungnahme des
Bundesrates vom 11. Februar 2011, die hier beson-
dere Ausnahmeregelungen für gemeinnützige Integ-
rationsprojekte und gemeinnützige Werkstätten für
behinderte Menschen (WfbM) schaffen will. Eher
wäre es angebracht, die bürokratischen Vorgaben im
Erlaubnisverfahren insgesamt zu straffen. Vor dem
Hintergrund, dass die gewerbliche Zeitarbeit selbst
erhebliche Integrationseffekte nachweisen kann, ist
es auch akzeptabel und zur Herstellung von Rechts-
sicherheit sogar nützlich, dass von der Möglichkeit
in Art. 1 Abs. 3 der Richtlinie kein Gebrauch ge-
macht wurde, spezifische öffentliche oder von öf-
fentlichen Stellen geförderten beruflichen Ausbil-
dungs-, Eingliederungs- und Umschulungsprogram-
me aus dem Anwendungsbereich des AÜG heraus-
zunehmen.

2. Zu § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG

a) Streichung der „6-Wochen-Regel“

Die Streichung der Möglichkeit, unter bestimmten
Bedingungen bei der Beschäftigung von zuvor Ar-
beitslosen vom Gleichbehandlungsprinzip für höchs-
tens sechs Wochen abzuweichen, entspricht der
Vorgabe der Richtlinie. Zutreffend ist die Feststel-
lung im Begründungsteil des Referentenentwurfes,
dass die 6-Wochen-Ausnahme in der Praxis die
ohnehin keine Bedeutung hatte.

b) Einfügung einer Anti-Missbrauchsklausel

Wie bereits eingangs erwähnt, begrüßt der iGZ neben
den bereits vereinbarten branchentariflichen Rege-
lungen auch flankierende gesetzgeberische Maß-
nahmen zur Verhinderung des „Drehtür-Effektes“,
damit u.a. im Kundenunternehmen bestehende Ent-
gelte nicht zuungunsten der betroffenen Arbeitskräf-
te umgangen werden können. Schein-
Zeitarbeitsmodelle im Sinne von „sale and lease
back“ werden nun ein Riegel vorgeschoben.

3. Zu § 9 AÜG

a) Streichung der „6-Wochen-Regel“

siehe Stellungnahme zu 3a)

b) Einfügung einer Anti-Missbrauchsklausel

Konsequente Ergänzung zu der gewerberechtlichen
Regelung in § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Referentenentwurfs,
die dem Arbeitnehmer im Falle missbräuchlicher
Verwendung der Zeitarbeit die arbeitsrechtlichen
Ansprüche auf Gleichbehandlung sichert.

c) § 9 Nr. 2a AÜG – Zugang zu Gemeinschaftsein-
richtungen

Die Vorschrift steht im Zusammenhang mit § 13b
des Referentenentwurfs. Während § 13b den Entlei-
her verpflichtet, den Mitarbeiter den Zugang zu
Gemeinschaftseinrichtungen oder –diensten zu ge-
währen, stellt § 9 Nr. 2a des Entwurfs klar, dass das
Zugangsrecht des Zeitarbeitnehmers nicht dispositiv
ist. Damit wird Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie umge-
setzt.

d) § 9 Nr. 5 AÜG – Vermittlungsvergütung

Bereits bisher wurden Vermittlungsprovisionen zu
Lasten der Zeitarbeitskräfte für den Fall des Wech-

sels zum Einsatzbetrieb als unzulässig angesehen.
Die Ergänzung des § 9 Nr. 4 AÜG stellt dies klar und
setzt damit Art. 6 Abs. 3 der EU-Richtlinie um.

4. Zu § 13a AÜG - Information des Zeitarbeitneh-
mers über freie Arbeitsplätze

Damit wird Art. 6 Abs. 1 der EU-Richtlinie umge-
setzt. Zu kritisieren ist allerdings, dass sich die In-
formationspflicht des Entleihers auf alle zu beset-
zenden Arbeitsplätze im Unternehmen bezieht, was
bei größeren Unternehmen mit mehreren räumlich
weit entfernten Betrieben nicht sachgerecht ist und
einen erhöhten bürokratischen Aufwand erfordert.
Die Informationspflicht sollte sich auf zu besetzende
Stellen im Einsatzbetrieb beschränken.

5. Zu § 13b AÜG – Zugang zu Gemeinschaftsein-
richtungen

Hiermit wird die Vorgabe des Art. 6 Abs.4 der EU-RL
umgesetzt. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung
sieht vor, dass eine unterschiedliche Behandlung
des Zeitarbeitnehmers im Hinblick auf den Zugang
zu Gemeinschaftseinrichtungen oder –diensten aus
sachlichen Gründen ausnahmsweise gerechtfertigt
sein kann und spezifiziert diese nachvollziehbar im
Begründungsteil.

6. Zu § 16 AÜG – Ordnungswidrigkeiten

Der Gesetzentwurf hat die unzulässige Abweichung
vom Gleichbehandlungsgrundsatz in den
Ordnungswidrigkeitenkatalog aufgenommen. Damit
kann eine Geldbuße auch dann festgesetzt werden,
wenn trotz Durchführung des Drehtüreffektes keine
Gleichbehandlung gewährt wurde. Der iGZ befür-
wortet den Sanktionskatalog. Im iGZ-Tarifvertrag mit
den DGB-Gewerkschaften wurde darüber hinaus am
30. April 2010 eine „gemeinsame Einrichtung zur
Sicherung und Förderung von Tariftreue“ wie folgt
vereinbart:

„Die Tarifvertragsparteien unterstreichen die Not-
wendigkeit, für eine richtige und vollständige An-
wendung der Tarifverträge Sorge zu tragen und be-
grüßen die diesbezüglich bereits bisher unternom-
menen Anstrengungen. Zur Verbesserung der Tarif-
anwendung vereinbaren die Tarifvertragsparteien
die Schaffung einer gemeinsamen Einrichtung. Die
nähere Ausgestaltung wird einer paritätisch besetz-
ten Kommission übertragen.“

IV. EU-Richtlinienvorgaben, die noch nicht in dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung enthalten sind
(Umsetzung des Art. 4 der EU-Richtlinie)

Gem. Art. 4 Abs. 1 der EU-Richtlinie sind Verbote
und Einschränkungen von Zeitarbeit nur aus Grün-
den des Allgemeininteresses gerechtfertigt.

Der gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung ist es
untersagt, Arbeiter an Betriebe des Bauhauptgewer-
bes zu überlassen (§ 1b Satz 1 AÜG). Die in den
Sätzen 2 und 3 des § 1b AÜG aufgeführten Ausnah-
me zu diesem Verbot spielen in der Praxis keine
Rolle, da die Voraussetzungen für Zeitarbeitsunter-
nehmen kaum erfüllbar sind. § 1b Satz 2 lit b) gilt
nur die Überlassung zwischen Bauunternehmen, §
1b Satz 2 lit. a) erfordert Tarifverträge, die aufgrund
tarifpolitischer Gegebenheiten unwahrscheinlich
sind. Es ist nicht ersichtlich, welche Gründe des
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Allgemeininteresses ein solches Verbot zukünftig
weiter notwendig machen.

Als Motiv des Gesetzgebers für dieses Verbot wird
der sozialpolitisch unerwünschte Ausschluss dieser
Arbeitnehmer von tariflichen Sozialleistungen, vor
allem von den Sozialkassen des Baugewerbes er-
wähnt (BT-Drucksache 9/846, S. 35 f.). Beispiel aus
dem Ausland (Österreich) zeigen, dass es dem Ge-
setzgeber als milderes Mittel anstelle eines Verbotes
möglich wäre, diese Verpflichtung auch für Zeitar-
beitsunternehmen einzuführen, wenn Zeitarbeit-
nehmer an Betriebe des Bauhauptgewerbes überlas-
sen werden. Denkbar wäre auch, dass auf der Ebene
der Sozialpartner eine Regelung darüber getroffen
wird. Selbst wenn man also den sozialpolitischen
Schutz der Zeitarbeitnehmer als Allgemeininteresse
im Sinne der Richtlinie begreift, erfordert dies nicht
das faktische Totalverbot für die Zeitarbeit in der
Baubranche. Der in der Richtlinie aufgenommene
Aspekt der „Rechtfertigung“ von Verboten und Ein-
schränkungen beinhaltet auch den Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz, demzufolge Verbote und Einschrän-
kungen zur Erreichung des gesetzgeberischen Ziels
(Schutz des Allgemeininteresses) nur rechtmäßig
sind, wenn kein milderes Ziel zur Erreichung des
Ziels möglich ist. Mildere Mittel sind, wie aufge-
zeigt, vorhanden.

Ferner wird vorgebracht, die fehlende Tarifbindung
verschaffe denjenigen, die Zeitarbeitskräfte einset-
zen, Wettbewerbsvorteile gegenüber Bauunterneh-
men mit tarifgebundener Belegschaft. Diese Ansicht
stammt ersichtlich aus der Zeit, in der Tarifverträge
in der Zeitarbeit eine Ausnahmestellung hatten. Seit
2003 hat sich eine nahezu flächendeckende Tarif-
bindung eingestellt. Auch wenn die Branchentarif-
verträge der Zeitarbeit von den Tarifverträgen der
Baubranche abweichen, ergeben sich für die Zeitar-
beitsunternehmen keine Wettbewerbsvorteile, da sie
gem. § 8 Abs. 3 Arbeitnehmer-Entsendegesetz ver-
pflichtet sind, die für allgemeinverbindlich erklärten
Tarifverträge des Baugewerbes einzuhalten.

Schließlich hatte der Gesetzgeber seinerzeit Schwie-
rigkeiten bei der Überwachung der Zeitarbeit gese-
hen. Die bestehenden Kontroll- und Meldepflichten
seien unzulänglich und führten zu einer zunehmen-
den Illegalität bei der Überlassung von Arbeitneh-
mern in die Bauwirtschaft. Die Kontrolle der Zeitar-
beitsunternehmen – wie allgemein auch – obliegt der
Zollverwaltung (§ 16 Abs. 3 AÜG). Es ist nicht er-
sichtlich, inwiefern Zeitarbeit in stärkerem Maße
von der Gefahr der Illegalität bei der Überlassung ins
Bauhauptgewerbe erfasst sein soll als andere Dienst-
leister, z.B. Subunternehmer, die ihre Dienstleistun-
gen im Rahmen von Werkverträgen anbieten. Im
Gegensatz zu solchen Subunternehmern werden
Zeitarbeitsunternehmen durch eine eigene Auf-
sichtsbehörde kontrolliert. Selbst wenn der Gesetz-
geber von einer größeren Gefahr ausgehen sollte,
wäre der Ausbau der Kontroll- und Meldepflichten
gegenüber einem Verbot der Überlassung in Betriebe
des Bauhauptgewerbes das mildere Mittel. Außer-
dem ist es die Aufgabe des Staates, durch Gestellung
von Personal und Sachmittel die Kontrolle sicherzu-
stellen.

Auch die weiteren explizit erwähnten Rechtferti-
gungsgründe wie Schutz der Zeitarbeitnehmer,
Gesundheitsschutz, Sicherheit am Arbeitsplatz so-
wie das Funktionieren des Arbeitsmarktes liegen
nicht vor. Insbesondere kann nicht mit Erfolg einge-
wandt werden, dass die Zeitarbeitnehmer bei der
Arbeit in einem Bauunternehmen besonders in ihrer
Gesundheit gefährdet wären. Zeitarbeitnehmer sind
allen Bereichen eingesetzt und üben dort, wie die
Stammmitarbeiter auch, Arbeiten mit unterschiedli-
chem Gefährdungsgrad aus. Das Zeitarbeitsunter-
nehmen und das Einsatzunternehmen sind glei-
chermaßen für die Einhaltung der Arbeitssicherheit
zuständig (§ 11 Abs. 6 AÜG).

Insgesamt atmet die Gesetzesbegründung zu der
Einführung des Verbots der Überlassung in Betriebe
des Bauhauptgewerbes (BT-Drucksache 9/846, S. 35
f.) aus dem Jahre 1981 die allgemeine Skepsis ge-
genüber einer damals noch jungen Branche, von der
man allgemein ausging, dass Legalität und Illegalität
eng beieinander lägen. Der Gesetzgeber hat es – auch
losgelöst von den nun bestehenden europarechtli-
chen Verpflichtungen – verpasst, der Weiterentwick-
lung der Zeitarbeit auch im Hinblick auf eine natio-
nal wirksame Lockerung des Verbots der Überlas-
sung in Betriebe des Bauhauptgewerbes Rechnung
zu tragen.

V. Besondere Anmerkungen zum CDU/CSU-FDP-
Gesetzentwurf („Lonuntergrenze“)

Am 1. 5. 2011 tritt die volle Freizügigkeit der Ar-
beitnehmer aus den EU-Beitrittsländern Tschechi-
sche Republik, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn,
Polen, Slowenien und Slowakische Republik in
Kraft. Polnische und tschechische Zeitarbeitsunter-
nehmen stehen bereits in den Startlöchern, um mit
Tarifverträgen zu den Standards ihrer Heimatländer,
aber mit Geltungsanspruch für den Europäischen
Wirtschaftraum (EWR), auf dem deutschen Zeitar-
beitsmarkt tätig zu werden.

Mit dem AÜG-Änderungsvorschlag von CDU/CSU-
FDP wird grundsätzlich das richtige Ziel verfolgt,
durch eine per Rechtsverordnung des BMAS für
allgemeinverbindlich erklärte Lohnuntergrenze auf
Vorschlag von repräsentativen Branchen-
Tarifvertragsparteien eine Bindungswirkung für alle
in- und ausländischen Zeitarbeitsunternehmen ein-
zuführen. Mit diesem gesetzlichen „Flankenschutz“
soll u.a. ein angemessenes Schutzniveau für die
Zeitarbeitskräfte gewährleistet werden.

Bisher gibt es systematisch vier Möglichkeiten, um
durch eine staatliche Rechtssetzung
Mindestarbeitbedingungen festzulegen (§ 5 TVG, § 7
AEntG, §§ 10 ff. AEntG und § 4III MiArbG). Der
Gesetzentwurf der Regierungsfraktionen will nun
dieses Arsenal zusätzlich um eine fünfte Möglichkeit
erweitern – exklusiv für die Zeitarbeit und verankert
im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. Es fehlt hierzu
aber eine Begründung für diesen Sonderweg in der
Zeitarbeit. Es ist deshalb rechtlich und politisch
nicht nachvollziehbar, warum die Branche nicht in
das Arbeitnehmer-Entsendegesetz aufgenommen
wird, zumal das dortige Verfahren zur Festsetzung
eines branchenspezifischen Mindestlohnes weitge-
hend identisch ist.
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Immerhin verschaffen die vorgeschlagenen neuen
AÜG-Regelungen dem vom iGZ befürworteten
Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit im
gleichen Land” im Ergebnis Geltung und es wird
dem sonst drohenden grenzenlosen Unterbietungs-
wettbewerb Einhalt geboten.

VI. Stellungnahme zum „Entwurf eines Gesetzes zur
strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung“
der Fraktion DIE LINKE

1. Vorbemerkung

Die Änderungsvorschläge der Fraktion DIE LINKE
hätten insbesondere verheerende Auswirkungen auf
die Integration von arbeitsuchenden Menschen. Die
vorgeschlagenen Eingriffe in das Arbeitnehmerüber-
lassungsrecht haben allein das Ziel, die Zeitarbeit so
unattraktiv zu machen, dass sie kaum noch als fle-
xibles Einsatzinstrument zum Tragen käme. Damit
würden vor allem für diejenigen unüberwindbare
Hürden aufgebaut werden, die z.B. wegen längerer
Arbeitslosigkeit oder wegen fehlender oder schwa-
cher Berufsabschlüsse kaum Chancen haben, auf
dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Nach der aktuellen
Statistik der Bundesagentur für Arbeit kommen ca.
60% der von Zeitarbeitsunternehmen neu eingestell-
ten Arbeitnehmer aus der Arbeitslosigkeit, davon
sind fast 20% Langzeitarbeitslose (BA-Statistik,
Stand 2. Halbjahr 2010). Schon daraus ist ersicht-
lich, dass die Behauptung, Zeitarbeit verdränge
Stammbeschäftigung, unzutreffend ist.

Die Zeitarbeit liefert die Flexibilität, die die deut-
sche Wirtschaft benötigt, um die im Zuge der Globa-
lisierung typischen Auftragsschwankungen abzufe-
dern und zunehmende „Just-in-time“-Produktionen
zu ermöglichen. Die Hürden, die für die Verwen-
dung von Zeitarbeit aufgebaut werden, schwächen
die deutsche Wirtschaft und gefährden damit auch
die Stammarbeitsplätze. Es ergibt sich also genau der
gegenteilige Schluss: Zeitarbeit gefährdet nicht die
Stammbeschäftigung, sondern fehlende Zeitarbeit
gefährdet Stammbeschäftigung.

Die vorgeschlagenen Änderungen sind auch europa-
rechtlich angreifbar. Nach der Richtlinie
2008/104/EG zur Leiharbeit sind Verbote und Ein-
schränkungen des Einsatzes von Zeitarbeit nur aus
Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt (Art.
4 Abs. 1). Die Mitgliedsstaaten werden aufgefordert,
bestehende Verbote und Einschränkungen zu über-
prüfen (Art. 4 Abs. 2). Dieser Gesetzentwurf geht
jedoch den gegenteiligen Weg der Verschärfung oder
Neuentwicklung von Einschränkungen und Verbo-
ten, die in ihrer Totalität weder den in Art. 4 Abs. 1
aufgeführten Rechtfertigungsgründen noch dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen.

2. Die Änderungsvorschläge im Einzelnen:

a) Zu § 1c Gleichbehandlungsgrundsatz bei Ausla-
gerungen

Diese Änderung ist schon systematisch fragwürdig,
weil sie die Zeitarbeit überhaupt nicht betrifft, wie
auch die Entwurfsverfasser in der Begründung ein-
räumen („Werkvertrag“). Inhaltlich ist die Regelung
verfehlt, weil sie verkennt, dass der Auftragnehmer
eines Outsourcing-Auftrages häufig nicht der glei-
chen Branche angehört wie der auslagernde Betrieb.

Wenn z.B. ein Industriebetrieb die Gebäudereini-
gung ausgelagert hat, wäre es völlig unverständlich,
warum ein Reinigungsdienstleister, der diesen Auf-
trag annimmt, an die Tarife des Industriebetriebes
gebunden sein soll und nicht an die (im Falle der
Gebäudereinigung übrigens über das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz mindestlohngeschützte) Tarife des
Reinigungsgewerbes. Sofern ein Betriebsübergang
gegeben ist, schützt zudem der § 613a BGB die Ar-
beitnehmer.

b) Zu § 3

Gleichbehandlungsgrundsatz ohne Tarifausnahme
(§ 3 Abs. 1 Nr. 3)

Die Anordnung eines gesetzlichen Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ohne die Möglichkeit der Tarifver-
tragsparteien, brancheneigene Regelungen zu treffen,
wäre ein Eingriff in fundamentale verfassungsrecht-
lich geschützte Rechte der Tarifautonomie (Art. 9
GG). Sie brächte zudem eine Regelung, die in der
Praxis nicht umsetzbar wäre und zu Rechtsunsi-
cherheit führte. Auch die Überprüfbarkeit der Zeit-
arbeit durch die Aufsichtsbehörden würde dadurch
eher schwieriger als leichter, denn die Prüfbeamten
müssten zu Experten über ca. 50.000 Branchen-/bzw.
Haustarifverträge in der Bundesrepublik Deutsch-
land nebst unzähligen betrieblichen Vereinbarungen
zu spezifizierten Beschäftigungsbedingungen in den
Einsatzbetrieben werden. Die Regelung von Arbeits-
bedingungen in der Zeitarbeitsbranche gehört in die
Hände der Tarifpartner in der Zeitarbeit. Nur dort
können angemessene, rechtssichere und überprüfba-
re Regelungen gefunden werden. Demzufolge ist
auch die in § 3 Abs. 1 Nr. 4 aufgeführte Verpflich-
tung zur Zahlung einer „Flexibilitätsprämie“ ver-
fehlt, weil sie in die Gestaltungsfreiheit der Tarifver-
tragsparteien unangemessen eingreift.

Befristungs-, Wiedereinstellungs- und Synchronisa-
tionsverbot (§ 3 Abs. 1 Nr. 5-7)

Die beschäftigungsfeindliche Wirkung wird beson-
ders in diesen Regelungen deutlich. Die Restriktio-
nen gehen noch weit über den Gesetzesstand hinaus,
wie er vor dem ersten Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt (Gesetz vom 23.12.2002,
BGBl. I 4607) galt. Das gilt insbesondere für das
Wiedereinstellungsverbot nach Beendigung des
Arbeitsverhältnisses, das Einstellungen trotz beste-
hender Beschäftigungsmöglichkeiten verbietet. Das
totale Befristungsverbot geht weit über die Vorgaben
der EU-Richtlinie zur Zeitarbeit hinaus. Die Richtli-
nie lässt ausdrücklich Abweichungen vom Equal
Pay-Grundsatz zum Nachteil der Arbeitnehmer im
Fall unbefristeter Arbeitsverhältnisse vor, dies sogar,
ohne dass die Arbeitsbedingungen durch Tarifver-
träge geregelt sein müssen (Art. 5 Abs. 2; vgl. auch
Erwägungsgrund 15). Damit hat der Richtliniengeber
deutlich gemacht, dass er eine Verknüpfung von
Equal Pay mit einem totalen Befristungsverbot nicht
für notwendig und richtig erachtet.

Überhaupt enthält die Richtlinie keine Verpflichtun-
gen des Gesetzgebers zu einer Einschränkung oder
gar zum Ausschluss des Befristungsrechts. Nach
dem Wortlaut des Gesetzentwurfs dürften befristete
Arbeitsverhältnisse selbst dann nicht abgeschlossen
werden, wenn der Befristungsgrund in der Sphäre
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des Mitarbeiters liegt oder gar von ihm gewünscht
wird (§ 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 TzBfG). Die Einfüh-
rung eines Synchronisationsverbotes ist obsolet, da
die bestehenden gesetzlichen Einschränkungen des
Befristungsrechts durch das Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz nach der Rechtsprechung eine Synchro-
nisation mit einem Kundenauftrag ausschließt. Die
vorgeschlagenen unverhältnismäßigen Eingriffe in
das Zeitarbeitsrecht erfüllen nicht die Ausnahme-
Voraussetzungen des Art. 4 Abs. 1 der EU-Richtlinie
und sind deshalb europarechtswidrig.

Dreimonatige Höchstüberlassungsgrenze (§ 3 Abs. 1
Nr. 8)

Die Einführung einer Höchstüberlassungsgrenze von
nur drei Monaten katapultiert das Arbeitnehmer-
überlassungsrecht zurück in das Jahr 1972, als das
erste Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in Deutsch-
land in Kraft trat. Eine solche starre Grenze gefährde-
te ohne Not die Fortsetzung von Beschäftigungsver-
hältnissen und wäre damit ein beschäftigungsfeind-
licher Eingriff in den Arbeitsmarkt.

Streikregelung (§ 3 Abs. 1 Nr. 9)

Der Gesetzgeber hat in § 11 Abs. 5 AÜG die besonde-
re Situation des Streiks geregelt. Weitergehende
Regelungen enthält das iGZ-/DGB-Tarifwerk (Proto-
kollnotiz Nr. 10 zum iGZ-/DGB-Manteltarifvertrag).
Die vorgeschlagenen Regelungen greifen zudem in
das bestehende Streikrecht ein, in dem der Einsatz
in nicht bestreikten Betrieben für unzulässig erklärt
werden soll.

3. Zu § 9:

§ 9 enthält im Wesentlichen die individualrechtli-
chen Folgerungen der in § 3 vorgeschlagenen Ände-
rungen. Zusätzlich sieht der Entwurf das Verbot der
Erhebung einer Vermittlungsgebühr vor (§ 9 Nr. 3,
letzter Halbsatz). Über die Vermittlungsgebühr wer-
den die Rekrutierungskosten des Zeitarbeitsunter-
nehmens vergütet, die insbesondere bei kurzen
Überlassungszeiten durch die Überlassungsvergü-
tung nicht kompensiert werden konnten. Das Total-
verbot einer Vermittlungsgebühr benachteiligt das
Zeitarbeitsunternehmen unangemessen gegenüber
Personalvermittlern und ermöglicht es Arbeitgebern
künftig, ihre Personalrekrutierung kostenlos über ein
Zeitarbeitsunternehmen durchzuführen.

4. Zu § 13a:

Der Gesetzentwurf sieht zusätzlich zu dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung eine Verpflichtung des

Entleihers zur bevorzugten Einstellung von Zeitar-
beitnehmern bei gleicher Eignung gegenüber ande-
ren Bewerbern vor. Ein solcher gesetzlicher Zwang
zur Bevorzugung ist überflüssig, weil sich viele Zeit-
arbeitnehmer durch gute Arbeit ohnehin aufdrängen
und gegenüber dem Kundenunternehmen unbekann-
ten Bewerbern Vorteile haben. Im Übrigen dürfte
eine solche gesetzliche Regelung rechtlich sehr an-
greifbar sein, da die Bevorzugung offenbar auch im
Verhältnis zu internen Bewerbern aus dem Kunden-
unternehmen gelten soll. Das dürfte eine ungerecht-
fertigte Ungleichbehandlung sein.

5. Zu § 13c:

Dem Zeitarbeitnehmer soll die gleichen Möglichkei-
ten zur Teilnahme an Maßnahmen der beruflichen
Weiterbildung gewährt werden wie vergleichbaren
Arbeitnehmern des Entleihers. Die Organisation und
Finanzierung der Weiterbildung von Zeitarbeitskräf-
ten gehört in die Hände der Zeitarbeitsunternehmen.
Deshalb hat der iGZ mit seinem Sozialpartner, der
DGB-Tarifgemeinschaft, eine Verpflichtung zur Auf-
nahme von Verhandlungen über tarifgestützte Quali-
fizierungs- und Weiterbildungsmodelle bis Ende
2011 im Tarifabschluss vom 30.04.2010 vereinbart.
Im Anschluss an die zurzeit durchgeführten iGZ-
internen Vorbereitungsgesprächen wird der iGZ der
DGB-Tarifgemeinschaft Vorschläge zur Aufnahme
von Tarifverhandlungen unterbreiten. Es besteht
keine Notwendigkeit, in den von den Tarifpartnern
angekündigten Regelungswillen gesetzlich einzugrei-
fen.

6. Zu Art. 2 (Änderungen des Betriebsverfassungs-
gesetzes):

Die Rechte des Zeitarbeitnehmers und des
Entleiherbetriebsrats sind in § 14 AÜG und § 7
BetrVG gut und angemessen geregelt. Eine erzwing-
bare Mitbestimmung über den Einsatz von Zeitar-
beitskräften beeinträchtigt die unternehmerische
Entscheidungsfreiheit der Unternehmen auf unan-
gemessene Weise.

Insoweit lehnt der iGZ die AÜG-
Änderungsvorschläge in dem Gesetzentwurf der
Fraktion DIE LINKE ab. Es sollte wie bisher grund-
sätzlich den Tarifparteien obliegen, für faire Lohn-
und Beschäftigungsbedingungen in der Zeitarbeits-
branche zu sorgen und diese sozialpartnerschaftlich
in Tarifverträgen auszuhandeln.
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Ausschuss für
Arbeit und Soziales 11. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes -
Verhinderung von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Gesetz zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/3752)

Arbeitgeberverband Mittelständischer Personaldienstleister e.V. (AMP)

Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienstleistungen e.V. (BZA)

Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-
Drucksache 17/4804)

I. Vorbemerkung

AMP und BZA begrüßen, dass die Bundesregierung
in der Begründung des Gesetzentwurfs die erhebli-
che Bedeutung der Zeitarbeit für die Dynamik auf
dem Arbeitsmarkt und damit deren außerordentliche
beschäftigungspolitische Wichtigkeit hervorhebt
(vgl. Gesetzentwurf, S. 7). Auch die EU-
Zeitarbeitsrichtlinie (Richtlinie 2008/104/EG) betont
diese positiven Effekte des Flexibilisierungsinstru-
ments Zeitarbeit (vgl. Erwägungsgründe 11, 12 und
18 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie). Zutreffend wird von
der Bundesregierung auch die Besonderheit des
deutschen Zeitarbeitsmodells unterstrichen: Zeitar-
beit ist in Deutschland grundsätzlich sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung, für die die allgemei-
nen arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften gelten.

AMP und BZA erkennen auch an, dass durch den
Gesetzentwurf das in Deutschland seit 2004 geltende
Prinzip des Gleichstellungsgebots (Equal Treatment)
einschließlich Tariföffnungsklausel nicht in Frage
gestellt wird. Damit orientiert sich der Entwurf eins
zu eins an der EU-Zeitarbeitsrichtlinie, die genau
wie das AÜG Equal Treatment beinhaltet, von dem
u. a. durch Tarifvertrag abgewichen werden darf
(EU-Richtlinie Artikel 5 Abs. 3). Dass es keineswegs

das Bestreben der Europäischen Institutionen gewe-
sen ist, diese Tariföffnungsklausel des deutschen
Rechts zu beseitigen, zeigen im Übrigen auch die
historischen Quellen des Rechtsetzungsverfahrens
zur EU-Zeitarbeitsrichtlinie in aller Deutlichkeit.

Trotz dieser beiden positiven Aspekte stellt der
Gesetzentwurf in zwei wesentlichen Punkten für
AMP und BZA eine Enttäuschung dar: Offensicht-
lich will der Gesetzgeber erstens nicht die Möglich-
keit ergreifen, im Zuge dieser AÜG-Reform endlich
die sachlich vollständig falschen und diskreditie-
renden Begriffe „Leiharbeit“, „Leiharbeitnehmer“,
„Verleiher“ und „Entleiher“ aufzugeben. Die „Leihe“
beschreibt einen bestimmten Vertragstyp aus dem
Bürgerlichen Gesetzbuch, bei dem es um die unent-
geltliche Gebrauchsüberlassung einer Sache geht (§
598 BGB). Weder wird bei der Überlassung eines
Arbeitnehmers dessen „Gebrauch gestattet“ - wie es
im BGB wörtlich heißt -, noch handelt es sich bei
einem Arbeitnehmer um eine „Sache“. Außerdem ist
der Kernbereich der Zeitarbeit gewerblich und damit
eben gerade nicht unentgeltlich. Es gibt somit keinen
Begriff, der weniger geeignet ist für die Beschreibung
der Zeitarbeit, als der Begriff der „Leihe“. Übrigens
wird diese Begrifflichkeit auch europarechtlich nicht
unterstützt, weil in der englischen Fassung der EU-
Richtlinie von „temporary agency work“ die Rede
ist. Wenn dem Gesetzgeber also wirklich daran liegt,
das „Instrument Arbeitnehmerüberlassung zu stär-
ken“ (Gesetzentwurf, S. 7), sollte er die Begriffe
„Zeitarbeit“, „Zeitarbeitnehmer“, „Zeitarbeitsunter-
nehmen“ und „Einsatzunternehmen“ bzw. „Einsatz-
betrieb“ im AÜG einführen. Denn Zeitarbeitskräfte
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sind mitnichten Arbeitnehmer 2. Klasse: Sie haben
in der Regel sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse, und für sie gelten dieselben ar-
beitsrechtlichen Schutzvorschriften wie für alle
anderen Arbeitskräfte auch.

Ebenso enttäuschend ist zweitens, dass der Gesetz-
entwurf in keiner Weise den klaren Liberalisierungs-
gedanken der EU-Zeitarbeitsrichtlinie zugunsten der
Zeitarbeit aufnimmt. In Artikel 4 der Richtlinie wird
festgeschrieben, dass „Verbote oder Einschränkun-
gen“ des Einsatzes von Zeitarbeit „nur aus Gründen
des Allgemeininteresses gerechtfertigt“ und die EU-
Mitgliedsstaaten verpflichtet sind, vorhandene Rest-
riktionen zu überprüfen und der EU-Kommission bis
zum 5. Dezember 2011 zu melden. Vor diesem Hin-
tergrund sind weder die Diskriminierung der Zeitar-
beitsunternehmen im Aufenthaltsgesetz als Arbeit-
geber 2. Klasse (§ 40 Abs. 1 Nr. 2 Aufenthaltgesetz)
noch das Verbot der Arbeitnehmerüberlassung in
das Bauhauptgewerbe (§ 1b Satz 1 AÜG) aufrecht zu
erhalten: Zeitarbeitsunternehmen müssten ihren
Mitarbeitern die Mindestlöhne des Bauhauptgewer-
bes zahlen und wären ebenso verpflichtet, in die
Sozialkassen dieser Branche einzuzahlen (§ 8 Abs. 3
Arbeitnehmer-Entsendegesetz), so dass es schon an
dieser Stelle keinen Grund für die Fortführung die-
ses Verbots gibt. Aber auch die weiteren explizit in
der EU-Zeitarbeitsrichtlinie erwähnten Rechtferti-
gungsgründe für Einschränkungen der Zeitarbeit wie
z.B. Schutz der Zeitarbeitskräfte, Gesundheitsschutz,
Sicherheit am Arbeitsplatz liegen nicht vor. Vor
allem kann nicht eingewendet werden, dass Zeitar-
beitnehmer bei der Arbeit in einem Bauunternehmen
besonders in ihrer Gesundheit gefährdet wären.
Zeitarbeitskräfte werden in allen Bereichen einge-
setzt und üben dort - wie die Stammmitarbeiter auch
- Arbeiten mit unterschiedlichem Gefährdungsgrad
aus. Das Verbot der Arbeitnehmerüberlassung in das
Bauhauptgewerbe ist folglich nicht EU-
richtlinienkonform und muss ersatzlos gestrichen
werden. AMP und BZA sehen den Gesetzgeber des-
wegen in der Pflicht, mit dem geplanten Gesetz nicht
nur Verpflichtungen aus der EU-Zeitarbeitsrichtlinie
in deutsches Recht zu übertragen, sondern eben
auch ungerechtfertigte Diskriminierungen der Zeit-
arbeit aufzuheben.

II. Stellungnahme

Der vorliegende Gesetzentwurf behandelt zwei un-
terschiedliche Themenkomplexe: Zum einen sollen
Missbrauchsfälle, bei denen Zeitarbeit dafür benutzt
wird, um ehemalige Stammmitarbeiter in einem
engen zeitlichen Zusammenhang auf vergleichbaren
Arbeitsplätzen dauerhaft zu schlechteren Konditio-
nen als Zeitarbeitskräfte einzusetzen, verhindert
werden (so genannte “Drehtür-Regelung“). Zum
anderen sollen Regelungen der EU-
Zeitarbeitsrichtlinie, die bis zum 5. Dezember 2011
von den EU-Mitgliedsstaaten in nationales Recht
umgesetzt werden müssen, in das AÜG überführt
werden.

Zu den Einzelpunkten

1. Einführung einer so genannten „Drehtür-
Regelung“,

2. Umsetzung der EU-Zeitarbeitsrichtlinie

nehmen AMP und BZA wie folgt Stellung:

1. Artikel 1 Nr. 5 b) und Nr. 6 a) bb) Gesetzent-
wurf (so genannte „Drehtür-Regelung“)

Die missbräuchliche Nutzung der Zeitarbeit wird
von AMP und BZA abgelehnt. Aus diesem Grund
haben beide Verbände nach dem Bekanntwerden des
„Falles Schlecker“ zusammen mit ihren Sozialpart-
nern tarifliche Regelungen eingeführt, die die miss-
bräuchliche Anwendung ihrer Tarifverträge verhin-
dern. Auch die Bundesvereinigung Deutscher
Dienstleistungsunternehmen e.V. (BVD) und der
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunterneh-
men e.V. (iGZ) haben tarifliche Regelungen zur
Missbrauchsverhinderung vereinbart.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung geht
aber deutlich über eine „Lex Schlecker“ hinaus. Die
Tariföffnungsklausel des AÜG wird nämlich nicht
nur für Zeitarbeitskräfte aufgehoben, die auf ihrem
früheren oder einem vergleichbaren Arbeitsplatz bei
ihrem vorherigen Arbeitgeber oder mit ihm verbun-
denen Betrieben eingesetzt werden, sondern wird
pauschal ausgeweitet auf sämtliche Arbeitsplätze bei
früheren Arbeitgebern, wenn Arbeitnehmer via Zeit-
arbeit vor Ablauf einer Frist von sechs Monaten an
ihren vorherigen Arbeitgeber oder mit ihm verbun-
dene Unternehmen überlassen werden. Damit würde
Equal Treatment für immer und ewig festgeschrie-
ben, selbst wenn betroffene Zeitarbeitskräfte erst
nach Jahren oder Jahrzehnten wieder auf einem
beliebigen (!) Arbeitsplatz bei ihrem früheren Ar-
beitgeber oder mit ihm verbundenen Firmen einge-
setzt werden würden. Eine solche Regelung ist in
einer Branche mit hoher Mitarbeiterfluktuation wie
der Zeitarbeit gänzlich unpraktikabel: Die Zeitar-
beitsunternehmen müssten bei jedem neu eingestell-
ten Mitarbeiter minutiös nachverfolgen, ob eventuell
in der Vergangenheit eine Überlassung an einen
früheren Arbeitgeber unter Bedingungen stattgefun-
den hat, die zur ausschließlichen Anwendung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes bei Kundenunter-
nehmen führen. Jede Neueinstellung würde damit zu
einem Vabanquespiel für die Zeitarbeitsunterneh-
men, was für die Branche als Jobmotor auf dem
deutschen Arbeitsmarkt nicht ohne Folgen bleiben
kann.

Wenn es bei dieser derart weit gefassten Regelung
bliebe, würde das also den Bürokratieaufwand für
die Zeitarbeitsunternehmen deutlich erhöhen und
zu eklatanten Rechtsunsicherheiten führen. So lässt
sich auch eine Verflechtung im Sinne des § 18 Ak-
tiengesetz nicht immer ohne weiteres feststellen,
weil zu einem Konzern gehörige Unternehmen häu-
fig unter völlig anderen Namen firmieren. Damit
müssten die internen Mitarbeiter der Zeitarbeitsun-
ternehmen zu „Wirtschaftsdetektiven“ werden, um
möglichst jegliche Verflechtung auszuschließen. Ob
das in jedem Einzelfall überhaupt gelingen kann,
muss bezweifelt werden. Gänzlich ungeklärt ist die
Frage, was passiert, wenn der Einsatzbetrieb wäh-
rend der Überlassung vom früheren Arbeitgeber der
dort eingesetzten Zeitarbeitskraft erworben wird.
Durch eine solche Übernahme würde dann nämlich
aus einer ursprünglich rechtlich zulässigen Überlas-
sung unter tariflichen Regelungen plötzlich eine
Überlassung unter dem Gleichbehandlungsgrundsatz
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werden. In Anbetracht dessen sind die schon bei
fahrlässigen Verstößen empfindlichen Bußgeldzah-
lungen gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 3a i.V.m. Abs. 2 Ge-
setzentwurf als unbillig anzusehen (vgl. Punkt 2h).

AMP und BZA schlagen deswegen vor, die Klausel
einzuschränken a) auf Überlassungen von Zeitar-
beitskräften auf ihren früheren oder einen vergleich-
baren Arbeitsplatz bei ihrem vorherigen Arbeitgeber
und mit ihm verbundenen Unternehmen und b) dass
der Gleichbehandlungsgrundsatz auf jeden Fall nach
einer Überlassungsdauer von sechs Monaten endet.
Alternativ sollte die „Drehtür-Regelung“ aber auf
jeden Fall mit einer tariflichen Öffnungsklausel
versehen werden, damit es Unternehmen und Ge-
werkschaften möglich wird, z.B. zur Arbeitsplatzsi-
cherung oder zum sozialverträglichen Abbau von
Arbeitsplätzen auf Grundlage eines zwischen den
Sozialpartnern ausgehandelten Tarifvertrages hier-
von abweichen zu dürfen. Diese Lösung würde mit
Sicherheit eine missbräuchliche Anwendung der
Zeitarbeit ausschließen, weil durch die Beteiligung
der Gewerkschaften die Arbeitnehmerinteressen
ausreichend berücksichtigt wären.

2. Umsetzung der EU-Zeitarbeitsrichtlinie

a) Artikel 1 Nr. 1, 2 a) aa), 4 a) und b) („wirt-
schaftliche Tätigkeit“)

Durch die Streichung des Begriffs „gewerbsmäßig“
und die Einführung der Wörter „im Rahmen ihrer
wirtschaftlichen Tätigkeit“ wird das AÜG auf Fallge-
staltungen ausgeweitet, die bisher nicht der „klassi-
schen Zeitarbeit“ zuzuordnen sind. Die EU-
Richtlinie legt in Artikel 1 Abs. 2 die „wirtschaftli-
che Tätigkeit“ als Definitionsmerkmal von Zeitarbeit
fest, das lediglich ein Auftreten am Markt verlangt
und anders als die „Gewerbsmäßigkeit“ keinen Ent-
geltcharakter voraussetzt, so dass der Gesetzentwurf
dem Wortlaut der EU-Zeitarbeitsrichtlinie ent-
spricht.

b) Artikel 1 Nr. 2 a) bb) („vorübergehend“)

Bereits nach geltendem deutschen Recht wird als
Wesensmerkmal der Zeitarbeit der Begriff „vorüber-
gehend“ in den bisherigen Gesetzeswortlaut des
AÜG hineingelesen (vgl. BAG v. 20.4.2005 – 7 ABR
20/04). Die Einfügung dieses Begriffs ist daher über-
flüssig, auch wenn er im Wortlaut der EU-
Zeitarbeitsrichtlinie enthalten ist (Artikel 1 Abs. 1).

Sollte der Gesetzgeber trotzdem an dieser Formulie-
rung festhalten, sind zwei wesentliche Punkte unbe-
dingt zu beachten: Zum einen muss unmissverständ-
lich klar sein, dass die EU-Zeitarbeitsrichtlinie trotz
des Merkmals „vorübergehend“ längerfristige Ein-
sätze nicht ausschließt. Die Richtlinie erkennt gerade
die Unterschiedlichkeit der europäischen Zeitar-
beitssysteme sowie die Vielfalt der Arbeitsmärkte
und Arbeitsbeziehungen an (vgl. Erwägungsgründe
10, 12 und 18 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie) und for-
dert eben nicht, dass die Mitgliedstaaten längerfristi-
ge Einsätze verbieten. Auch in solchen Fällen ist der
Einsatz vorübergehender Natur, denn in der Praxis
ist allen Beteiligten schon bei Abschluss des Ar-
beitsverhältnisses bewusst, dass der Einsatz im
Kundenunternehmen jederzeit enden kann und das
Zeitarbeitsunternehmen dann einen Anschlussein-

satz für den Zeitarbeitnehmer zu organisieren hat.
Konkret bedeutet das, dass das zeitliche Ende des
Einsatzes nur absehbar sein muss. Eine exaktere
Abgrenzung ist nicht zu bewerkstelligen und wird
von der EU-Zeitarbeitsrichtlinie auch nicht vorge-
schrieben.

Deswegen muss der Gesetzgeber zum anderen dafür
Sorge tragen, dass der völlig unbestimmte Begriff
„vorübergehend“ nicht entgegen der von der Bun-
desregierung in der Gesetzesbegründung dargelegten
Absicht (vgl. Gesetzentwurf S. 9) dazu missbraucht
wird, die Wiedereinführung von genau bestimmten
Höchstüberlassungsfristen zu fordern. Außerdem
könnte die Regelungsbegründung (vgl. Gesetzent-
wurf S. 9) zu Missverständnissen führen: Bei böswil-
liger Interpretation könnte aus ihr abgeleitet wer-
den, dass der Gesetzgeber das Synchronisationsver-
bot wieder einführen will. Denn vorübergehend wird
hier beschrieben als ein „Modell der Arbeitnehmer-
überlassung, bei dem die Überlassung an den jewei-
ligen Entleiher im Verhältnis zum Arbeitsvertrags-
verhältnis zwischen dem Verleiher und dem Leihar-
beitnehmer vorübergehend ist.“

AMP und BZA fordern deshalb den Gesetzgeber auf,
nicht durch eine Regelung eine Situation der Verun-
sicherung bei den Zeitarbeitsunternehmen herbeizu-
führen, die – genau wie die vorgeschlagene so ge-
nannte „Drehtür-Regelung“ – negative Auswirkun-
gen auf den Arbeitsmarkt haben würde.

c) Artikel 1 Nr. 2 b) („Konzernprivileg“)

Schon nach geltendem Recht (vgl. BAG v. 20.4.2005
– 7 ABR 20/04) müssen konzerninterne Personalfüh-
rungsgesellschaften, die Personal zum Zweck der
Überlassung einstellen und einsetzen, eine gewerbe-
rechtliche Erlaubnis nach dem AÜG für ihre Tätig-
keit besitzen. Die Umsetzung der vorliegenden Rege-
lung ist also eine Wiederholung bereits geltenden
Rechts.

d) Artikel 1 Nr. 5 a) und Nr. 6 a) aa) (Streichung der
„6-Wochen-Ausnahme“ für zuvor Arbeitslose)

Die Ausnahmemöglichkeit vom Gleichbehandlungs-
grundsatz für zuvor arbeitslose Arbeitnehmer sollte
erhalten bleiben. Erwägungsgrund 11 der EU-
Zeitarbeitsrichtlinie hebt hervor, dass Zeitarbeit zum
Beschäftigungsaufbau, zur Teilhabe und zur Einglie-
derung von Menschen in den Arbeitsmarkt beiträgt.
Insofern sollte man das der 6-Wochen-Ausnahme
innewohnende Potential nicht unterschätzen. Nach
Artikel 1 Ziffer 3 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie können
die Mitgliedstaaten Arbeitsverhältnisse vom An-
wendungsbereich der Richtlinie ausschließen, die
im Rahmen einer öffentlich geförderten beruflichen
Eingliederungsmaßnahme geschlossen werden.
Selbst wenn sich diese Norm für eine Aufrechterhal-
tung der 6-Wochen-Ausnahme nicht heranziehen
ließe, könnte man sie in Rückgriff auf Artikel 5 Abs.
2 der Richtlinie bewahren. Die Bestimmung be-
schreibt den deutschen Regelfall. Hiernach können
nämlich Ausnahmen vom Equal Pay zugelassen
werden, wenn Zeitarbeitnehmer unbefristet beschäf-
tigt sind und auch in Nichteinsatzzeiten bezahlt
werden.
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e) Artikel 1 Nr. 6 d) (Unwirksamkeit der Vereinba-
rung einer Vermittlungsvergütung)

Der herrschenden Rechtsauslegung von § 9 Nr. 4
AÜG zufolge sind Vereinbarungen über Vermitt-
lungsprovisionen mit dem Zeitarbeitnehmer für den
Fall einer Übernahme durch den Kunden unzulässig.
Die Umsetzung der vorliegenden Regelung ist dem-
nach eine gesetzliche Festschreibung der geltenden
Rechtsauffassung.

f) Artikel 1 Nr. 10 (Information des Zeitarbeitneh-
mers über freie Arbeitsplätze)

Der Gesetzentwurf sieht vor, die Informationspflich-
ten über freie Arbeitsplätze für Zeitarbeitskräfte auf
das ganze Unternehmen auszudehnen. Das dürfte
gerade Kunden der Zeitarbeit mit mehreren räumlich
weit von einander entfernten Betrieben vor nicht
unerhebliche Probleme stellen. Außerdem würden
durch eine unternehmensweite Informationspflicht
Zeitarbeitskräfte letztlich besser gestellt als die
Stammmitarbeiter der Kundenbetriebe, was eine
über das Regelungsziel der EU-Richtlinie hinausge-
hende Umsetzung darstellen würde. Die EU-
Zeitarbeitsrichtlinie schreibt nämlich Chancen-
gleichheit und nicht Besserstellung vor. Deswegen
muss für Zeitarbeitskräfte genauso die Begrenzung
des Informationsanspruchs aus § 93 Betriebsverfas-
sungsgesetz gelten wie für Stammmitarbeiter. § 93
Betriebsverfassungsgesetz legt fest, dass auf Verlan-
gen des Betriebsrats freie Stellen innerhalb des Be-
triebes ausgeschrieben werden müssen. Deswegen
halten es AMP und BZA unbedingt für erforderlich,
die Informationspflicht der Zeitarbeitskunden über
zu besetzende Stellen auf den Einsatzbetrieb zu
beschränken.

g) Artikel 1 Nr. 10 (Zugang des Zeitarbeitnehmers zu
Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten)

Der neu gefasste § 13b des Gesetzentwurfs entspricht
im Wortlaut dem Artikel 6 Abs. 4 der EU-
Zeitarbeitsrichtlinie. Die Formulierung in der Richt-
linie selbst ist aber schon so unscharf gewählt, dass
bei der praktischen Umsetzung erhebliche Unsi-
cherheiten auftreten werden. So ist z.B. gänzlich
unklar, was sachliche Gründe sein könnten, die eine
unterschiedliche Behandlung rechtfertigen würden,
auch wenn der Gesetzentwurf als ein Beispiel den
„sehr kurzfristigen Einsatz“ von Zeitarbeitskräften
nennt. Völlig offen ist beispielsweise auch die Frage,
ob die finanzielle Beteiligung der Stammarbeitneh-
mer an sozialen Gemeinschaftseinrichtungen oder -
diensten einen sachlichen Grund für die Ungleich-
behandlung von Zeitarbeitskräften darstellen würde.

Um die Zeitarbeitsunternehmen und ihre Kunden
vor solchen Unsicherheiten zu schützen, appellieren
AMP und BZA an den Gesetzgeber, zumindest im
Begründungsteil des Gesetzentwurfes weiter zu
konkretisieren, was als sachliche Ausnahmegründe
in Betracht kommt. Außerdem sollte der Gesetzgeber
durch die Einfügung des Begriffs „soziale“ vor den
Wörtern „Gemeinschaftseinrichtungen oder -
diensten“ klarstellen, dass sich der Anspruch der
Zeitarbeitskräfte selbstverständlich nur auf soziale
Teilhabeansprüche erstrecken kann.

h) Artikel 1 Nr. 11 (Ordnungswidrigkeiten)

Artikel 10 Abs. 2 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie fordert
die Sanktionierung von Verstößen gegen die nationa-
len Umsetzungsvorschriften. Allerdings können
Verletzungen des Gleichstellungsgebots durch vor-
handene Regelungen im AÜG schon heute negative
Konsequenzen haben, die im Sanktionscharakter
über ein Bußgeld hinausgehen: Der Entzug der Ar-
beitnehmerüberlassungserlaubnis, Nachzahlungen
zu gering abgeführter Gesamtsozialversicherungsbei-
träge sowie arbeitsrechtliche Nachzahlungsansprü-
che der Zeitarbeitnehmer können die Insolvenz des
Unternehmens zur Folge haben. Deswegen halten
AMP und BZA die Schaffung weiterer bußgeldbe-
wehrter Ordnungswidrigkeitentatbestände für nicht
erforderlich.

Sollte der Gesetzgeber trotzdem an einer solchen
Neuregelung festhalten, muss § 16 Abs. 1 Nr. 7a des
Gesetzentwurfs präzisiert werden. Unklar ist näm-
lich, ob jeglicher Verstoß gegen das Gleichstellungs-
gebot geahndet werden soll. Dem Gesetzgeber kann
es primär aber nur um Verstöße gegen die „Drehtür-
Regelung“ gehen, weil lediglich an dieser Stelle
zweifelsfrei Verstöße festgestellt werden können.
Vermieden werden sollte jedenfalls, von den Unter-
nehmen bei jedwedem Verstoß gegen das Gleichstel-
lungsgebot die Zahlung eines Bußgeldes in Höhe von
bis 25.000 Euro zu verlangen. Dies geht weit über
das von der EU-Zeitarbeitsrichtlinie gebotene Maß
hinaus.

Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann,
Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Gesetz zur strikten Regulierung der
Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/3752)

Vorbemerkung

Die Bundestagsfraktion Die Linke geht in der Be-
gründung zu ihrem Gesetzentwurf davon aus, dass
der „weitgehend unregulierte Einsatz“ von Zeitarbeit
zu „erheblichen Verwerfungen auf dem Arbeits-
markt“ führe und deswegen massive gesetzliche
Einschränkungen dringend vonnöten seien. Dieser
Einschätzung ist die Bundesregierung völlig zu
Recht schon in einer Antwort auf eine Anfrage von
Die Linke aus dem Januar 2011 entgegengetreten.
Wörtlich heißt es dort:

„Die Bundesregierung teilt die Einschätzung nicht,
dass sich im Anstieg der Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten in der Zeitarbeitsbran-
che nach der Wirtschafts- und Finanzkrise eine dras-
tische Fehlentwicklung zeige. Vielmehr verdeutlicht
die Erholung der Beschäftigtenzahlen in der Zeitar-
beitsbranche die Bedeutung der Zeitarbeit als ar-
beitsmarktpolitisches Instrument für die Unterneh-
men und Beschäftigten. Mit der Zeitarbeit gelingt es
heute schneller, konjunkturelle Wachstumsimpulse
in Beschäftigungsaufbau umzusetzen und damit vor
allem zuvor Arbeitslosen und Geringqualifizierten
wieder eine Beschäftigungschance auf dem ersten
Arbeitsmarkt zu eröffnen.“2

2 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Sabine Zimmermann, Diana Golze, Matthias
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Angesichts der in dem Gesetzentwurf enthaltenen
Regulierungen stellt sich allerdings schon die Frage,
ob Die Linke statt ständig neue Einschränkungen zu
formulieren endlich das fordert, was tatsächlich
hinter diesen permanenten Eingaben zum Thema
„Arbeitnehmerüberlassung“ steht – das Verbot der
Zeitarbeit.

Damit keine Missverständnisse aufkommen – AMP
und BZA lehnen den Einsatz von Zeitarbeit, wie er
von dem Unternehmen Schlecker betrieben wurde,
ab. Wenn, wie im Fall Schlecker, Zeitarbeit dafür
benutzt wird, um ehemalige Stammmitarbei-
ter/innen auf vergleichbaren Arbeitsplätzen dauer-
haft zu schlechteren Konditionen als Zeitarbeits-
kräfte einzusetzen, und für diese Konstruktion auch
noch eine konzerninterne Personalgesellschaft ge-
gründet wird, ist das eindeutig ein Missbrauch von
Zeitarbeit. Allerdings gibt es keine wissenschaftlich
repräsentativen Untersuchungen, dass Zeitarbeit in
größerem Umfang zur Substitution von Stammar-
beitskräften und Umgehung bestehender Tarifstruk-
turen bei den Kundenunternehmen („Entleiher“)
benutzt wird, wie von Die Linke unterstellt wird.

Das wird sofort mit Blick auf die Datenbasis der
Untersuchung deutlich, die immer wieder als „Be-
weis“ für Verdrängungseffekte durch Zeitarbeit her-
angezogen wird – Funktionswandel von Zeitarbeit
von Hajo Holst, Oliver Nachtwey und Klaus Dörre.
In aller Offenheit räumen die drei Autoren ein, dass
„das Sample neben den sechs Intensivfallstudien
[…] sechs Kurzbetriebsfallstudien“ umfasst3. Bei
einem genaueren Blick in diese Studie zeigt sich
dann, dass selbst in den lediglich 12 untersuchten
Unternehmen die Hälfte der Betriebe Zeitarbeit klas-
sisch als „Flexibilitätspuffer“ einsetzt: „Während
von den Intensivfallstudien fünf Betriebe Leiharbeit
strategisch nutzen und nur ein Betrieb dem Typus
des Flexibilitätspuffers entspricht, ist das Verhältnis
bei den Kurzfallstudien genau anders herum: Nur
der Automobilhersteller nutzt Leiharbeit, um die
Kapitalrendite gegen das Marktrisiko abzusichern,
die anderen fünf Untersuchungsbetriebe setzen
Leiharbeit reaktiv ein, um auf reale Schwankungen
des Auftragsvolumens zu reagieren.“4

Angesichts der Tatsache, dass es nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes in Deutschland knapp 3,6
Millionen Unternehmen gibt, ist der Aussagewert
von Untersuchungen auf der Datenbasis von 12 Be-
trieben gelinde gesagt mehr als gering. So überrascht
es denn auch nicht übermäßig, dass die beiden ein-
zigen repräsentativen Studien zu Substitutionseffek-
ten durch Zeitarbeit zu gänzlich anderen Ergebnis-
sen kommen.

Die erste Untersuchung wurde 2007 von der Hans-
Böckler-Stiftung in Auftrag gegeben.5 Die Ergebnisse
der beauftragten Wissenschaftler Lutz Bellmann,

W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE. – Drucksache 17/4590 – Entwicklungen in der
Leiharbeit, Drucksache 17/4764, 14.02.2011, S. 1.
3 Hajo Holst/Oliver Nachtwey/Klaus Dörre: Funktionswan-
del von Zeitarbeit, Frankfurt/M. 2009, S. 9.
4 ebd.
5 Lutz Bellmann/Alexander Kühl: Weitere Expansion der
Leiharbeit?, Berlin 2007.

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, und
Alexander Kühl, Institut für Sozialökonomische
Strukturanalysen, hat die Böckler-Stiftung in einer
Zusammenfassung im Dezember 2007 in
„Böcklerimpuls“ veröffentlicht6. Demnach konnten
Bellmann und Kühl keineswegs den Nachweis dafür
erbringen, dass durch Zeitarbeit Stammarbeitsplätze
verdrängt werden, wie von Die Linke in ihrem Ge-
setzentwurf unterstellt wird. Ganz im Gegenteil
sprechen die beiden Wissenschaftler von „gefühlter
Beschäftigungsunsicherheit“ bei den Stammmitar-
beitern und konnten lediglich „einige Indizien“
dafür finden, „dass zumindest bei einem Teil der
Intensivnutzer auch weitergehende Substitutions-
prozesse ablaufen.“7 Allerdings zählen nach
„Böcklerimpuls“ nur 10% der Kundenbetriebe zu
den Intensivnutzern mit mehr als 20%igem Anteil
an Zeitarbeitskräften.

Entlarvend wird diese Zahl mit Blick auf die Daten,
wie viele Unternehmen überhaupt in Deutschland
auf Zeitarbeit zurückgreifen: Gerade einmal „drei
Prozent der Unternehmen in Deutschland setzen
Leiharbeiter ein“8, heißt es in „Böcklerimpuls“. Das
bedeutet, dass lediglich 0,3% aller deutschen Fir-
men zu den so genannten Intensivnutzern von Zeit-
arbeit gehören.

Dass durch Zeitarbeit in der Tat kaum Stammar-
beitsplätze gefährdet werden, haben Bellmann und
Kühl nachgewiesen: „Die Zahlen legen auch nahe,
dass es bislang keinen weit verbreiteten Trend gibt,
vollzeitbeschäftigte Stammarbeitnehmer durch Leih-
arbeiter zu ersetzen. Verdrängt werden andere atypi-
sche Beschäftigungsformen wie befristete Stellen,
Mini- und Midijobs, aber auch reguläre Teilzeitar-
beit, die in Entleihbetrieben seltener vorkommen als
in Firmen ohne Zeitarbeit.“9

Die Ergebnisse dieser Studie, die aufgrund des Auf-
traggebers außerhalb jeden Verdachtes steht, für die
Zeitarbeit Partei zu ergreifen, werden durch den
Forschungsbericht zum Thema „Arbeitnehmerüber-
lassung“10 des Instituts für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit
aus dem Jahr 2009 bestätigt. Zwar stellen die Auto-
ren Andreas Crimmann, Peter Ellguth, Susanne
Kohaut, Florian Lehmer und Kerstin Ziegler ähnlich
wie Bellmann und Kühl fest, dass bei Großbetrieben
mit mehr als 250 Mitarbeitern Zeitarbeit „nicht nur
häufiger, sondern auch intensiver als früher genutzt
wird“11, aber da lediglich 0,326% aller deutschen
Unternehmen Großbetriebe sind und sich insgesamt
die Zahlen auf einem geringen Niveau bewegen,
kommt der IAB-Forschungsbericht zu folgenden
Ergebnissen:

6 Zeitarbeit in Deutschland: In vielen Großunternehmen
gängige Praxis, in: Böcklerimpuls 20/2007 (Dezember
2007), S. 4 – 5.
7 ebd., S. 5.
8 ebd., S. 4.
9 ebd., S. 5.
10 Andreas Crimmann/Peter Ellguth/Susanne Kohaut/
Florian Lehmer/Kerstin Ziegler: Forschungsbericht zum
Thema „Arbeitnehmerüberlassung“, Nürnberg 2009.
11 ebd., S. 21.
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„Etwa vier Prozent der westdeutschen und rund drei
Prozent der ostdeutschen Betriebe nutzen am 30.
Juni 2008 Leiharbeit. Der Anteil der Entleihbetriebe
an allen Betrieben hat sich in Deutschland damit
innerhalb von fünf Jahren von zwei auf drei Prozent
erhöht. [...]

Nicht nur der Anteil der Entleihbetriebe hat sich
erhöht. Auch die Nutzungsintensität hat zugenom-
men. Bezogen auf die jeweiligen Arbeitskräfte einer
Branche zeigt sich dies vor allem im Verarbeitenden
Gewerbe. Insgesamt ist Leiharbeit am deutschen
Arbeitsmarkt jedoch von untergeordneter Bedeu-
tung. Etwa zwei Prozent aller Arbeitskräfte sind
zur Jahresmitte 2008 Leiharbeitnehmer.

[...]

Am 30. Juni 2008 haben fast sechzig Prozent der
Entleihbetriebe im Vergleich zum Jahr zuvor Leihar-
beit abgebaut. Jeweils rund 20 Prozent der Entleiher
nutzen in gleichem Umfang Leiharbeitskräfte bezie-
hungsweise haben die Anzahl an Leiharbeitnehmern
erhöht. Berücksichtigt man dabei auch die Ent-
wicklung der Stammbelegschaft, zeigt sich, dass
Kombinationen, in denen Unternehmen Leiharbeit
auf Kosten der Stammbelegschaft auszubauen
scheinen, von eher untergeordneter Bedeutung
sind. Die Analyse von Substitutionsstrategien an-
hand von Konzernleihe deutet zudem darauf hin,
dass es sich eher um prominente Einzelfälle als
um ein Breitenphänomen handelt.“12

Abgesehen davon, dass die beiden einzigen reprä-
sentativen Studien die von Die Linke unterstellte
Verdrängung von Stammarbeitsplätzen durch Zeit-
arbeit verneinen, kommt ein weiterer Aspekt hinzu,
auf den der IAB-Forschungsbericht zurecht hinweist:
„Im klassischen Sinn liegt eine Substitution dann
vor, wenn ein sozialversicherungspflichtiges Arbeits-
verhältnis durch ein nichtsozialversicherungspflicht-
iges Arbeitsverhältnis ersetzt wird. Dies ist bei der
Leiharbeit grundsätzlich nicht der Fall.“13 Insgesamt
entsteht daher der Eindruck, dass von Die Linke –
zwar nicht tolerable – Ausnahmen und Einzelfälle
wie Schlecker benutzt werden, um Einschränkungen
für die gesamte Zeitarbeitsbranche zu fordern.

Genauso unbegründet wie die Unterstellung, dass
durch Zeitarbeit in nennenswertem Umfang Stamm-
arbeitsplätze verdrängt würden, ist auch die Behaup-
tung von Die Linke, dass Zeitarbeitskräfte „im
Schnitt […] 30 Prozent weniger Lohn als Festange-
stellte“ bekämen. Diese Zahl wird durch keine Un-
tersuchung einer unabhängigen Institution gestützt,
sondern ist das „Ergebnis“ einer – nicht repräsenta-
tiven! – Befragung von Betriebsräten durch die IG
Metall. Dagegen geht das IAB, das als Forschungsin-
stitut der Bundesagentur für Arbeit Zugriff auf eine
valide Datenbasis hat, davon aus, dass der Lohn in
der Zeitarbeit durchschnittlich etwa 15% bis 20%
unter dem Niveau von Stammmitarbeitern/innen
liegt.

Ein Blick auf die Tarifentwicklung in der Zeitarbeit
zeigt im Übrigen, dass die Löhne für Zeitarbeitskräf-
te in den letzten Jahren erheblich gestiegen sind: Bei

12 ebd., S. 128 – 129.
13 ebd., S. 38.

den Tarifverträgen des AMP mit den Gewerkschaften
des Christlichen Gewerkschaftsbunds Deutschland
(CGB) fand von 2005 bis 2010 eine Entgeltsteigerung
von 6,80 € über 7,00 € und 7,21 € auf 7,60 € in der
untersten Entgeltgruppe im Westen statt. Das ent-
spricht Lohnerhöhungen von mehr als 11,76%14.
Zwischen 2005 und 2010 stiegen die zwischen dem
Bundesverband Zeitarbeit e.V. (BZA) und der DGB-
Tarifgemeinschaft vereinbarten Entgelte für die un-
terste Lohngruppe in den alten Bundesländern von
7,02 € über 7,20 € und 7,38 € auf ebenfalls 7,60 €.
Hier fanden also Lohnerhöhungen von 8,26% statt,
so dass von einer „Abwärtsspirale“ beim besten
Willen nicht die Rede sein kann.

Die Zeitarbeit muss aber auch nicht den Blick über
den Tellerrand auf andere Branchen scheuen. Ohne
die zur Genüge zitierte Friseurin aus Thüringen mit
einem Stundenlohn von 3,18 € (Tarifvertrag ver.di)
zu bemühen, gibt es eine Reihe weiterer Wirtschafts-
zweige, deren Tarifniveau unter dem der Zeitarbeit
liegt. Dazu gehört u. a. die Bekleidungsindustrie, wo
von der IG Metall ab Januar 2010 für Angestellte in
Niedersachsen und Bremen ein Stundenlohn von
6,89 € und für Angestellte im Bereich Pfalz ein Ent-
gelt von 6,18 € vereinbart wurde.15 Auch im Bewa-
chungsgewerbe liegen die Stundenlöhne – mit weni-
gen Ausnahmen – unter dem Zeitarbeitsniveau, so
z.B. in Bremen: Dort erhalten Arbeiter seit März
2008 laut ver.di-Tarifvertrag im Separatwachdienst
6,47 € pro Stunde. Ähnliches gilt für den Erwerbs-
gartenbau, wo die IG BAU noch ab 2007 für Arbeiter
in Sachsen-Anhalt einen Stundenlohn von 4,87 €
vereinbart hat. Auch Entgelte im Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau weichen vom Tarifniveau
der Zeitarbeit ab: Hier gilt laut Tarifvertrag der IG
BAU ab September 2009 für Angestellte vor dem
vollendeten 19. Lebensjahr im Westen ein Stunden-
lohn von 6,12 €.

Außer in den genannten Branchen weist das WSI-
Tarifarchiv der Hans-Böckler-Stiftung, das aus-
schließlich Tarifverträge von DGB-Gewerkschaften
aufführt, z.B. auch noch im Einzelhandel (7,37 € für
Angestellte in Bremen ab September 2010), im Flei-
scherhandwerk (z.B. 6,45 € für Angestellte in
Nordrhein-Westfalen ab Oktober 2007), in der Floris-
tik (4,39 € für alle Arbeitnehmer/innen ab November
2004 in Sachsen), im Hotel- und Gaststättengewerbe
(6,43 € für alle Arbeitnehmer-/innen im Bezirk Ol-
denburg ab November 2009) und in der Landwirt-
schaft (5,95 € für Saisonarbeiter/innen in Baden-
Württemberg ab Januar 2010) Tarifentgelte unter
dem Zeitarbeitsniveau aus. Und selbst im Metall-
handwerk gibt es Vergütungen, die mit 6,96 € für
Arbeitnehmer-/innen in Bayern – in Mittelfranken
6,97 € - unter den Zeitarbeitstarifen liegen.

Die in dieser Vorbemerkung festgestellten Tatsachen
machen deutlich, dass es den Behauptungen über
die Zeitarbeit, die dem Gesetzentwurf von Die Linke

14 Damit liegen die Lohnsteigerungen über dem durch-
schnittlichen Entgeltanstieg von 10,54% aller vom Statisti-
schen Bundesamt erfassten Wirtschaftszweige im selben
Zeitraum
15 Alle – auch im Folgenden – gemachten Angaben sind dem
WSI-Tarifarchiv der Hans-Böckler-Stiftung entnommen.
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zugrunde liegen, vorsichtig formuliert an Substanz
mangelt. Trotzdem nehmen AMP und BZA zu den
beantragten Gesetzesänderungen wie folgt Stellung:

I. Equal Pay ab dem ersten Tag

Die Linke fordert in ihrem Gesetzentwurf „’gleicher
Lohn für gleiche Arbeit’ ab dem ersten Einsatztag“.
Die Umsetzung dieser Forderung hätte erhebliche
Auswirkungen – auf die Arbeitnehmer/innen in der
Zeitarbeit, auf die Personaldienstleister und auf den
Arbeitsmarkt.

Auswirkungen von Equal Pay für Arbeitneh-
mer/innen in der Zeitarbeit

Auf den ersten Blick suggeriert die Forderung nach
gleicher Entlohnung von Zeitarbeitskräften bessere
Bezahlung dieser Mitarbeiter/innen und erweckt
damit den Eindruck einer „gerechteren“ Lösung als
der status quo. Der jetzige Zustand mit der Tariföff-
nungsklausel im AÜG hat dazu geführt, dass etwa
98% aller Zeitarbeitskräfte unter spezielle Tarifver-
träge der Zeitarbeitsbranche fallen. Die Entgelte der
vier verschiedenen Flächentarifverträge differieren
dabei nur in den neuen Bundesländern leicht und
beginnen für ungelernte Hilfskräfte im Osten seit 1.
Juli 2010 bei 6,40 € bzw. im Westen bei 7,60 €.

Mit diesen Eingangsentgelten in der Zeitarbeit ist
schon ein Problem des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes angesprochen: Zeitarbeitskräfte werden in allen
Wirtschaftszweigen eingesetzt, von denen – wie in
der Vorbemerkung dargestellt – eine Reihe deutlich
niedrigere Entlohnungen vorsieht als die Zeitar-
beitsbranche. Zeitarbeitskräfte, die in Wirtschaftsbe-
reichen mit geringerer Entlohnung als in der Zeitar-
beitsbranche eingesetzt werden, müssten also bei der
uneingeschränkten Durchsetzung von Equal Pay
zum Teil nicht unerhebliche Einkommensverluste
hinnehmen.

Aber auch für viele Zeitarbeitnehmer/innen, die in
Branchen mit höheren Lohnstrukturen eingesetzt
werden, wäre Equal Pay ein Pyrrhussieg: Aufgrund
der dann extrem steigenden Arbeitskosten würden
in der Zeitarbeit massiv Arbeitsplätze wegfallen –
besonders im Bereich der geringer Qualifizierten, so
dass viele Zeitarbeitskräfte die kurzfristig höheren
Löhne mit dem Verlust ihres Arbeitsplatzes bezahlen
müssten. Dass diese Prognose zutreffend ist, haben
Befragungen in der Metall- und Elektroindustrie,
einer traditionellen Hochlohnbranche, gezeigt: Nach
einer Umfrage des bayme – Bayerischer Unterneh-
mensverband Metall und Elektro e.V. vom April
2010 würden bei einer Verteuerung der Zeitarbeit
48,7% der befragten Unternehmen Teile ihrer Pro-
duktion in das (kostengünstigere) Ausland verlagern
und 33,9% Arbeitsplätze – und zwar nicht nur von
Zeitarbeitskräften – abbauen. Gesamtmetall hat bei
einer Befragung, die ebenfalls aus dem April 2010
stammt, herausgefunden, dass 36% der Unterneh-
men bei der Einführung von Equal Treatment nach
12 Monaten [!] vollständig auf Zeitarbeit verzichten
und 42% den Einsatz von Zeitarbeitskräften ein-
schränken würden. Bei Equal Pay von Anfang an
würden 47% der M+E-Betriebe die Beschäftigung
von Zeitarbeitskräften verringern und 22% sogar
gänzlich beenden.

Das größte Problem von Equal Pay aus der Sicht der
Mitarbeiter-/innen der Zeitarbeit ist jedoch ein ande-
res: Planungsunsicherheit. Zeitarbeit ist dadurch
charakterisiert, dass Zeitarbeitnehmer/innen in der
überwiegenden Mehrzahl häufig wechselnde Einsät-
ze bei Kundenunternehmen in allen möglichen
Wirtschaftsbereichen haben. So unterschiedlich die
Branchen so unterschiedlich sind auch die jeweili-
gen Löhne – unabhängig davon, ob sie durch Tarif-
verträge oder einzelvertraglich geregelt sind. Für die
Zeitarbeitskräfte würde folglich Equal Pay dazu
führen, dass sie ständig höchst unterschiedlich ent-
lohnt würden und nie mit Gewissheit wüssten, mit
welchem finanziellen Spielraum sie planen könnten.
Damit würde Zeitarbeitskräften genau das genom-
men, was ihnen nach einer Studie der DEKRA Arbeit
Gruppe zum Thema Personaldienstleistung aus dem
Sommer 2009 am wichtigsten ist – „eine geregelte
Einkommenssituation“.16

Der Einwand, dass Zeitarbeitskräfte über einen län-
geren Zeitraum bei Kundenunternehmen arbeiten
und deswegen diese Problematik gar nicht zum Tra-
gen kommt, wird durch die Zahlen der Bundesagen-
tur für Arbeit zur Arbeitnehmerüberlassung wider-
legt: Mehr als 43% aller Zeitarbeitnehmer/innen
sind nämlich nur bis zu drei Monaten bei Zeitar-
beitsunternehmen beschäftigt. Nach Berechnungen
des IAB endet für die Hälfte aller Leiharbeitnehmer
[…] das Beschäftigungsverhältnis in der Arbeitneh-
merüberlassung nach maximal 89 Tagen und ein
Viertel aller Arbeitsverhältnisse dauert 206 Tage und
länger. Jeder Zehnte ist ohne Unterbrechung das
ganze Jahr in der Arbeitnehmerüberlassung tätig.“17

Auswirkungen von Equal Pay für Zeitarbeitsunter-
nehmen

Die Zeitarbeitsbranche in Deutschland ist mittel-
ständisch geprägt. Von den 9.203 Zeit-
arbeitsunternehmen, die nach Zahlen der Bundes-
agentur für Arbeit Ende Juni 2009 am Markt aktiv
waren und überwiegend Zeitarbeit betreiben, sind
rund 9.183 Betriebe dem Mittelstand zuzurechnen.
Dabei haben 74% aller Zeitarbeitsunternehmen we-
niger als 50 Mitarbeiter. Von diesen Firmen würde
die Mehrzahl die Einführung von Equal Pay nicht
überstehen, weil sie dem damit verbundenen büro-
kratischen Aufwand nicht gewachsen wären.

In der Praxis bedeutet Equal Pay, dass die Zeitar-
beitsunternehmen für den Einsatz jedes/r Mitarbei-
ters/in vorab bei den Einsatzbetrieben klären müss-
ten, wie die Löhne der Stammarbeitskräfte gestaltet
sind. Die exakten Lohnhöhen zu eruieren, stößt auf
erhebliche Schwierigkeiten: Zum einen ist wegen
der in keinem Wirtschaftszweig vorhandenen
100%igen Tarifbindung die Einsicht in entspre-
chende Branchentarifverträge nicht ausreichend, um
Equal Pay zu gewährleisten. Hinzu kommt noch,
dass es neben den Flächentarifverträgen unzählige
Haustarifverträge gibt, so dass die Personaldienst-

16 Pressemitteilung der DEKRA Arbeit Gruppe vom
26.08.2009.
17 Andreas Crimmann/Peter Ellguth/Susanne Kohaut/
Florian Lehmer/Kerstin Ziegler: Forschungsbericht zum
Thema „Arbeitnehmerüberlassung“, Nürnberg 2009, S. 79 –
80.
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leister den Überblick über geschätzte 70.000 Tarif-
verträge haben müssten. Zum anderen wollen die
Einsatzbetriebe die genauen, individuell ausgehan-
delten Arbeitsentgelte ihrer Mitarbeiter/innen zum
Großteil nicht offen legen, auch wenn sie gesetzlich
eigentlich dazu verpflichtet sind. D.h., für die Zeit-
arbeitsunternehmen wäre die Ermittlung der glei-
chen Löhne sehr zeit- und personalaufwendig.

Dieser immense Personalaufwand würde die Zeitar-
beitsunternehmen stark belasten: Sie müssten zu-
sätzliche interne Mitarbeiter/innen einstellen, um
den hier nur kurz skizzierten Rechercheaufwand
bewältigen zu können und dem steigenden Verwal-
tungsaufwand bei den Lohnabrechnungen für ihre
Mitarbeiter/innen Herr zu werden. Die dadurch
entstehenden finanziellen Belastungen könnte die
Mehrzahl der Unternehmen nicht auffangen, weil sie
von ihren Kundenunternehmen Verrechnungssätze
für die Zeitarbeitskräfte verlangen müssten, die die
Personalkosten der Stammbelegschaft deutlich über-
schreiten würden. Um zumindest kostendeckend zu
arbeiten, müssen Zeitarbeitsunternehmen ihren
Kunden den zweifachen Satz der Stundenlöhne der
Zeitarbeitskräfte in Rechnung stellen. Diese Kalkula-
tionsgrundlage kommt u. a. zustande, weil Zeitar-
beitsunternehmen in Deutschland ihre Mitarbeiter
fest einstellen und auch während der so genannten
einsatzfreien Zeiten wie Urlaub, Krankheit und feh-
lende Aufträge weiter bezahlen (Unternehmerprin-
zip), obwohl sie in diesen Zeiten selbst kein Geld
von ihren Kunden erhalten. Die Kundenbetriebe
zahlen nämlich nur die tatsächlich in ihrem Unter-
nehmen geleisteten Arbeitsstunden der Zeit-
arbeitskräfte.

Auswirkungen von Equal Pay auf den Ar-
beitsmarkt

Die in dem Gesetzentwurf von Die Linke aufgestellte
Forderung, die Tariföffnungsklausel des AÜG zu
streichen und stattdessen Equal Pay uneingeschränkt
Wirkung zu verschaffen, hätte zur Folge, dass Zeit-
arbeit – wie oben dargestellt – für alle Beteiligten
unattraktiv wird, und dient damit letztlich dem Ziel,
diese Personaldienstleistung massiv zu beschränken
und wohlmöglich ganz abzuschaffen.18

Die Begrenzung der Zeitarbeit hätte auf den Ar-
beitsmarkt unmittelbar negative Auswirkungen:
Nach den offiziellen Zahlen der Bundesagentur für
Arbeit waren in der ersten Jahreshälfte 2009 55% der
Zeitarbeitskräfte in Deutschland vorher arbeitslos; in
absoluten Zahlen heißt das, dass allein von Januar
bis Juni 2009 195.524 vorher arbeitssuchend Gemel-
dete in der Zeitarbeit wieder eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung gefunden haben. Da-
von gehörten mehr als 14% zu den Langzeitarbeits-
losen, die mehr als ein Jahr ohne Arbeit waren. Hin-

18 Dass Die Linke genau das beabsichtigt, wird an einer
Äußerung ihres Vorsitzenden Klaus Ernst mehr als deut-
lich: Während einer Bundestagsdebatte zu einem die vielen
Anträge der Bundestagsfraktion Die Linke zur Zeitarbeit
wies die Abgeordnete Gitta Connemann darauf hin, dass
die Zeitarbeitsquote bei 2,6% läge, was von dem Abgeord-
neten Klaus Ernst mit dem Zwischenruf „2,6 Prozent zu
viel!“ kommentiert wurde. (Protokoll der 19. Sitzung des
Deutschen Bundestages am 28.01.2010, S. 1619)

zu kommt noch mit 7% die Gruppe der Berufsanfän-
ger, so dass die Zeitarbeitsunternehmen ihre Mitar-
beiter/innen zu 62%19 aus dem Bereich derjenigen
rekrutieren, denen ansonsten kein anderer Wirt-
schaftszweig eine Chance auf dem Arbeitsmarkt
gegeben hat. Diese Integrationsleistung erbringen die
Personaldienstleister übrigens, ohne Subventionen
in Anspruch zu nehmen. Deshalb stellt der bereits in
der Vorbemerkung zitierte IAB-Forschungsbericht in
aller Deutlichkeit klar: „Da also die Mehrheit aller
Neuzugänge [in der Zeitarbeit] nicht aus einem be-
stehenden Arbeitsverhältnis kommt, stellt Leiharbeit
überwiegend eine Chance für Arbeitslose sowie Be-
rufsrückkehrer beziehungsweise Berufseinsteiger
dar.“20

Die Integrationsleistung der Zeitarbeit hat der IAB-
Forschungsbericht akribisch – und kritisch – unter-
sucht und dabei u. a. festgestellt, dass im ersten
Halbjahr 2008 der „Anteil der Übernahmen ehemali-
ger Leiharbeitnehmer an allen Neueinstellungen in
Entleihbetrieben“ bei 12% lag.21 Da diese Quote im
ersten Halbjahr 2003 7% betrug, heißt es im IAB-
Forschungsbericht: „Die Übernahme von Leihar-
beitskräften spielt also bei der betrieblichen Ein-
stellungspraxis in den Entleihbetrieben eine größere
Rolle als fünf Jahre zuvor."22 Das IAB zieht daraus
den Schluss, „dass die Übernahme ehemaliger Leih-
arbeitskräfte als Rekrutierungsstrategie erheblich an
Bedeutung gewonnen hat", zumal in absoluten Zah-
len „im ersten Halbjahr 2008 […] viermal mehr
ehemalige Leiharbeitskräfte von ihren
Entleihbetrieben eingestellt worden [sind] als fünf
Jahre zuvor.“23

Zwar ist das IAB insgesamt nicht übermäßig mit dem
Brückeneffekt der Zeitarbeit zufrieden, weil „in zwei
Jahren nach der Leiharbeit 14 Prozent den Einstieg
in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis“24 finden.
Allerdings definiert das IAB erstens den Brückenef-
fekt sehr eng als Weg von Arbeitslosen über die Zeit-
arbeit in „dauerhafte reguläre Beschäftigung“ und
zweitens ist die Kategorisierung der Zeitarbeit als
atypische Beschäftigung sehr zweifelhaft, weil ledig-
lich die Identität von Arbeits- und Beschäftigungs-
verhältnis sie vom so genannten Normalarbeitsver-
hältnis nach Definition des Statistischen Bundesam-
tes unterscheidet.25 Ganz anders stellt sich die Situa-
tion jedoch dar, wenn als Maßstab für die Integrati-
onsleistung der Zeitarbeit das sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis

19 Alle Zahlenangaben entstammen der Schriftenreihe
Arbeitsmarkt in Zahlen – Arbeitnehmerüberlassung der
Bundesagentur für Arbeit: Leiharbeitnehmer und
Verleihbetriebe im 1. Halbjahr 2009, Nürnberg 2009.
20 Andreas Crimmann/Peter Ellguth/Susanne Kohaut/
Florian Lehmer/Kerstin Ziegler: Forschungbericht zum
Thema „Arbeitnehmerüberlassung“, Nürnberg 2009, S. 67.
21 ebd.,, S. 46.
22 ebd.
23 ebd., S. 48.
24 ebd., S. 88.
25 Nach diesem Maßstab wäre z.B. auch fast jeder Hand-
werksberuf ein atypisches Beschäftigungsverhältnis, weil
auch hier die Arbeitsleistung extern – und auf Baustellen
zumeist unter Weisung anderer als des eigenen Arbeit-
gebers – erbracht wird.
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genommen wird. Und da beweist die Zeitarbeit in
der Tat ihr Potenzial. Wie das IAB festgestellt hat,
sind aus der Gruppe der Langzeitarbeitslosen, den
größten „Sorgenkindern“ des Arbeitsmarktes, ledig-
lich „18 Prozent […] auch nach der Leiharbeit über-
wiegend arbeitslos“ und nur 5% „anschließend
höchstens 90 Tage arbeitslos gemeldet“26. Dagegen
sind „8 Prozent nachher überwiegend regulär be-
schäftigt, während 10 Prozent maximal für 365 Tage
ein reguläres Beschäftigungsverhältnis eingehen. Mit
57 Prozent verbleiben die meisten der vorher Lang-
zeitarbeitslosen in der Arbeitnehmerüberlassung“27.
D.h., dass die Zeitarbeit dafür sorgt, dass 75% der
ehemals Langzeitarbeitslosen weiterhin sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt sind und damit die
Sozialkassen nicht unerheblich entlastet werden.

Die Einführung von Equal Pay in der Zeitarbeit wür-
de im Ergebnis also unzähligen Menschen die Chan-
ce auf einen sozialversicherungspflichtigen Arbeits-
platz nehmen und zu einem spürbaren Anstieg der
Arbeitslosenzahlen führen.

II. Zusätzliche Flexibilitätsprämie

Der Gesetzentwurf von Die Linke fordert zusätzlich
zu Equal Pay einen 10%igen Aufschlag auf den Brut-
tolohn für Zeitarbeitskräfte. Die Linke nennt diesen
Aufschlag Flexibilitätsprämie und verweist auf
Frankreich, wo ein solcher Zuschlag gezahlt wird.

Abgesehen davon, dass dieser 10%ige Aufschlag die
in Absatz I. genannten Probleme bei Equal Pay noch
extrem verschärfen würde, ist die französische Rege-
lung der Tatsache geschuldet, dass in Frankreich für
die Zeitarbeit das Agenturprinzip gilt, während in
Deutschland das Unternehmensprinzip verankert ist.
Die Unterschiede zwischen dem deutschen und dem
französischen System der Zeitarbeit hat Wolfgang
Böhm, emeritierter Professor für Arbeitsrecht an der
Fachhochschule Dortmund, deutlich herausgearbei-
tet:

„Gemeinsam ist Zeitarbeit in Deutschland und
travail temporaire in Frankreich nichts außer der
Begrifflichkeit. Ansonsten sind sie Prototypen dia-
metral konzipierter Systeme sog. drittbezogenen
Personaleinsatzes. Das französische Modell ist
entleiherbezogen. Arbeitnehmerüberlassung ist nur
in engen gesetzlichen Grenzen möglich, wobei es
allein auf den temporären Bedarf beim jeweiligen
Kunden ankommt […]. Der Arbeitsvertrag mit dem
Mitarbeiter muss – wie der Missionsvertrag mit dem
Kunden – auf den Einsatz (mission) befristet sein.
Eine Verlängerung ist nur einmal möglich, um Dau-
erbeschäftigung auszuschließen. Die Beschäftigung
ist prekär und vom Gesetzgeber als prekär gewollt.
Als Entschädigung dafür erhält der Leiharbeitneh-
mer bei Nichtübernahme durch den Kunden eine um
10% höhere Vergütung gegenüber einem Stammmit-
arbeiter im Kundenbetrieb, die umgangssprachlich
als ‚Prekariats-Prämie’ bezeichnet wird […]. – Ganz
anders nach deutschem Recht: Das Arbeitsverhältnis
mit dem Zeitarbeitunternehmen ist ein ‚Normalar-

26 Andreas Crimmann/Peter Ellguth/Susanne Kohaut/
Florian Lehmer/Kerstin Ziegler: Forschungsbericht zum
Thema „Arbeitnehmerüberlassung“, Nürnberg 2009, S. 88.
27 ebd.

beitsverhältnis’. Eine Befristung ist wie bei jedem
anderen Arbeitsverhältnis nur nach dem TzBfG
[Teilzeit- und Befristungsgesetz] möglich. Das
Zeitarbeitunternehmen trägt das volle und alleinige
Arbeitgeberrisiko. Das gilt insbes. für unproduktive
Zeiten wie Krankheit, Urlaub und vor Allem fehlen-
de Einsatzmöglichkeiten; der Vergütungsanspruch
für einsatzlose Zeiten (sog. Garantie) kann nicht
abbedungen oder beschränkt werden (§ 11 Abs. 4
Satz 2 AÜG i. V. mit § 615 Satz 1 BGB).“28

Dass in Frankreich Zeitarbeitsunternehmen wie
Agenturen agieren und Mitarbeiter-/innen an Kun-
denbetriebe vermitteln, statt sie wie in Deutschland
fest einzustellen, führt in der Tat dazu, dass dort
eine „größere Beschäftigungsunsicherheit der Leih-
arbeitskräfte“ herrscht, wie auch Achim Vanselow
und Claudia Weinkopf in ihrer von der Hans-
Böckler-Stiftung in Auftrag gegebenen Untersuchung
zu unterschiedlichen Zeitarbeitsmodellen in Europa
festgestellt haben.29 Die beiden Autoren bringen die
Situation der französischen Zeitarbeitskräfte auf den
Punkt, wenn sie schreiben: „Allerdings scheint die
Beschäftigung in der Zeitarbeit in Frankreich eher
noch instabiler zu sein als in Deutschland. Arbeits-
verträge sind typischerweise auf die Dauer eines
konkreten betrieblichen Einsatzes befristet und es
besteht kein Anspruch auf Lohnfortzahlung in ein-
satzfreien Zeiten.“30 Mit anderen Worten: Der
10%ige Aufschlag für französische Zeitarbeitskräfte
dient u. a. der Kompensation dafür, dass es im Ge-
gensatz zum deutschen Modell keine Lohnfortzah-
lung in einsatzfreien Zeiten gibt, und wird zusätz-
lich nur dann gezahlt, wenn keine Übernahme durch
den Kunden stattfindet. Diese Einschränkungen
sieht der Gesetzentwurf von Die Linke jedoch kei-
neswegs vor, so dass es auf das völlig inakzeptable
Ergebnis hinausläuft, die deutschen Zeitarbeitsun-
ternehmen zusätzlich durch die französische Zu-
schlagsregel zu belasten, ihnen aber gleichzeitig die
französischen Entlastungen zu verweigern.

III. Begrenzung der Überlassungsdauer auf 3
Monate

Die von der Bundestagsfraktion Die Linke geforderte
Begrenzung der Überlassungsdauer für Zeitarbeits-
kräfte auf drei Monate geht von der Unterstellung
aus, dass Zeitarbeit ein „Dauerzustand“ sei. Dem
widersprechen aber in aller Deutlichkeit die Zahlen
der Bundesagentur für Arbeit, die als aufsichtsfüh-
rende Behörde halbjährlich Statistiken zur so ge-
nannten Arbeitnehmerüberlassung erstellt. Beim
Vergleich der Anstellungsdaten von Zeitarbeitskräf-
ten aus dem Jahr 2001, als es eine gesetzliche Be-
grenzung der Überlassungsdauer noch gab, und dem
Jahr 2006, wo eine solche Begrenzung nicht mehr
vorhanden ist, ergibt sich für die Einstellungsdauer
von Zeitarbeitnehmern/innen folgendes Bild:

28 Prof. Dr. Wolfgang Böhm: Lohndumping durch konzern-
interne Arbeitnehmerüberlassung?!, in: Der Betrieb, Nr.
12/2010 (26.03.2010), S. 672 – 673.
29 Achim Vanselow/Claudia Weinkopf: Zeitarbeit in euro-
päischen Ländern – Lehren für Deutschland?, Düsseldorf
2009, S. 5.
30 ebd., S. 19.
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2001 2006

unter 1 Woche 10,325% 12,058%

1 Woche – 3 Monate 50,825% 50,435%

3 Monate und mehr 38,827% 37,494%

Angesichts dieser Zahlen wird deutlich: Der Wegfall
der Überlassungshöchstdauer im Jahr 2004 hat kei-
neswegs dazu geführt, dass sich die Einsatzzeiten
von Zeitarbeitskräften verlängert haben. Dass Zeitar-
beit eben kein „Dauerzustand“ ist, wird auch durch
den bereits mehrfach zitierten IAB-For-
schungsbericht bestätigt. Nach Berechnungen des
IAB endet für die Hälfte aller Leiharbeitnehmer […]
das Beschäftigungsverhältnis in der Arbeitnehmer-
überlassung nach maximal 89 Tagen und ein Viertel
aller Arbeitsverhältnisse dauert 206 Tage und län-
ger. Jeder Zehnte ist ohne Unterbrechung das ganze
Jahr in der Arbeitnehmerüberlassung tätig.“31 Ähnli-
che Zahlen hatte das IAB schon 2006 berechnet und
deswegen das Fazit gezogen: „Langfristige Einsätze
– und nur sie sind geeignet, reguläres Personal zu
ersetzen – gibt es nur selten.“32

Abgesehen von diesen Daten, die die Behauptung
von der Zeitarbeit als „Dauerzustand“ mehr als deut-
lich widerlegen, spricht ein weiterer Aspekt gegen
die Einführung einer Höchstüberlassungsdauer von
drei Monaten: Vor allem höher qualifizierte Mitar-
beiter/innen werden über längere Zeit bei Kunden-
unternehmen für aufwendigere und anspruchsvolle-
re Projekte eingesetzt. Eine Begrenzung der Überlas-
sungsdauer hätte folglich den Effekt, dass solche
Projekte nicht mehr stattfinden könnten und damit
die Zeitarbeit für höher Qualifizierte, die ohnehin
außertariflich bezahlt werden, nicht mehr attraktiv
wäre. Davon würden aber gerade Studienabgänger
betroffen sein, die die Zeitarbeit in den letzten Jah-
ren immer häufiger benutzen, um Berufserfahrungen
zu sammeln und so den Eintritt in den Arbeitsmarkt
zu finden.

IV. Synchronisationsverbot

Die Bundestagsfraktion von Die Linke fordert in
ihrem Gesetzentwurf die Wiedereinführung des
Synchronisationsverbots. Nach der vor dem 1. Janu-
ar 2004 geltenden Fassung des AÜG war seit 1997
eine einmalige Befristung des Zeitarbeitsverhältnis-
ses auf den Ersteinsatz zulässig (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und
5 alte Fassung des AÜG in Verbindung mit § 14 Abs.
2 Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG)). Hieran
hat auch die Liberalisierung durch die Hartz-
Gesetzgebung nichts geändert, denn auch nach Weg-
fall des Synchronisationsverbots ab 01.01.2004 war
weiterhin § 14 Abs. 2 TzBfG anwendbar, der recht-
lich die gleichen Auswirkungen hat. Danach ist eine
sachgrundlose Befristung – und Zeitarbeit selbst ist
kein Sachgrund im Sinne des § 14 Abs. 1 Nr. 1
TzBfG – nur dann möglich, wenn der/die Arbeit-

31 Andreas Crimmann/Peter Ellguth/Susanne Kohaut/
Florian Lehmer/Kerstin Ziegler: Forschungsbericht zum
Thema „Arbeitnehmerüberlassung“, Nürnberg 2009, S. 79 –
80.
32 IAB-Kurzbericht: Arbeitnehmerüberlassung / Boomende
Branche mit hoher Fluktuation, Ausgabe Nr. 14 /
19.09.2006, S. 5.

nehmer/in noch nie zuvor bei dem betreffenden
Zeitarbeitsunternehmen beschäftigt war. D.h., das
Teilzeit- und Befristungsgesetz wirkt letztlich wie
ein Synchronisationsverbot für die Zeitarbeit, so
dass eine Wiedereinführung im AÜG nicht erforder-
lich ist.

V. Verbot von befristeten Arbeitsverträgen

Für das im Gesetzentwurf der Bundestagsfraktion
Die Linke enthaltene Verbot der Befristung von Ar-
beitsverträgen in der Zeitarbeit wird keinerlei Be-
gründung gegeben. Mit der Absicht, die Zeitarbeit
„wieder auf die Funktion zurückzuführen, personel-
le Engpässe und Auftragsspitzen abzufedern“, lässt
sich das Verbot von befristeten Arbeitsverträgen
jedenfalls nicht in Einklang bringen.

Abgesehen davon, dass dem Gesetzentwurf von Die
Linke überhaupt nicht zu entnehmen ist, warum
befristete Arbeitsverträge in der Zeitarbeit verboten
werden sollten, während in allen anderen Wirt-
schaftsbereichen dieses völlig legale Instrument der
Arbeitsvertragsgestaltung erlaubt ist, würde ein der-
artiges Verbot allein für die Zeitarbeit eine eklatante
Ungleichbehandlung darstellen und dürfte damit
gegen Artikel 3 des Grundgesetzes verstoßen. Und
auch mit der EU-Zeitarbeitsrichtlinie ist das Verbot
von befristeten Arbeitsverträgen nicht in Einklang zu
bringen, denn die Richtlinie verfolgt einen klaren
Liberalisierungsgedanken gegenüber der Zeitarbeit
und betont die positiven Effekte dieses Flexibilisie-
rungsinstruments (vgl. Erwägungsgründe 11, 12 und
18 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie).

VI. Zugang für Zeitarbeitskräfte zu Sozialeinrich-
tungen im Kundenunternehmen

Diese Regelung im Gesetzentwurf der Bundestags-
fraktion Die Linke entspricht weitgehend Artikel 6
Abs. 4 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie, obwohl dort von
„Gemeinschaftseinrichtungen“ die Rede ist, und
muss deswegen ohnehin bis zum 5. Dezember 2011
in deutsches Recht umgesetzt werden. Seitens AMP
und BZA gibt es grundsätzlich keine Bedenken ge-
gen eine entsprechende Änderung des AÜG, wenn
sichergestellt wird, dass im Falle der Zuwiderhand-
lung nicht die Zeitarbeitsunternehmen sanktioniert
werden, deren Einflussmöglichkeiten auf das Verhal-
ten der Kundenbetriebe sehr gering sind.

Allerdings stellt sich schon die Frage, wie sinnvoll
eine derartige Regelung ist, wenn gleichzeitig eine
Höchstüberlassungsdauer von drei Monaten – wie
im Gesetzentwurf von Die Linke vorgesehen – fest-
geschrieben werden soll. Am deutlichsten wird die
Absurdität dieser in dem Gesetzentwurf verknüpften
Forderungen am Beispiel der „Kinderbetreuungsein-
richtungen“: Bei einer Höchstüberlassungsdauer von
drei Monaten ist die gebotene Kontinuität bei der
Kinderbetreuung nicht zu gewährleisten, denn Kin-
dern von Zeitarbeitskräften würde zugemutet, bei
jedem Wechsel ihrer Mutter bzw. ihres Vaters zu
einem anderen Kundenbetrieb ebenfalls die Kinder-
betreuungseinrichtung zu wechseln.

Ungeachtet dessen wird dem Thema „Vereinbarkeit
von Familie und Beruf“ in der Zeitarbeit bereits
heute ein hoher Stellenwert eingeräumt. So beteiligt
sich der BZA zusammen mit dem DGB an dem in
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Nordrhein-Westfalen durchgeführten Pilotprojekt
„Familienfreundliche Arbeitszeiten in der Zeitar-
beit“. Entwickelt und umgesetzt wurde das vom
Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und
Integration (NRW) prämierte Konzept von der Dort-
munder Soziale Innovation GmbH. Gemeinsam mit
Zeitarbeits- und Kundenunternehmen in der Region
wurden Arbeitszeitmodelle entwickelt, die es Zeit-
arbeitnehmern ermöglichen, Beruf und Familie bes-
ser miteinander zu vereinbaren. Auch das für 2011
geplante Folgeprojekt „Gute Arbeitszeiten – Work-
Life-Balance in der Zeitarbeit“, in dem die bisher
erzielten Ergebnisse qualitativ und quantitativ wei-
terentwickelt und in die betriebliche Praxis inte-
griert werden sollen, wird der BZA - gemeinsam mit
den anderen Sozialpartnern der Zeitarbeitsbranche -
aktiv unterstützen.

VII. Zugang der Zeitarbeitskräfte zu Maßnahmen
der beruflichen Weiterbildung in den Kundenunter-
nehmen

Auch diese Forderung von Die Linke kollidiert mit
der ebenfalls im Gesetzentwurf vorgesehenen
Höchstüberlassungsdauer von drei Monaten. Eine
derart kurze Zeitspanne macht für die Zeitarbeits-
kräfte die Teilnahme an den meisten von Kundenun-
ternehmen angebotenen Qualifizierungsmaßnahmen
geradezu unmöglich.

Außerdem liegt dieser Forderung von Die Linke
offenkundig die Fehleinschätzung zugrunde, dass
Zeitarbeitskräfte nicht oder nur unzureichend quali-
fiziert und weitergebildet werden. Das ist aber mit-
nichten der Fall: Umfragen von AMP und BZA unter
ihren rund 1.800 Mitgliedsunternehmen aus dem
Frühjahr 2009 zeigen, dass die deutschen Personal-
dienstleister die berufliche Entwicklung und Be-
schäftigungsfähigkeit von Zeitarbeitskräften bereits
auf freiwilliger Basis in hohem Maße fördern. Da-
nach führen 88,77% der befragten AMP-Mitglieder
Weiterbildungsmaßnahmen mit ihren Zeitarbeits-
kräften durch, und insgesamt 96,96% der bei BZA-
Mitgliedern beschäftigten Mitarbeiter arbeiten in
Unternehmen, die Weiterbildungsaktivitäten anbie-
ten. Die von den Unternehmen angebotenen Maß-
nahmen, die selbstverständlich auch in einsatzfreien
Zeiten durchgeführt werden, sind äußerst vielfältig
und umfassen nicht nur das fast schon klassische
Angebot, einen Staplerführerschein oder einen
Schweißerfachbrief zu erwerben. Darüber hinaus
unterstützen die Personaldienstleister ihre Zeitar-
beitnehmer auch im persönlichen Lebensbereich wie
zum Beispiel durch Veranstaltungen zur Schuldner-
beratung und zur Suchtprävention. Die Mitgliedsun-
ternehmen von AMP und BZA führen Gesundheits-
und Vorsorgeuntersuchungen ihrer Mitarbeiter
durch, schulen sie in Arbeitsschutz und -sicherheit
und bieten Maßnahmen zum Bewerbertraining, -
coaching und zur Optimierung der Bewerbungsun-
terlagen an. Das Weiterbildungs- und Qualifizie-
rungsangebot ist derart umfänglich, dass eine Auf-
zählung den Rahmen dieser Stellungnahme spren-
gen würde. Deshalb ist eine Aufstellung der Aus-
und Weiterbildungen als Anlage beigefügt.

Die Auswertung der Befragungen hat auch ergeben,
dass die AMP-Mitgliedsunternehmen ihre Beschäf-
tigten überdurchschnittlich fortbilden, denn nach

Ergebnissen der Weiterbildungserhebung 2008 des
Instituts der Deutschen Wirtschaft Köln betreiben
knapp 84% aller deutschen Unternehmen Weiterbil-
dung für ihre Beschäftigten, während es bei den
AMP-Mitgliedern knapp 89% sind. Für die Weiter-
bildung ihrer externen und internen Mitarbeiter
wenden die befragten Personaldienstleister ca. 6,8
Millionen Euro (AMP-Mitglieder) bzw. 9,5 Millionen
Euro (BZA-Mitglieder) auf. Diese Zahlen mögen
zwar nicht repräsentativ sein, zeigen aber, dass ein
großer Teil der am Markt tätigen Zeitarbeitsunter-
nehmen ihre externen (und internen) Beschäftigten
qualifiziert.

Diese Zahlen bestätigen die Auffassung von AMP
und BZA, dass eine gesetzliche Regelung, wie sie der
Gesetzentwurf von Die Linke vorsieht, unsinnig ist,
weil die Qualifizierung der Zeitarbeitskräfte in der
Praxis schon lange dort auf freiwilliger Basis erfolg-
reich durchgeführt wird, wo sie sinnvoller Weise
stattfinden muss – bei den Zeitarbeitsunternehmen.
So orientiert sich die Weiterbildung der Mitarbeiter
zielgerichtet an den Bedürfnissen des Arbeitsmark-
tes und erfolgt nicht „ins Blaue hinein“.

Im Übrigen seien zum Abschluss noch folgende
Hinweise erlaubt: Im Mai 2010 fand auf Initiative
des BZA in der Zentrale der Bundesagentur für Ar-
beit ein so genanntes Kick off-Meeting zum Thema
Verbundausbildung mit den Verbänden der Zeitar-
beit, dem DIHK sowie mehreren großen Zeitarbeits-
unternehmen statt. Dabei wurden verschiedene An-
sätze diskutiert, wie Personaldienstleister gemein-
sam mit Kundenunternehmen Ausbildungsplätze für
Berufsgruppen anbieten können, für die das nötige
Know-how in den Zeitarbeitsunternehmen selbst
nicht vorhanden ist. In dem Bereich, in dem die
Personaldienstleister ihre Kernkompetenz haben,
gibt es dagegen schon seit 2008 einen eigenen dua-
len Ausbildungsberuf: Den/die Personaldienstleis-
tungskaufmann/-frau (PDK). Mit rund 2.000 Auszu-
bildenden in den ersten beiden Jahren gehört die
PDK-Ausbildung nach Angaben des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags (DIHK) zu den
erfolgreichsten Ausbildungsberufen überhaupt.

Außerdem hat der AMP – ebenfalls 2008 – zusam-
men mit der Fachhochschule Gießen-Friedberg den
ersten Zertifikatsstudiengang für die Personaldienst-
leistung entwickelt, der seit 2009 gemeinsam mit
den Verbänden BZA und iGZ getragen wird. Dieser
Studiengang markiert den Einstieg in die akademi-
sche Ausbildung für Personaldienstleister, dem sich
– voraussichtlich noch in diesem Jahr – ein Bache-
lor-Studiengang an der Fachhochschule Gießen-
Friedberg mit dem Schwerpunkt Personaldienstleis-
tung anschließen wird. Dass darüber hinaus im Ja-
nuar 2011 der Fachwirt für Personaldienstleistungen
bundesweit starten wird und es bereits konkrete
Planungen für einen Master-Studiengang gibt, belegt
eindrucksvoll, wie viel Bedeutung die Zeitarbeits-
branche dem Thema Aus- und Weiterbildung bei-
misst.

VIII. Mitbestimmungsrechte der Betriebsräte

In dem Gesetzentwurf von Die Linke wird eine
Ausweitung der Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats im Kundenunternehmen beim Einsatz von Zeit-
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arbeitskräften gefordert. Dabei verkennt Die Linke,
dass bereits gesetzlich weitgehende Mitbestim-
mungsrechte des Betriebsrats verankert sind. So
gewährt § 14 Abs. 3 Satz 1 AÜG dem Betriebsrat
beim Einsatz von Zeitarbeitnehmern/innen das Mit-
bestimmungsrecht des § 99 Betriebsverfassungsge-
setz (Mitbestimmung bei personellen Einzelmaß-
nahmen). Danach kann der Betriebsrat seine Zu-
stimmung beim Einsatz von Zeitarbeitskräften unter
den dort angegebenen Voraussetzungen verweigern.
Der Arbeitgeber muss dann gegebenenfalls beim
Arbeitsgericht die Ersetzung der Zustimmung bean-
tragen (§ 99 Abs. 4 BetrVG). Dieses Mitbestimmungs-
recht des Betriebsrats gilt im Übrigen bei allen Ein-
stellungen von Mitarbeiter/innen. Es ist deshalb
nicht einzusehen, weshalb dem Betriebsrat bei der
Übernahme von Zeitarbeitskräften zur Arbeitsleis-
tung ein gegenüber allen sonstigen Arbeitneh-
mern/innen noch weitergehendes Mitbestimmungs-
recht eingeräumt werden soll.

Den Zeitarbeitnehmern/innen selbst stehen außer-
dem im Kundenbetrieb umfangreiche betriebsverfas-
sungsrechtliche Individualrechte zu (§ 14 Abs. 2
AÜG). Hierzu gehören die Teilnahme an Sprech-
stunden und Betriebsversammlungen, die Unterrich-
tungs- und Erörterungspflicht des Arbeitgebers, das
Anhörungsrecht, das Recht auf Einsicht in die Per-
sonalakte, das Beschwerderecht sowie das Vor-
schlagsrecht. Dem Betriebsrat des Entleihbetriebes
stehen auch ohne ausdrückliche gesetzliche Rege-
lung weit reichende Befugnisse hinsichtlich der
Zeitarbeitnehmer zu. Aufgrund des § 75 BetrVG
haben Arbeitgeber und Betriebsrat darüber zu wa-
chen, dass alle im Betrieb beschäftigten Personen
nach den Grundsätzen von Recht und Billigkeit
behandelt werden, insbesondere dass Ungleichbe-
handlungen unterbleiben. Dieser betriebsverfas-
sungsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz be-
zieht sich auf sämtliche betriebszugehörigen Arbeit-
nehmer, schließt also auch Zeitarbeitnehmer ein. Die
im Entleihbetrieb geltenden Betriebsvereinbarungen
schließen grundsätzlich auch Zeitarbeitnehmer ein,
soweit sie an die Eingliederung in den Entleihbetrieb
anknüpfen und die Art und Weise der Leistungser-
bringung oder das Verhalten des Leiharbeitnehmers
regeln. Die in § 80 BetrVG genannten Befugnisse
stehen dem Betriebsrat auch in Bezug auf Zeitarbeit-
nehmer zu, wenn sie an deren Tätigkeit im
Entleihbetrieb anknüpfen (z.B. Einhaltung von Ar-
beitnehmerschutzvorschriften). Dagegen finden die
Mitbestimmungsrechte des § 87 Abs. 1 Nr. 4, 10 und
11 BetrVG keine Anwendung. Fragen der Auszah-
lung der Arbeitsentgelte und der Lohngestaltung
betreffen nur das Verhältnis Zeitarbeitneh-
mer/Arbeitgeber, also Zeitarbeitsunternehmen. Die
sonstigen in § 87 BetrVG aufgeführten Mitbestim-
mungsrechte erfassen mit Ausnahme der Nr. 5 (Ur-
laub) auch die Arbeitsbedingungen der Zeitarbeits-
kräfte. Eine weitergehende gesetzliche Regelung ist
nicht erforderlich und daher abzulehnen.

- Anlage -

AMP- & BZA-Befragungen vom Februar/März 2009
zu Qualifizierungsmaßnahmen bei Mitgliedsunter-
nehmen

Qualifizierungsmaßnahmen für Zeitarbeitskräfte:

 Kranschein

 Brückenkranführerschein

 Flurförderberechtigung (Kran)

 Qualifizierung zum Baggerfahrer

 Bauspezifische PC-Programme

 Ausbildung zum Ersthelfer

 QM-Schulungen

 MSR-Fortbildungen

 SCP-Schulungen

 Schweißerprüfungen (Wiederholung), TÜV-
Schweißerzeugnisse

 Qualifizierung zum Schweißwerkmeister/
Schweißfachmann

 Gesundheitsuntersuchungen

 Module in Elektrotechnik

 Sprachkurs in deutscher Sprache für Mitarbeiter
im gewerblichen Bereich

 SCC-Schulung

 CNC-Kurse

 Abseilkurse

 ISO-Vorrichter

 Fachspezifische Maßnahmen (z.B. Labor/ Weiter-
bildung Metall/Elektrofachkräfte)

 Kundenspezifische Schulungen (Maschinentech-
nik/Mechatronik)

 Dreh- und Fräskurse

 Lötkurse

 Radladerschein

 Vorrichter

 DGR-Schein

 CAD-Schulungen, Catia V4/V5, ProE, AutoCAD,
Six Sigma

 Messebesuche

 Maschinenführer Kunststoffverarbeitung

 Qualifizierung zur Fachkraft industrielle Ferti-
gung

 Weiterbildung zur Logistik- und Transportfach-
kraft

 Maßnahmen zur Ladungssicherung

 Fachkraft für Ladesicherheit

 Fachkurse Ladungssicherheit

 Logistikseminare (z.B. die Rolle als Teamleiter/-
in)

 Lager- und Logistikfortbildungen (Verladeschei-
ne)

 Strahlenschutzweiterbildung

 Strahlenschutz für Arbeiten in fremden Anlagen

 Weiterbildung zum Kesselwart
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 Arbeitssicherheitsschulungen

 VBG-Seminare

 Seminare der Berufsgenossenschaft

 Sicherheitsbeauftragte

 Fahrsicherheitstraining

 Brandschutzhelfer

 PET-Seminare

 Arbeitsschutz (Umgang mit Mitteln des Arbeits-
schutzes, Selbststudium, Verhalten im Straßen-
verkehr, Verhalten in fremden Betriebsstätten)

 Sicherungsposten-Brandwoche in der Chemie

 Sicherheitskurse für Auslandseinsätze

 Berufsbegleitende Qualifizierung zum „aircargo
assistent“

 Kurse für Pflegehelfer

 Fortbildung im Pflegebereich

 Spezifische Weiterbildung für Pflegekräfte und
Ärzte

 Basisqualifikation Gerontokurse

 Diakonie-Seminare

 Qualifizierung zum Gesundheits- und Pflegeas-
sistenten

 Schulung zum Infektionsschutzgesetz

 Infektionsschutzbelehrungen

 Hygieneschulungen

 Laminierkurse

 Strahlenschutzwerker

 Palletierschein

 Qualifizierung zur Produktionsfachkraft

 Bewerbercoaching, Berwerbertraining, Optimie-
rung der Bewerberunterlagen

 Seminare zur Persönlichkeitsbildung

 Software-Programmierung

 IWCF-Lehrgang

 H2S-Unterweisung

 Fire-Fighting

 Off-Shore-Training

 Führerschein

 LKW-Führerschein

 Weiterbildung zum Kraftfahrer

 Führerschein Baumaschinen

 Kettensägeschein

 SAP-Fachausbildungen

 SAP R/3- Schulungen

 Zollkurse

 Kommunikationstraining

 Reanimationstraining

 Exportseminare

 Seminar bzgl. Kundenorientierung

 SGU-Seminare

 Diverse Vorsorgeuntersuchungen/Gesundheits-
untersuchungen

 Schuldnerberatung

 Suchtprävention

 Arbeitsrechtliche Schulungen

 Spezielle Anpassungslehrgänge für Schlosser,
Maschinenbauer, Elektroinstallateure und Rohr-
schlosser

 Fachseminare für Lieferanten

 QMF – Qualitätsmanagementfachkraft

 Seminare im Qualitätsmanagement (QMF, QMB)

 Weiterbildung in der Qualitätskontrolle

 Projektmanagement

 Einführungs- und Motivationsseminare

 Steigschulungen

 Schulungen in Steuerungstechnik/SPS,
VDE/Gebäudetechnik

 Baustellen- und Kundenschulung für einen bes-
seren Umgang mit den Kunden

 Seminare zum Arbeits- und Tarifrecht

 Seminare zur Kommunikation und zum gesund-
heitsbewusstem Verhalten

 Weiterbildungen von Facharbeitern im Metall-
und Zerspanungsbereich

 Weiterbildungen im Bereich Industriemecha-
nik/Drehen/Fräsen

 Qualifizierung zur Fachkraft Elektrotechnik

 Diverse E-Learningkurse in mehr als 200 Qualifi-
zierungsgebieten

 Betriebswirtschaftliche Seminare (HGB; IRFS,
US-GAPP)

 Fortbildung im „Solarbereich“

 Weiterbildungen, Umschulungen und Nachschu-
lungen im Bereich Luftfahrt

 Fortbildung im Außenhandelsbereich
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)443
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 15. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Bundesverband Deutscher Dienstleistungsunternehmen e.V. (BVD)

I. Der Verband BVD

Der Bundesverband Deutscher Dienstleistungsunter-
nehmen e.V. (BVD), ehemals Bundesvereinigung
Deutscher Dienstleistungsunternehmen, fungiert als
Tarifträgerverband seiner bundesweiten Landesver-
bände für die Fachbereiche allgemeine Dienstleis-
tungen, Instore und Logistik Services, Zeitarbeit und
Callcenter. Auf die von der Fachgruppe Zeitarbeit
erfassten Unternehmen entfallen dabei rd. 100 Fir-
men mit ca. 3.500 Arbeitnehmern. In der Zeitarbeit
gehört der BVD daher zu den kleineren Tarifträger-
verbänden.

Die Tarifpolitik des BVD in der Zeitarbeit hatte von
Anfang an das Ziel, allgemeine, praktikable Rege-
lungen für die Zeitarbeitsverhältnisse zu finden,
unabhängig von den Regelungen der jeweiligen Ein-
satzbranche. Dabei war entscheidend, dass anders
als in allen klassischen Tarifbereichen keine Ge-
werkschaft, auch nicht die des DGB, über die für die
Tariffähigkeit erforderliche Durchsetzungsmacht in
der Zeitarbeit verfügt.

Tarifpartner in der Zeitarbeit war zunächst die Tarif-
gemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeit-
arbeit und Personalserviceagenturen (CGZP). Seit
2010 werden die Tarifverträge auch mit Mitglieds-
gewerkschaften des Christlichen Gewerkschaftsbun-
des abgeschlossen.

Entschiedene Absage hat der BVD von vornherein
den Abschlüssen von Haustarifen erteilt, die z.B. die
CGZP nach ihrer Gründung vorschnell abgeschlos-
sen hatte. Zusammen mit dem Arbeitgeberverband

Mittelständischer Personaldienstleister (AMP) ist es
dem BVD gelungen, die CGZP zur Aufkündigung
aller ihrer Haustarife zu veranlassen. Leider wurde
seitens der politisch Verantwortlichen bis heute
versäumt, dem Vorschlag des BVD zu folgen, die
Inbezugnahme von ausgelaufenen und nur in der
Nachwirkung befindlichen Tarifverträgen im Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz zu begrenzen.

II. Allgemeines

Die positiven Beschäftigungseffekte der Zeitarbeit
sind unbestritten. Auch die Bundesregierung er-
kennt die erhebliche Bedeutung der Zeitarbeit für
die Dynamik auf dem Arbeitsmarkt und damit deren
außerordentliche beschäftigungspolitische Wichtig-
keit in ihrem Gesetzentwurf an. Der Umstand, dass
sich der deutsche Arbeitsmarkt im internationalen
Vergleich auch in der Finanz- und Wirtschaftskrise
als robust erwiesen hat, ist nicht zuletzt auf die Zeit-
arbeit als ein wichtiger Auffangmechanismus zu-
rückzuführen. Es hat sich gezeigt, dass Flexibilisie-
rungsinstrumente wie die Zeitarbeit für die Unter-
nehmen in Deutschland erforderlich und erfolgreich
sind. Zeitarbeit ist nicht nur die für alle Wirtschafts-
zweige wirtschaftlichste und sozial verträglichste
Chance, kurzfristige Engpässe aufzufangen, sondern
neben der Kurzarbeit die einzige Flexibilitätsform,
die einen anderweitig verkrusteten Arbeitsmarkt am
Atmen hält.

Angesichts dieser Erfolge kann die Zeitarbeit nicht
mit dem Vorwurf des Missbrauchs und schon gar
nicht der gezielten Erosion von regelmäßigen Be-
schäftigungsverhältnissen überzogen werden. Zutref-
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fend hebt die Bundesregierung die Besonderheit des
deutschen Zeitarbeitsmodells hervor: Zeitarbeit ist
in Deutschland grundsätzlich sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung, für die die allgemeinen
arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften gelten. Bun-
desweit zwischen 800 und 900.000 bestehende Zeit-
arbeitsverhältnisse können bei einem Gesamtmarkt
von fast 30 Millionen sozialversicherungsrechtlichen
Beschäftigungsverhältnissen weder den Markt noch
die Beschäftigungskultur in unserem Land erschüt-
tern.

Erfreulicherweise wird durch den Gesetzentwurf das
in Deutschland seit 2004 geltende Prinzip der
Gleichbehandlung (Equal Treatment) in Verbindung
mit der Tariföffnungsklausel nicht in Frage gestellt
wird. Diesem deutschen Zeitarbeitsmodell trägt
auch die EU-Zeitarbeitsrichtlinie Rechnung, die
genau wie das AÜG Equal Treatment vorsieht, von
dem u. a. durch Tarifvertrag abgewichen werden
darf (EU-Richtlinie Artikel 5 Abs. 3).

Leider hat es die Bundesregierung unterlassen, im
Zuge dieser AÜG-Novelle endlich auch eine positive
Änderung der Nomenklatur in der Zeitarbeit herbei-
zuführen und die falschen und diskreditierenden
Begriffe „Leiharbeit“, „Leiharbeitnehmer“, „Verlei-
her“ und „Entleiher“ aufzugeben. Die in der deut-
schen Fassung der Richtlinie verwendete Bezeich-
nung „Leiharbeit“ ist irreführend und diskriminie-
rend. „Leihe“ ist die im bürgerlichen Recht veran-
kerte Definition für die unentgeltliche Gebrauchs-
überlassung einer Sache, was für die gewerbliche
Arbeitnehmerüberlassung ganz offensichtlich nicht
passt. Der BVD plädiert deshalb nachdrücklich da-
für, ausschließlich die eingeführte und gebräuchli-
che Bezeichnung „Zeitarbeit“ zu verwenden. Der
Verweis auf den temporären Charakter der Arbeit-
nehmerüberlassung entspricht auch weitestgehend
dem Sprachgebrauch in anderen EU-Mitgliedstaaten
(z.B. temporary agency work, travail intérimaire,
trabajo temporal). Wenn dem Gesetzgeber also wirk-
lich daran liegt, das Instrument Arbeitnehmerüber-
lassung zu stärken, sollte er die Begriffe „Zeitarbeit“,
„Zeitarbeitnehmer“, „Zeitarbeitsunternehmen“ und
„Einsatzunternehmen“ bzw. „Einsatzbetrieb“ im
AÜG einführen.

Ebenso bedauerlich ist, dass der Gesetzentwurf kei-
ne Veränderung bei bestehenden Verboten und
Einschränkungen des Einsatzes von Zeitarbeit
bringt, die nach der Zeitarbeitsrichtlinie „nur aus
Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt“
sind. Dies betrifft insbesondere das Verbot der Ar-
beitnehmerüberlassung in das Bauhauptgewerbe (§
1b Satz 1 AÜG): Zeitarbeitsunternehmen müssten
ihren Mitarbeitern die Mindestlöhne des Bauhaupt-
gewerbes zahlen und wären ebenso verpflichtet, in
die Sozialkassen dieser Branche einzuzahlen (§ 8
Abs. 3 Arbeitnehmer-Entsendegesetz), so dass es
schon an dieser Stelle keinen Grund für die Fortfüh-
rung dieses Verbots gibt. Sofern der Schutz des Sozi-
alkassenverfahrens des Bauhauptgewerbes gleich-
wohl als Argument vorgebracht wird, so gibt es für
den Gesetzgeber mildere Mittel, die Ausgestaltung
zu regeln, anstelle eines Verbotes der Zeitarbeit.
Auch die weiteren in der Richtlinie explizit erwähn-
ten Rechtfertigungsgründe wie Schutz der Zeitar-

beitnehmer, Gesundheitsschutz, Sicherheit am Ar-
beitsplatz, das Funktionieren des Arbeitsmarktes
sowie die Verhinderung von Missbrauch liegen nicht
vor. Vielmehr können durch die Zulassung von
Zeitarbeit im Bauhauptgewerbe Schwarzarbeit und
illegale Beschäftigung in dieser Branche vermieden
werden. Der BVD fordert deshalb die vollständige
Öffnung des Baugewerbes für die Zeitarbeit und
damit eine Gleichstellung mit anderen Wirtschafts-
zweigen.

III. Im Einzelnen zu BT-Drucksache 17/4804

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen einer-
seits Missbrauchsfälle verhindert werden, in denen
ehemalige Stammarbeitnehmer zeitnah nach Been-
digung eines Arbeitsverhältnisses auf vergleichbaren
Arbeitsplätzen bei ihrem früheren Arbeitgeber zu
ungünstigeren Bedingungen als Zeitarbeitskräfte
eingesetzt wurden (“Schlecker Klausel“). Anderer-
seits soll die EU-Zeitarbeitsrichtlinie 2008/104/EG in
nationales Recht umgesetzt werden.

1. Artikel 1 Nr. 5 b) und Nr. 6 a) bb) - „Schlecker
Klausel“

Der BVD hat sich gemeinsam mit seinen Tarifpart-
nern, den christlichen Gewerkschaften, nach dem
Bekanntwerden des „Falles Schlecker“ öffentlich
gegen die missbräuchliche Nutzung von Tarifverträ-
gen der Zeitarbeit ausgesprochen und eine tarifpoli-
tische Lösung gefunden, mit der das Problem nach-
haltig gelöst wird. Andere Zeitarbeitsverbände haben
bekanntermaßen ähnliche Regelungen gefunden.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung geht
aber deutlich über eine „Lex Schlecker“ hinaus. Die
vorgesehene Einschränkung der Tariföffnungsklausel
im AÜG stellt nämlich nicht nur auf den Einsatz an
dem bisherigen oder einem vergleichbaren Arbeits-
platz bei dem früheren Arbeitgeber oder mit ihm
konzernrechtliche verbundenen Arbeitgebern ab,
sondern schließt die Anwendung einer abweichen-
den tariflichen Regelung für sämtliche Arbeitsplätze
beim früheren Arbeitgeber oder verbundenen Unter-
nehmen aus, wenn der Arbeitnehmer vor Ablauf
einer Frist von sechs Monaten überlassen wird. Eine
solche Regelung schießt über das Ziel hinaus.

Die Zeitarbeitsunternehmen müssten bei jedem neu
eingestellten Mitarbeiter minutiös nachverfolgen, ob
eventuell in der Vergangenheit eine Überlassung an
einen früheren Arbeitgeber unter Bedingungen statt-
gefunden hat, die zur ausschließlichen Anwendung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes bei Kundenun-
ternehmen führen. Der BVD empfiehlt deshalb, die
Klausel einzuschränken auf Überlassungen von
Zeitarbeitskräften auf ihren bisherigen oder einen
vergleichbaren Arbeitsplatz bei ihrem vorherigen
Arbeitgeber und mit ihm konzernrechtlich verbun-
denen Unternehmen. Außerdem sollte der Gleichbe-
handlungsgrundsatz auf jeden Fall nach einer Über-
lassungsdauer von sechs Monaten enden.

Zudem sollte die „Drehtür-Regelung“ auf jeden Fall
mit einer tariflichen Öffnungsklausel versehen wer-
den, damit es Unternehmen und Gewerkschaften
möglich wird, z.B. zur Arbeitsplatzsicherung hier-
von abzuweichen.
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2. Umsetzung der EU-Zeitarbeitsrichtlinie

Für Zeitarbeitsunternehmen sind vor allem die fol-
genden Änderungen von Bedeutung:

a) Artikel 1 Nr. 2 a) bb) („vorübergehend“)

Die Aufnahme des Begriffs „vorübergehend" in das
AÜG ist überflüssig - auch wenn er im Wortlaut der
EU-Zeitarbeitsrichtlinie enthalten ist (Artikel 1 Abs.
1) – und führt nur zu Rechtsunsicherheiten. Bereits
nach geltendem deutschen Recht wird der Begriff
„vorübergehend“ als Wesensmerkmal der Zeitarbeit
von der Rechtsprechung in den bisherigen Geset-
zeswortlaut des AÜG hineingelesen (vgl. BAG v.
20.4.2005 – 7 ABR 20/04). Schließlich ist es der
Zeitarbeit immanent, dass der Einsatz im Kundenun-
ternehmen jederzeit enden kann.

Keinesfalls darf mit der Aufnahme dieses Merkmals
in das Gesetz bei den Gerichten der Eindruck entste-
hen, dass „vorübergehend“ eine bestimmte Höchst-
überlassungsdauer indiziert. Es muss unmissver-
ständlich klar sein, dass die EU-Zeitarbeitsrichtlinie
trotz des Merkmals „vorübergehend“ längerfristige
Einsätze nicht ausschließt. Die Richtlinie erkennt
gerade die Unterschiedlichkeit der europäischen
Zeitarbeitssysteme sowie die Vielfalt der Arbeits-
märkte und Arbeitsbeziehungen an (vgl. Erwägungs-
gründe 10, 12 und 18 der EU-Zeitarbeitsrichtlinie)
und fordert eben nicht, dass die Mitgliedstaaten
längerfristige Einsätze verbieten. Im Interesse der
Rechtssicherheit sollte deshalb auf diese Regelung
verzichtet werden.

b) Artikel 1 Nr. 5 a) und Nr. 6 a) aa) (Streichung der
„6-Wochen-Ausnahme“ für zuvor Arbeitslose)

Die Streichung der sog. 6-Wochen-Ausnahme für
zuvor Arbeitslose ist beschäftigungspolitisch das
falsche Signal. Eine Beibehaltung der bestehenden
Regelung ist in Übereinstimmung mit der Richtlinie
2008/104/EG möglich. Dies ergibt sich sowohl aus
den Regelungsgedanken in Art. 1 Abs. 3 und Art. 5
Abs. 2 als auch aus dem Erwägungsgrund 11 der
Richtlinie. So hebt Erwägungsgrund 11 der Zeitar-
beitsrichtlinie hervor, dass Zeitarbeit zum Beschäfti-
gungsaufbau, zur Teilhabe und zur Eingliederung
von Menschen in den Arbeitsmarkt beiträgt. Nach
Artikel 1 Ziffer 3 der Zeitarbeitsrichtlinie können die
Mitgliedstaaten Arbeitsverhältnisse vom Anwen-
dungsbereich der Richtlinie ausschließen, die im
Rahmen einer öffentlich geförderten beruflichen
Eingliederungsmaßnahme geschlossen werden.

Schließlich ermöglicht Artikel 5 Abs. 2 der Richtli-
nie den Mitgliedstaaten Ausnahmen vom Equal Pay
zuzulassen, wenn Zeitarbeitnehmer unbefristet be-
schäftigt sind und auch in Nichteinsatzzeiten be-
zahlt werden. Dies ist der Regelfall in Deutschland.

c) Artikel 1 Nr. 10 (Zugang des Zeitarbeitnehmers zu
Gemeinschaftseinrichtungen und -diensten)

Der neu gefasste § 13b AÜG-E entspricht im Wort-
laut dem Artikel 6 Abs. 4 der EU-
Zeitarbeitsrichtlinie. Danach hat der Entleiher dem
Leiharbeitnehmer Zugang zu Gemeinschaftseinrich-
tungen oder -diensten im Unternehmen unter den
gleichen Bedingungen zu gewähren wie vergleichba-
ren Arbeitnehmern in dem Betrieb, in dem der Leih-

arbeitnehmer seine Arbeitsleistung erbringt, es sei
denn, eine unterschiedliche Behandlung ist aus
sachlichen Gründen gerechtfertigt.

Die Formulierung in der Richtlinie selbst ist aber
schon so unscharf gewählt, dass bei der praktischen
Umsetzung erhebliche Unsicherheiten auftreten
werden. Hinsichtlich der Definition dessen, was
Gemeinschaftseinrichtungen i. S. des § 13 b AÜG-E
sind, sollte sich der Gesetzgeber nicht auf die Über-
nahme lediglich der in der Richtlinie genannten
Beispiele beschränken. Wichtig wäre auch eine Ne-
gativabgrenzung zu Leistungen, die keinesfalls den
Gemeinschaftseinrichtungen zuzurechnen sind, wie
z. B. Leistungen mit Entgeltcharakter (Regelungen
zur Betriebstreue oder andere Boni-Regelungen).
Hier könnte der Gesetzgeber durch die Einfügung
des Begriffs „soziale“ vor den Wörtern „Gemein-
schaftseinrichtungen oder -diensten“ klarstellen,
dass sich der Anspruch der Zeitarbeitskräfte nur auf
soziale Teilhabeansprüche erstrecken kann.

Außerdem ist z.B. gänzlich unklar, was sachliche
Gründe sein könnten, die eine unterschiedliche
Behandlung rechtfertigen würden, auch wenn der
Gesetzentwurf als ein Beispiel den „sehr kurzfristi-
gen Einsatz“ von Zeitarbeitskräften nennt.

Um die Zeitarbeitsunternehmen und ihre Kunden
vor solchen Unsicherheiten zu schützen, sollte der
Gesetzgeber jedenfalls den Begründungsteil weiter
konkretisieren.

d) Artikel 1 Nr. 11 (Ordnungswidrigkeiten)

Der in Artikel 10 Abs. 2 der Zeitarbeitsrichtlinie
geforderten Sanktionierung von Verstößen gegen die
nationalen Umsetzungsvorschriften trägt das AÜG
schon heute Rechnung. So können Verletzungen des
Gleichbehandlungsgrundsatzes durch vorhandene
Regelungen im AÜG schon heute negative Konse-
quenzen haben: der Entzug der Arbeitnehmerüber-
lassungserlaubnis, Nachzahlungen zu gering abge-
führter Gesamtsozialversicherungsbeiträge sowie
arbeitsrechtliche Nachzahlungsansprüche der Zeit-
arbeitnehmer. Auch über zivilrechtliche Folgen kann
eine hinreichende Wirksamkeit der Richtlinienvor-
gaben sichergestellt werden. Deswegen geht die
Schaffung weiterer bußgeldbewehrter
Ordnungswidrigkeitentatbestände deutlich über die
Umsetzung der Zeitarbeitsrichtlinie hinaus.

IV. Rechtssicherheit in der Zeitarbeit schaffen

Mit seiner Entscheidung vom 14. Dezember 2010
gegen die Tariffähigkeit der Tarifgemeinschaft
Christlicher Gewerkschaften für Zeitarbeit und Per-
sonalserviceagenturen (CGZP) hat das Bundesar-
beitsgericht (BAG) die Chance verpasst, in einem
Streit nur unter Gewerkschaften, der zu Lasten der
Unternehmen der Zeitarbeit und deren Beschäftigten
ausgetragen wurde, auf eine Befriedung hinzuwir-
ken. Gerade nachdem zwischenzeitlich alle Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände sich auf einen
einheitlichen Mindestlohn für die Zeitarbeit geeinigt
hatten und damit die von Unsachlichkeit und Pole-
mik bestimmte Ausgangslage des Streites erledigt
worden war, hätte das Gericht gut daran getan, auf
eine Machtdemonstration zu verzichten und sich an
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den praktischen Besonderheiten der Zeitarbeit zu
orientieren.

Statt für Rechtsklarheit zu sorgen, hat das BAG mit
seinen Entscheidungsgründen für erhebliche zusätz-
liche Rechtsunsicherheit gesorgt, was den Bestand
der Tarifverträge in der Zeitarbeit angeht. So hat sich
das Gericht völlig überraschend und ohne Not in
den Entscheidungsgründen auch zu den satzungs-
mäßigen Zuständigkeiten der einzelnen Mitglieds-
gewerkschaften der CGZP für die Zeitarbeit geäußert
und die noch vom Landesarbeitsgericht entwickelte
Annex-Zuständigkeit in Frage gestellt. Dieser einge-
schränkte Blick auf die Tarifzuständigkeit nach den
Gewerkschaftssatzungen kann weitreichende Folgen
für alle Zeitarbeitstarifverträge haben.

Als die Tariföffnungsklausel im AÜG im breiten
Konsens der Politik geschaffen wurde, konnte nie-
mand damit rechnen, dass Jahre später die Wirk-
samkeit von Tarifverträgen für die Zeitarbeit aus den

vom BAG konstruierten formellen Gründen in Zwei-
fel gezogen würde – mit weitreichenden Folgen für
die Unternehmen. Allein die Ankündigung der So-
zialversicherungsträger, rückwirkend für vier Jahre
Sozialversicherungsbeiträge auf die Differenzbeträge
zum Equal Pay nachzufordern, lässt unabhängig von
der rechtlichen Begründetheit ohne ein Einschreiten
des Gesetzgebers eine Welle von Insolvenzen bei
Zeitarbeitsunternehmen befürchten.

Losgelöst von der Frage, ob den Unternehmen, die in
der Vergangenheit auf den Bestand der Zeitarbeitsta-
rifverträge vertraut haben, unabhängig von einer
gesetzlichen Regelung Vertrauensschutz zu gewäh-
ren ist, ist es zweifellos ein Webfehler des Gesetzes,
dass durch das AÜG einerseits Abweichungen durch
Tarifverträge zugelassen werden aber offenbleibt,
wer überhaupt tarifzuständig ist. Hier bedarf es drin-
gend einer klarstellenden Regelung im AÜG.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)432
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 14. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)
Deutscher Gewerkschaftsbund

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf beabsichtigt
die Bundesregierung den missbräuchlichen Einsatz
von Arbeitnehmerüberlassung einzudämmen und
gleichzeitig die Bestimmungen der EU-Richtlinie
2008/104/EG in das deutsche Recht umzusetzen.

1. Gesamtbewertung

Der DGB hat mehrfach sowohl gegenüber dem Mi-
nisterium als auch dem Deutschen Bundestag aus-
führlich dargelegt, dass es seit der Novellierung der
Leiharbeit im Jahre 2003 zu erheblichen Fehlent-
wicklungen und Verwerfungen gekommen ist. Mit
der damaligen Neuregelung wurden zwar einschrän-
kende Vorschriften für Leiharbeit weitgehend aufge-
hoben, gleichzeitig konnte in der Praxis das Prinzip
der Gleichbehandlung beim Lohn und den sonstigen
Arbeitsbedingungen für dieselbe Tätigkeit wie der
Stammbeschäftigte aber nicht durchgesetzt werden.
Das Prinzip der Gleichbehandlung war aber gerade
als Korrektiv für die entfallenden Regulierungen
eingeführt worden.

Der Gesetzgeber muss sich entscheiden, ob er die
Leiharbeit bis in kleine Details regulieren will oder
ob er dies dem Markt überlassen will, indem er das
Prinzip der Gleichbehandlung bei Entgelt- und Ar-
beitsbedingungen durchsetzt. Bei der letzten Reform
im Jahre 2003 hat sich der Gesetzgeber für den zwei-
ten Weg entschieden und sollte diesen auch konse-
quent weitergehen.

Bleibt es bei den Kostenvorteilen der Arbeitgeber
durch Lohndumping und Ungleichbehandlung,
wird es zu weiteren Missbräuchen kommen, und
die ungebremste Ausweitung der Leiharbeit wird

sich fortsetzen. Leiharbeiter werden auf Arbeitsplät-
zen eingesetzt, die zuvor von eigenen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern besetzt waren. Zunehmend
gründen Unternehmen eigene Töchter, die aus-
schließlich die Funktion haben, Beschäftigte zu
niedrigeren Löhnen einzustellen.

Die Ausweitung der Leiharbeit hat zur Folge, dass
die Arbeitgeberrisiken zunehmend auf die Beschäf-
tigten, die Sozialversicherungen und den Staat ver-
lagert werden. Die Kosten der Sozialen Sicherung
tragen dann vor allem auch die Arbeitgeber, die ihre
Pflichten umfassend wahrnehmen und Arbeit-
nehmer unbefristet einstellen. Durch zunehmende
Wettbewerbsverzerrungen geraten diese Arbeitgeber
unter Druck und sind gezwungen, ebenfalls Leihar-
beitskräfte zu beschäftigen.

Unter diesem Aspekt müssen auch die im Gesetz-
entwurf und in vorherigen Gesetzentwürfen behaup-
teten positiven Beschäftigungseffekte relativiert
werden. Dies wird am Beispiel des produzierenden
Gewerbes deutlich. So sind über die Krise hinweg
im produzierenden Gewerbe rund 250.000 Arbeits-
plätze verloren gegangen. Auch jetzt im Aufschwung
nimmt die Zahl der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten in diesem Bereich nur langsam zu und
liegt immer noch deutlich unter dem Niveau des
Jahres 2008, während gleichzeitig eine große Zahl
von Leiharbeitern in den Unternehmen beschäftigt
wird. Dabei werden in hohem Maße Arbeitsplätze
besetzt, die zuvor von fest angestelltem Personal
besetzt waren.
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Für Arbeitslose bietet die Leiharbeit hingegen keine
Chance auf dauerhafte Beschäftigung. Vielmehr wird
ein Teil des Arbeitsmarktes ausgetrocknet, so dass
vor allem Geringqualifizierte fast keine Chance mehr
haben, dauerhaft in den Arbeitsmarkt integriert zu
werden. Die sozialen Folgekosten dieser Entwick-
lung sind enorm. Auch das IAB konnte in neueren
Untersuchungen keine Belege dafür finden, dass
Leiharbeit eine Brücke in den regulären Arbeits-
markt darstellt (allenfalls ein schmaler Steg).

Im Interesse eines geordneten Arbeitsmarktes sind
deswegen dringend Korrekturen notwendig.

Missbrauchsbekämpfung durch uneingeschränkte
Gleichbehandlung

Zur Eindämmung von Missbrauch und zur Umset-
zung der EU-Richtlinie ist der Gesetzentwurf keines-
falls ausreichend. Der vorgelegte Gesetzentwurf will
den Missbrauch insbesondere durch Einschränkun-
gen von sog. Drehtüreffekten mindern. Beschäftigte,
die in den letzten sechs Monaten zuvor bei einem
Unternehmen beschäftigt waren, sollen – wenn sie
als Leiharbeitskräfte in das Unternehmen zurück-
kommen – den gleichen Lohn und dieselben Ar-
beitsbedingungen wie die Stammbelegschaft erhal-
ten.

Damit enthält der Entwurf richtigerweise einen Re-
gelungsvorschlag zu dem im Rahmen des Falls
„Schlecker“ bekannt gewordenen Problems. Dies ist
aber nicht das Hauptproblem der Branche. Dies liegt
vielmehr in der Besetzung von Dauerarbeitsplätzen
mit Leiharbeitern zur Absenkung der Löhne. Die
Beschäftigten werden vom Markt rekrutiert, waren
also zuvor nicht im Unternehmen beschäftigt.

Diese Strategien führen dazu, dass Stammarbeits-
kräfte sukzessive durch Leiharbeitskräfte ersetzt
werden. Diese Praktiken werden auch nach der Ge-
setzesänderung anhalten und zunehmen.

In der Anhörung des Ausschusses für Arbeit und
Soziales am 28. Juni 201033 sind von einem Betriebs-
vertreter Fälle vorgetragen worden, in denen der
tatsächliche Lohnabstand zu den Stammbeschäftig-
ten nahezu 100 Prozent beträgt. Diese Fälle sind
auch nach der Neuregelung weiterhin möglich. Der
hohe Lohnabstand wird sowohl von den Beschäftig-
ten als auch zunehmend von der Bevölkerung als
sozial ungerecht empfunden und ist mit dem in der
EU-Richtlinie geforderten „Gesamtschutz“ nicht
vereinbar. Nach einer aktuellen Umfrage DER ZEIT
sind über 90% der Bevölkerung der Meinung, dass
Leiharbeiter den gleichen Lohn erhalten sollten, wie
die Stammbeschäftigten.34

Zur Bekämpfung von Missbrauch, den sich der Ge-
setzentwurf nach seinem Titel zum Ziel setzt, fehlt
es aus Sicht des DGB vor allem an einer klaren
Positionierung, um das Prinzip der Gleichbehand-
lung durchzusetzen und das beschriebene wie auch
zu erwartende Lohndumping durch den Einsatz
ausländischer Arbeitskräfte ab Mai 2011 zu begren-
zen.

33 Protokoll 17/25 Seite 360
34 http://www.zeit.de/wirtschaft/2011-02/umfrage-
leiharbeit

Gleichbehandlung ab dem ersten Tag

Der DGB erwartet deswegen, dass einschränkende
Regelungen, mit denen die Gleichbehandlung bei
den Löhnen und sonstigen Arbeitsbedingungen
ausgehebelt werden können, abgeschafft werden.
Der im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG)
bisher nur im Grundsatz vorgesehene Gleichbe-
handlungsgrundsatz muss ab dem ersten Tag aus-
nahmslos gelten. Abweichungen durch verschlech-
ternde Tarifverträge sind zukünftig auszuschließen.

Dies würde Leiharbeit auf den eigentlichen Kern
zurückführen: Kurzfristiger flexibler Einsatz zur
Abdeckung von Auftragsspitzen. Die Durchsetzung
der gleichen Bezahlung ist eine notwendige Markt-
regulierung, weil ungerechtfertigte Kostenvorteile
entfallen. Dennoch bleiben dem Arbeitgeber Kosten-
vorteile, da er Transaktionskosten (Einstellung, Per-
sonalsuche und -auswahl, Entlassung etc.) spart und
kurzfristig Arbeitsbedarfe abdecken kann.

Eine von der Hans-Böckler-Stiftung erstellte Über-
sicht35 zeigt, dass in 10 EU-Ländern das Gebot der
gleichen Bezahlung ohne Ausnahme gilt. Hierunter
sind auch die großen bevölkerungsreichen Staaten
wie Frankreich, Spanien und Italien. In anderen
Ländern werden – wie auch Deutschland – Aus-
nahmen zugelassen. Allerdings sind diese jedoch –
anders als in Deutschland – überwiegend begrenzt.
Die Situation in Deutschland stellt insofern eine
Ausnahme dar, weil in Deutschland hohe Lohnun-
terschiede auch bei Einführung einer Lohnunter-
grenze unbefristet möglich sind.

Damit ist in Deutschland der in der EU-Richtlinie
geforderte Gesamtschutz der Leiharbeitnehmer nicht
gewährleistet. Dies ist auch daran erkennbar, dass
die Leiharbeitsbranche die Branche mit dem höchs-
ten Anteil an Aufstockern hinsichtlich ALG-II-
Leistungen ist. Offensichtlich ist das Lohnniveau in
vielen Fällen so niedrig, dass selbst bei Vollzeittätig-
keit noch nicht einmal das Sozialhilfeniveau er-
reicht wird.

Auch die geplante Lohnuntergrenze wird den Ge-
samtschutz der Beschäftigten nur insofern verbes-
sern als eine definitive untere Lohngrenze eingehal-
ten werden muss. Die Lohnuntergrenze verhindert
zwar extrem niedrige Löhne und schützt vor Dum-
pingkonkurrenz aus dem Ausland, trägt aber nicht
dazu bei, auch in höheren Entgeltgruppen den
Lohnabstand zwischen Leiharbeitern und Stammar-
beitnehmern zu verringern. Oberhalb der Grenze
können inländische Tarifverträge weiterhin durch
ausländische Tarifverträge unterlaufen werden. So
ist es zum Beispiel möglich, Facharbeitskräfte aus
dem Ausland zu ausländischen Tarifen zu beschäfti-
gen, soweit die Lohnuntergrenze nicht unterschrit-
ten wird. Während ein Facharbeiter nach dem in-
ländischen Tarif 10,16 Euro (iGZ West) erhalten
würde, könnte er nach einem ausländischen Tarif-
vertrag für 7,60 Euro beschäftigt werden. Dies wird
das Lohnniveau in der Branche weiter unter Druck
setzen und zeigt, dass Lohndumpingprobleme in der
Leiharbeit damit keinesfalls beseitigt sind.

35 Siehe auch Drucksache 17(11)207, Seite 56.
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Durch die vorgeschlagene nur halbherzige Umset-
zung der europäischen Richtlinie kommt der Gesetz-
geber nicht der Verpflichtung in Art. 5 Abs. 5 nach,
Missbräuche zu verhindern. Der Kern der EU-
Richtlinie besteht in der Verankerung des Grundsat-
zes, dass Leiharbeitnehmer mindestens die Arbeits-
bedingungen eines fest angestellten Arbeitnehmers
beim Entleiher erhalten müssen. Hiervon kann nur
in engen in Art. 5 Abs. 2 und 3 der Richtlinie be-
schriebenen Voraussetzungen abgewichen werden.
Eine abweichende Behandlung ist nach der EU
Richtlinie ohnehin nur bei einem unbefristeten
Leiharbeitsverhältnis möglich. Darüber hinaus muss
der Gesetzgeber enge Grenzen definieren, unter de-
nen ein Abweichen möglich ist, so dass der Gesamt-
schutz gewährleistet ist.

Die in den §§ 3 Abs. 1 Nr. 3, 9 Nr. 2 AÜG enthaltene
nur marginal eingeschränkte Delegation von Rege-
lungsbefugnissen an die Tarifvertragsparteien wird
den Vorgaben der Richtlinie bezüglich einer gesetz-
lich zutreffenden Regelung nicht gerecht.

Auch die Lohnuntergrenze reicht nicht aus, um den
Anforderungen der EU Richtlinie zu genügen.

Weitere Vorschläge:

Der DGB hält weitere Änderungen des AÜG bzw.
anderer Gesetze für erforderlich, um erkannte Prob-
leme einzugrenzen.

Hierzu folgende Vorschläge:

a) Umgehung von Mindestlöhnen nach dem Entsen-
degesetz verhindern: Die Tätigkeit muss ausschlag-
gebend sein

Der DGB regt an, § 8 Abs. 3 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes (AEntG) zu ergänzen, um eine
Umgehung derjenigen Mindestlöhne zu verhindern,
die nach dem AEntG für allgemeinverbindlich er-
klärt wurden. Daher sollte gesetzlich verankert wer-
den, dass für die Entlohnung durch den Verleiher
allein entscheidend ist, welche konkrete Tätigkeit
der Leiharbeitnehmer ausübt.

Das BMAS hatte in seinem Diskussionsentwurf zum
Arbeitnehmer-Überlassungsgesetz vom 4. Juni 2010
bereits selbst einen Vorschlag unterbreitet. Der DGB
regt an, diesen Vorschlag zu übernehmen.

(Die Änderungen sind kursiv)

§ 8 AEntG sollte lauten:

Pflichten des Arbeitgebers zur Gewährung von Ar-
beitsbedingungen

(3) Wird ein Leiharbeitnehmer oder eine Leiharbeit-
nehmerin vom Entleiher mit Tätigkeiten beschäftigt,
die in den Geltungsbereich eines für allgemeinver-
bindlich erklärten Tarifvertrages nach den §§ 4, 5
Nr. 1 bis 3 und § 6 oder einer Rechtsverordnung
nach § 7 fallen, hat der Verleiher zumindest die in
diesem Tarifvertrag oder in dieser Rechtsverordnung
vorgeschriebenen Arbeitsbedingungen zu gewähren
sowie die der gemeinsamen Einrichtung nach die-
sem Tarifvertrag zustehenden Beiträge zu leisten,
dies gilt auch dann, wenn der Betrieb des Entleihers
nicht in den betrieblichen Geltungsbereich dieses
Tarifvertrages oder dieser Rechtsverordnung fällt.

Mit dieser Änderung wird klargestellt, dass bei-
spielsweise einem Gebäudereiniger, der als Leihar-
beitnehmer in ein Hotel entliehen wird, der auf
Basis des AEntG bestehende Gebäudereiniger-
Mindestlohn (derzeit unterste Lohngruppe/West
8,40 EUR) zu zahlen ist und nicht der Tariflohn der
Leiharbeit (derzeit z. B. unterste Lohngruppe West
iGZ/DGB bzw. BZA/DGB 7,60 EUR), sofern der Ge-
bäudereiniger-Mindestlohn höher ist als der entspre-
chende Lohn der Leiharbeit.

Bei der Verabschiedung des Entsendegesetzes ist
allgemein davon ausgegangen worden, dass die
Mindestlöhne auch für Leiharbeiter gelten, soweit
sie die konkrete Tätigkeit, für die der Mindestlohn
festgesetzt wurde, ausüben. Durch eine Entschei-
dung des BAG ist dieser Grundsatz aber infrage ge-
stellt worden. Das BAG (5. Senat) hat mit Urteil am
21.10.2009 – 5 AZR 951/08 – folgenden Leitsatz
aufgestellt:

„Ein beim Entleiher als Maler eingesetzter Leihar-
beitnehmer hat nur dann Anspruch auf den tarifli-
chen Mindestlohn, wenn der Entleiherbetrieb in den
betrieblichen Geltungsbereich des Tarifvertrages zur
Regelung eines Mindestlohnes für gewerbliche Ar-
beitnehmer im Maler- und Lackiererhandwerk fällt.“

Hier entsteht somit eine noch größere Diskrepanz als
in der Gebäudereinigerbranche, weil der Mindest-
lohn im Malerhandwerk noch deutlich höher liegt.

Ziel der hier vorgeschlagenen Neuregelung ist es,
den begrüßenswerten Effekt der Lohnstabilisierung
in den Tätigkeiten der Branchen mit Mindestlöhnen
nach dem AEntG zu flankieren. Andernfalls droht,
um im Beispiel zu bleiben, dass in großem Ausmaße
Gebäudereiniger oder Maler nicht mehr in Gebäude-
reinigungsunternehmen bzw. Malerbetrieben ange-
stellt werden, sondern direkt in Zeitarbeitsunter-
nehmen, wodurch das Lohnniveau sinken würde.

b) Leiharbeiter keine Streikbrecher

In der Praxis werden immer wieder Leiharbeitneh-
merInnen zur Streikbrucharbeit eingesetzt. (Jüngstes
Beispiel: Firma Westerwelle Betonwerke in Herford
und Firma Atlas) Die soziale Not vieler Arbeitsloser
wird dabei ausgenutzt, um sie zu einer Zustimmung
zur Überlassung trotz der Kenntnis des Arbeitskamp-
fes zu gewinnen. Das bestehende Recht der Leihar-
beitnehmerInnen Streikbrucharbeit abzulehnen
reicht nicht aus, diese Arbeitgeberpraktiken zu un-
terbinden.

Der DGB verweist in diesem Zusammenhang auch
auf Art. 9 Abs. 3 GG, in dem die Behinderung von
Arbeitskämpfen untersagt ist und auf das ILO-
Übereinkommen Nr. 87, in dem die Bundesrepublik
Deutschland sich verpflichtet hat, die freie Aus-
übung der Vereinigungsfreiheit zu gewährleisten.

1. Es muss der BA untersagt werden, Arbeitslose an
Verleiher zu vermitteln, die bestreikten Betrieben
Leiharbeitnehmer überlassen, noch darf sie bei
Weigerung des Leiharbeitnehmers eine Sperrzeit
verhängen.

2. Muss es dem Verleiher verboten werden, be-
streikten Betrieben Leiharbeiter (unmittelbar und
mittelbar) zu überlassen.
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3. Es muss dem Entleiher verboten werden, in die-
sen Fällen Leiharbeiter in dem Entleihbetrieb
einzusetzen.

Damit wird sowohl der besonders schutzwürdigen
Position des Leiharbeitnehmers Rechnung getragen
als auch dem Schutz der Tarifautonomie. Denn bei
Ausübung seines Leistungsverweigerungsrechtes
exponiert sich der Betroffene und setzt sich späteren
– häufig nicht nachweisbaren – Maßregelungen aus.

Wir schlagen daher eine Formulierung vor, wie sie
in ähnlicher Form bereits in §17 Abs. 1 des Mantel-
tarifvertrags Zeitarbeit BZA/DGB-Tarifgemeinschaft
Zeitarbeit vereinbart wurde. Um die Rechtssicher-
heit zu erhöhen, sollte diese Formulierung im Gesetz
übernommen werden und damit für alle Verleiher
verbindlich werden. Die Regelung muss gleicherma-
ßen für im bestreikten Betrieb eingesetzte Werkver-
tragsarbeitnehmerInnen gelten.

§ 11 Abs. 5 sollte wie folgt geändert werden:

„Es ist untersagt, Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Betriebe zu überlassen, die durch einen
rechtmäßigen Arbeitskampf betroffen sind. Aus-
nahmsweise kann der Einsatz im Rahmen des für
den Kundenbetrieb vereinbarten Notdienstes erfol-
gen.“

In § 16 wird als Nr. 11 eingefügt:

„entgegen § 11 Abs. 5 einen Leiharbeitnehmer ein-
setzt.“

c) Synchronisationsverbot und Schwellenwerte des
BetrVG

Um eine hohe Belastung der Sozialversicherungssys-
teme zu vermeiden, muss das Synchronisationsver-
bot wieder eingeführt werden.

Ebenfalls erhebliche Rechtsunsicherheit besteht in
der Frage, ob Leiharbeitnehmer bei den Schwellen-
werten des BetrVG (§§ 1, 9, 38 BetrVG) mitzuzählen
sind. Unter anderem, weil die Anforderungen an die
betriebliche Interessenvertretung im Entleihbetrieb
mit der Zunahme von Leiharbeit in den letzten Jah-
ren deutlich gestiegen sind (vgl. Wasser-
mann/Rudolph, Leiharbeit als Gegenstand betriebli-
cher Mitbestimmung, Hrsg. Hans Böckler Stiftung,
2007), sind Leiharbeitnehmer bei den Schwellenwer-
ten des BetrVG auch im Entleihbetrieb zu berück-
sichtigen.

d) Abgrenzung von Leiharbeit und Werkvertrag

Im Unterschied zu den Rechtsnormen anderer euro-
päischer Staaten fehlen im deutschen Recht spezifi-
sche gesetzliche Abgrenzungskriterien zwischen
Werkvertrag und Arbeitnehmerüberlassung. Die
Abgrenzungsproblematik hat gravierend zugenom-
men, worauf nicht zuletzt die Vielzahl höchstrichter-
licher Entscheidungen hindeutet. Auch die Erfah-
rungsberichte der Bundesregierung zur Arbeitneh-
merüberlassung verweisen auf die praktischen
Schwierigkeiten. In einzelnen Branchen ist der
Werkvertrag längst Standard (z. B. Regalauffüller im
Einzelhandel).

Werkvertragsunternehmen, oft auch aus dem Aus-
land, werden zunehmend in Bereichen tätig, die
unmittelbar oder mittelbar zur Erfüllung des originä-

ren Produktionszwecks gehören. Die Werkvertrags-
unternehmen erledigen ihre Aufgaben in den Räu-
men der auftraggebenden Betriebe und in zeitlicher
Abhängigkeit von deren Produktionsabläufen, so
dass die klassischen Merkmale der selbständigen
Tätigkeit und damit eines Werkvertrages - keine
Weisungsbefugnis des Auftraggebers hinsichtlich
Art, Ort und Zeit der auszuführenden Arbeit; selb-
ständige Organisation der Tätigkeit - oft nicht erfüllt
sind.

Diese Art der Beschäftigung führt zu zahlreichen
Folgeproblemen. Die beauftragten Werkvertragsun-
ternehmen sind meistens nicht tarifgebunden und
zahlen oft Niedriglöhne. Noch problematischer wird
es, wenn ausländische Werkvertragsunternehmen
ihre Arbeitnehmer zu den Bedingungen des Her-
kunftsstaates beschäftigen.

Die Rechtsprechung wendet die Abgrenzungsmerk-
male zwischen Arbeitnehmerüberlassung und selb-
ständiger Tätigkeit nicht konsequent an. Bei konse-
quenter Anwendung wären viele der existierenden
„Werkverträge“ als Leiharbeit, und zwar mangels
Erlaubnis als illegale Leiharbeit, zu qualifizieren. Es
muss deshalb eine eindeutige gesetzliche Abgren-
zung zwischen Werkverträgen und Arbeitsverträgen
eingeführt werden.

Die Darlegungs- und Beweislast liegt nach gegenwär-
tiger Rechtslage bei dem Arbeitnehmer, der geltend
machen will, dass Arbeitnehmerüberlassung vor-
liegt. Dies ist dem Arbeitnehmer nicht zuzumuten.
Ergänzend sollte deswegen eine Pflicht zur „Amts-
ermittlung“ eingeführt werden. Dies hätte zur Folge,
dass die Rentenversicherung immer dann tätig wer-
den muss, wenn sie erfährt, dass bestehende „Kon-
struktionen“ zweifelhaft sind. Dies gilt auch dann,
wenn sie durch (auch anonyme) Anzeige davon
erfährt.

Der DGB schlägt folgende Formulierung vor:

Nach § 1 Absatz 1 Satz 1 AÜG wird folgender Satz
eingefügt:

„Wird ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber bei
einem Dritten (anderer Arbeitgeber) eingesetzt oder
erbringt eine Person ohne weitere Arbeitnehmer
Leistungen bei einem Dritten und erfolgt die Tätig-
keit

1. nach Weisungen des anderen Arbeitgebers oder

2. wird die gleiche Tätigkeit wie andere Arbeit-
nehmer des anderen Arbeitgebers verrichten,
verrichtet oder

3. werden im Wesentlichen Material und Werk-
zeug des anderen Arbeitgebers verwendet oder

4. verrichten sie ihre Tätigkeit, ohne dass der ent-
sendende Arbeitgeber für das Ergebnis ihrer Ar-
beit haftet oder

5. wird die Tätigkeit, die gegenüber dem entsen-
denden Arbeitgeber auf der Grundlage von Zeit-
einheiten vergütet , oder

6. handelt es sich um Tätigkeiten, die vor dem
Einsatz von Arbeitnehmern des Entleihers erb-
racht worden sind, so wird vermutet, dass ein
Arbeitsverhältnis zum Dritten vorliegt.“
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e) Mindestarbeitsbedingungen festlegen:

Darüber hinaus muss angestrebt werden, dass für
jede Art von Arbeit, für in- wie ausländische Unter-
nehmen gleichermaßen, ab dem 1.5.2011 Mindestar-
beitsbedingungen in Form von tariflichen Mindest-
entgelten bzw. -arbeitsbedingungen nach dem AEntG
gelten.

2. Zu den Regelungen im Einzelnen:

Zu § 1

Ziffer 2a:

Der DGB unterstützt die Gleichstellung von ge-
werbsmäßiger und nicht gewerbsmäßiger Arbeit-
nehmerüberlassung. Diese Gleichstellung ergibt sich
aus der EU-Richtlinie und ist zwingend erforderlich.

Zum Wesen der Arbeitnehmerüberlassung gehört ihr
vorübergehender Charakter. Dies ist jetzt ausdrück-
lich kodifiziert. Allerdings wird der Zeitraum „vorü-
bergehend“ nicht weiter definiert, so dass auch eine
unbegrenzte Überlassung von vornherein möglich
ist. Nach Auffassung des DGB ist es zu weitgehend,
mehrjährige Überlassungen als „vorübergehend“
anzuerkennen bzw. jede Überlassung als „vorüber-
gehend“ anzusehen, die nicht als endgültig geplant
ist. Der Sinn der Leiharbeit besteht nicht darin, beim
Entleiher einen bestehenden Dauerarbeitsplatz zu
besetzen, sondern kurzfristig Auftragsspitzen abzu-
decken.

Zwar gibt die EU-Richtlinie keinen genauen Zeit-
raum vor, dennoch muss dieser Punkt geregelt wer-
den, da ansonsten die Gerichte im Hinblick auf eine
Missbrauchskontrolle entscheiden müssen. Eine
gesetzliche Regelung trägt zur Rechtssicherheit bei
und entlastet die Gerichte.

In diesem Zusammenhang wird auf das dem BMAS
vorliegende Rechtsgutachten von Prof. Dr. Preis
hingewiesen. Dort finden sich Lösungsansätze zur
notwendigen Konkretisierung des Rechtsbegriffs
„vorübergehend“.36

Bedauerlich ist, dass gegenüber dem Referentenent-
wurf eine nicht nur vorübergehende Überlassung
nicht mehr ausdrücklich als Arbeitsvermittlung
kodifiziert wird. Dies sollte wieder aufgenommen
werden. Zugleich sollte klargestellt werden, dass –
wie in § 10 – in der vermuteten Vermittlung ein
Arbeitsverhältnis zustande kommt.

Zudem fehlt jegliche Sanktion bei Verstoß, wie es
Art. 10 der Richtlinie fordert.

Ziffer 2b:

aa) Die Privilegierung von Arbeitnehmerüberlassung
innerhalb von Konzernen soll den Unternehmen
eine interne Flexibilität ermöglichen. Dabei geht der
Gesetzgeber davon aus, dass die Arbeitnehmer dau-
erhaft beschäftigt sind und nach den tariflichen
Regelungen des beschäftigten Unterneh-
mens/Konzerns entlohnt und behandelt werden und
dies auch der Phase der Überlassung erfolgt.

36
Prof. Dr. Preis: Anforderungen der Leiharbeitsrichtlinie

der Europäischen Union an das deutsche Recht der Arbeit-
nehmerüberlassung (Köln, Juni 2010).

Die Gewerkschaften stellen jedoch zunehmend fest,
dass Konzerne versuchen, diesen Grundsatz zu un-
terlaufen. Es sollte deswegen klargestellt werden,
dass die Ausnahme für Konzerne nur dann gilt,
wenn die Arbeitnehmer unbefristet beschäftigt sind
und auch in der Verleihphase zumindest wie die
anderen Beschäftigten entlohnt werden, sofern nicht
eine günstigere Regelung besteht.

bb) Die Ausweitung der erlaubnisfreien, außerhalb
des AÜG möglichen „gelegentlichen“ Überlassung
lehnt der DGB strikt ab und sieht sie auch nicht in
Übereinstimmung mit der EU-Leiharbeitsrichtlinie
und deren Sinn und Zweck als europarechtskonform
an. Danach werden zwar Regelungen für Leiharbeiter
getroffen, aber es geht um den Schutz der Beschäftig-
ten insgesamt und darum, dass eben nicht auf die
gewerbsmäßige sondern auf die wirtschaftliche Tä-
tigkeit abgestellt wird. Dies ist auch der Fall, wenn
nur „gelegentlich“ überlassen wird. Eine eingren-
zende Definition von „gelegentlich“ ist zudem nicht
damit erfolgt, dass – wie es in der Begründung heißt-
sowohl ein Arbeitgeber wie ein Arbeitnehmerbezug
vorliegen kann; ebenso wenig ist zusätzliche Voraus-
setzung, dass die Beschäftigung im Arbeitsverhältnis
unbefristet ist noch, dass in der Verleihphase zu-
mindest eine Entlohnung wie die anderen Beschäf-
tigten im überlassenden Betrieb bzw. ggf. eine güns-
tigere erfolgt.

Ziffer 3:

Die Beibehaltung der erlaubnisfreien Überlassungen
in kleineren Betrieben, wenn eine Anzeige erfolgt,
wird abgelehnt und ist auch nicht europarechtskon-
form, weil der Anwendungsbereich der Richtlinie
nach Art. 1 diesen Fall mit umfasst.

Ziffer 4:

§ 1b Arbeitnehmerüberlassung im Baugewerbe

Der DGB begrüßt, dass das Verbot der Arbeitneh-
merüberlassung im Baugewerbe erhalten bleibt und
regt darüber hinaus an, dass bei der Prüfung der
Verleiherlaubnis separat geprüft wird, ob die Vo-
raussetzungen zum Verleih ins Baugewerbe nach § 1
b AÜG vorliegen. So könnten z. B. zwei verschiede-
ne Verleiherlaubnisse geschaffen werden, eine die
(auch) zum Verleih in Betriebe des jeweiligen Bau-
gewerbezweiges berechtigt und eine, die nur zum
Verleih in Betriebe außerhalb des Baugewerbes be-
rechtigt.

Nach der derzeitigen Rechtslage müssen ausschließ-
lich die Entleiher prüfen, ob der Verleiher alle Vo-
raussetzungen des § 1 b AÜG erfüllt. Diese Anforde-
rung ist jedoch für die Arbeitgeber unverhältnismä-
ßig, da die Prüfung einen hohen Aufwand erfordert
und somit das Risiko auf die inländischen Baube-
triebe abgewälzt wird. Dementsprechend müsste die
Unwirksamkeitsvorschrift in § 9 Ziffer 1 angepasst
werden und auch auf § 1 b ausgeweitet werden.

Ziffer 5: § 3 Gleichbehandlungsgrundsatz

Ziffer 5a:

Die Streichung der sog. 6-Wochen-Regel entspricht
der EU-Richtlinie und wird vom DGB unterstützt.

Ziffer 5b:
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Mit dieser Einfügung soll den sog. Drehtüreffekten
vorgebeugt werden. Das wird ausdrücklich unter-
stützt und als Schritt in die richtige Richtung –
Missbrauch zu bekämpfen – angesehen. Allerdings
ist die Frist von sechs Monaten zu kurz. Und der
Vorschlag behebt nicht das generelle Problem des
Lohndumpings durch planmäßiges
„Personalkarussel“.

Auszubildende, die zuvor in dem Unternehmen, an
das sie entliehen werden sollen, ausgebildet wurden,
sind offensichtlich von der Regelung ausgenommen.
Gerade bei Auszubildenden ist die Praxis jedoch
weit verbreitet. Es sollte klargestellt werden, dass
die Regelung auch für ehemalige Auszubildende
gilt.

Auch an diesem Beispiel wird deutlich, dass die
Nichtdurchsetzung des Gleichbehandlungsprinzips
zu vielfältigen Folgeproblemen führt, die am besten
durch die konsequente Umsetzung von equal pay
und treatment verhindert werden.

Der DGB hat dazu in Teil 1 bereits ausführlich Stel-
lung genommen

Der DGB schlägt deswegen vor, in den §§ 3 Abs. 1
Nr. 3, 9 Nr. 2 AÜG auch diesen Folgesatz ersatzlos
zu streichen: „Ein Tarifvertrag kann abweichende
Regelungen zulassen. Im Geltungsbereich eines sol-
chen Tarifvertrages können nicht tarifgebundene
Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Anwendung der
tariflichen Regelung vereinbaren.“

Damit würde sich der Gesetzgeber für eine klare und
konsequente Regulierung entscheiden, die auch
weitgehend europäischem Standard entspricht.
Hierdurch würde auch der in der EU-Richtlinie
geforderte Gesamtschutz wirksam umgesetzt werden.

Der geforderte Gesamtschutz wird in den Tarifver-
trägen zurzeit weder beachtet noch gibt es Kriterien,
an denen sich die Einhaltung des Gesamtschutzes
orientieren kann. Bei Umsetzung des vorgelegten
Gesetzesentwurfs würde die Festlegung der Arbeits-
entgelte völlig ohne die Einhaltung von gesetzgeberi-
schen Vorgaben bis zur festgesetzten Lohnuntergren-
ze erfolgen. Sachliche Gründe, die Abweichungen
vom Gleichbehandlungsgebot rechtfertigen könnten,
sind im Gesetz nicht richtlinienkonform vorgegeben
und in der Praxis auch nicht vorhanden.

Die Effektivlöhne von Leiharbeitnehmern weichen
auf Druck der Arbeitgeber im Durchschnitt um mehr
als 30 % von den Arbeitsentgelten der Stammarbeit-
nehmer ab. Im produzierenden Gewerbe sind die
Abweichungen noch deutlich höher.

Dies kann auch nicht mit der Verpflichtung zur
Entgeltfortzahlung in der verleihfreien Zeit bei Auf-
tragsmangel gerechtfertigt werden. Zum einen sind
kaum Fälle bekannt, in denen Verleiher in
verleihfreien Zeiten in nennenswertem Umfang
zusätzliche Kosten entstanden sind.

Abgesehen davon, dass die Möglichkeit der arbeits-
vertraglichen Bezugnahme erheblichen Bedenken
hinsichtlich der Vereinbarkeit mit der Richtlinie
unterliegt, ist die Annahme, dass den Tarifverträgen
zur Arbeitnehmerüberlassung eine zwingende
Richtigkeitsgewähr zukomme für den hier betroffe-

nen Bereich tarifdispositiven Gesetzesrechts nicht
zutreffend. Der Verweis auf die Richtigkeitsgewähr
von Tarifverträgen kann daneben die richtlinienge-
mäße Verpflichtung des Gesetzgebers nicht ersetzen,
definierte Bedingungen für Abweichungen vom
Gleichbehandlungsgrundsatz festzulegen.

Unwirksame Vereinbarungen § 9

Ziffer. 6b

Die Einfügung in §9 Abs. 2a schreibt lediglich die
Unwirksamkeit von Vereinbarungen vor, die den
Zugang zu Gemeinschaftseinrichtungen des Entlei-
hers erschweren. Dasselbe muss aber auch für die
Verpflichtungen des Entleihers hinsichtlich der
Information über freie Arbeitsplätze nach § 13a des
Entwurfs gelten. Hier ist eine Ergänzung notwendig.

Völlig unbeachtet bleibt im Entwurf die auf Art. 6
Abs. 5 der Richtlinie beruhende Verpflichtung des
Gesetzgebers, Maßnahmen zum verbesserten Zugang
von Leiharbeitnehmern zu den Fort- und Weiterbil-
dungsangeboten des Verleihers und des Entleihers
zu ergreifen. Auch insoweit bedarf der Entwurf einer
Ergänzung.

Pflichten des Arbeitgebers zur Gewährung von Ar-
beitsbedingungen

Ziffer 7

Die Regelung ist zu begrüßen. Sie wird abgelehnt
insofern, als sie nach wie vor von einem abweichen-
den Tarifvertrag und damit der Möglichkeit ungüns-
tigerer Arbeits- und Entgeltbedingungen gegenüber
Beschäftigten im Entleiherbetrieb ausgeht.

Der Verweis auf abweichende Regelungen per Tarif-
vertrag sollte ebenfalls gestrichen werden.

Besondere Arbeitgeberpflichten des Entleihers § 13a

Ziffer 10

Durch Einfügen von § 13a soll der Entleiher ver-
pflichtet werden, Leiharbeitnehmer über freie Ar-
beitsplätze im Unternehmen zu informieren. Diese
reine Informationspflicht fällt hinter die Vorgaben
von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie zurück. Danach
müssen Leiharbeitnehmer bei der Besetzung freier
Stellen die gleichen Chancen haben wie Stammar-
beitnehmer. Sie sind daher im Bewerbungs- und
Auswahlverfahren gleich zu behandeln. Dies sollte
sowohl durch eine entsprechende Ergänzung von §
13a als auch bei § 95 BetrVG sichergestellt werden.

Die Einfügung von § 13b entspricht den Verpflich-
tungen aus Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie.

Sanktionen

§ 16

Ziffer 11 a) bb

Der DGB begrüßt die Einführung weiterer Ord-
nungswidrigkeitstatbeständen für die vorsätzliche
oder fahrlässige Missachtung der Bestimmungen zu
den Arbeitsbedingungen.

Die Einfügung von Nr. 7a entspricht den von Art. 10
der Richtlinie geforderten Sanktionen. Damit wird
den Kontrollbehörden eine wirkungsvollere und
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schneller durchsetzbare Sanktionsmöglichkeit an die
Hand gegeben.

a) cc)

Die Einfügung von Nr. 9 beruht ebenfalls auf der
Verpflichtung von Art. 10 der Richtlinie. Die Höhe
des Bußgeldes (bis zu 2.500 €), die sich an dem
weitaus geringeren Unrechtsgehalt von § 16 Abs. 1
Nr. 2a AÜG orientiert, ist jedoch nicht abschreckend
i. S .v. Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie. Der DGB schlägt
vor, das Bußgeld deutlich anzuheben.

Stellungnahme des DGB zum Gesetzentwurf der
Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmer-
mann, Diana Golze, weiter Abgeordneter und der
Fraktion DIE LINKE, Drs. 17/3752

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Leih-
arbeit umfassend reguliert werden. Dies ist notwen-
dig, weil die bisherigen Regelungen zu zahlreichen
Verwerfungen führen und die Sozialkassen belasten.
Derzeit werden die Kosten der flexiblen Arbeit
überwiegend von den Beschäftigten getragen, dies
kann nicht länger hingenommen werden. Zudem
müssen Anreize geschaffen werden, Leiharbei-
ter/innen in die Stammbelegschaft zu übernehmen.

Mit dem von der Bundesregierung vorgelegten Ge-
setzentwurf wird dieses Ziel nicht erreicht.

Vorrangig muss es darum gehen, das Prinzip des
gleichen Lohnes für gleiche Arbeit ab dem ersten
Einsatztag durchzusetzen. Der DGB unterstützt des-
wegen die Vorschläge im Gesetzentwurf, die Aus-
nahmetatbestände, die ein Abweichen vom Grund-
satz der Gleichbehandlung erlauben, im AÜG zu
streichen. Die Regelung der Lohnbedingungen vom
Gleichbehandlungsgrundsatz abweichend ver-
schlechternden Tarifverträgen hat sich unter den
gegebenen Bedingungen nicht bewährt.

Der Gesetzgeber hat sich im Jahre 2003 dafür ent-
schieden, die Leiharbeit zu deregulieren, anderer-
seits aber die Rechte der Mitarbeiter und deren sozi-
ale Situation zu verbessern. Insbesondere durch die
Öffnungsklauseln im Gesetz ist das Prinzip des glei-
chen Lohnes und weiterer Arbeitsbedingungen un-
terlaufen worden. Es ist deswegen folgerichtig, diese
Öffnungsklauseln zu streichen, um so dem ursprüng-
lichen Regulierungsgedanken Rechnung zu tragen.
Ein ähnliches Konzept verfolgt auch die EU-
Leiharbeitsrichtlinie. Zwar lässt auch die EU-
Leiharbeitsrichtlinie ein Abweichen von der Gleich-
behandlung durch Tarifverträge zu, dies jedoch nur
in engen Grenzen. Die uneingeschränkte Öffnung
durch Tarifverträge, wie sie in Deutschland üblich
ist, ist mit der EU-Leiharbeitsrichtlinie nicht verein-
bar.

Darüber hinaus ist es notwendig, das Verbot von
Streikbrechertätigkeit wirkungsvoll durchzusetzen.
Der DGB unterstützt deswegen das Anliegen, Leihar-
beit in bestreikten Unternehmen grundsätzlich zu
verbieten und dies nicht in das Belieben der Leihar-
beitsbeschäftigten zu stellen, weil sie sich unter den
gegebenen Bedingungen nicht frei entscheiden kön-
nen.

Die sog. Flexibilitätsprämie in Höhe von 10 Prozent
sollte zumindest für diejenigen eingeführt werden,

die nicht dauerhaft beschäftigt sind. In diesem Fall
handelt es sich eher um Arbeitsvermittlung und
nicht um Arbeitnehmerüberlassung. In diesem Fall
ist die Zahlung einer Flexibilitätsprämie gerechtfer-
tigt.

Vielfach wird zwischen dem Verleihunternehmen
und dem Entleiher vereinbart, dass bei Übernahme
der Beschäftigten in den Entleihbetrieb eine Ent-
schädigung an den Verleiher zu zahlen ist. Dies
erschwert die Übernahme der Beschäftigten, weil für
den Entleiher zusätzliche Kosten entstehen. Die
Zulassung von Entschädigungen an den
Verleihbetrieb sollten deswegen untersagt werden.

Der im Gesetzentwurf vorgesehene Gleichbehand-
lungsgrundsatz bei Auslagerung von Produktionstei-
len ist jedoch nach Einschätzung des DGB schwer
handhabbar. Ob es sich um eine Auslagerung han-
delt oder um eine betriebswirtschaftlich sinnvolle
Zulieferung von Teilen, kann in der Praxis nicht
ausreichend differenziert werden. Eine Gleichbe-
handlung der Arbeitnehmer sollte vielmehr erreicht
werden über die Stärkung des Tarifvertragssystems.
So könnten z. B. Tarifverträge für allgemeinverbind-
lich erklärt werden, so dass über die Tarifverträge
eine Gleichbehandlung der Beschäftigten erreicht
wird.

Der DGB weist außerdem darauf hin, dass nur eine
kurze Überlassungszeit auch zu Nachteilen der Be-
schäftigten führen kann, weil am Ende der
Verleihdauer deren Arbeitsverhältnisse beendet
werden könnten. Außerdem würde dies die Rotation
der Beschäftigten noch weiter beschleunigen und so
ihre persönliche Belastung weiter erhöhen. Sinnvoll
wäre es hier – ggf. auch mit einer zeitlichen Begren-
zung weitere Sachgründe wie die Dauer eines
Krankheitsvertretens zuzulassen oder z.B. vorüber-
gehender Arbeitskräftebedarf zur Vermeidung von
Überstunden.

Eine Erhöhung der Übernahmequoten in die
Entleihunternehmen sollte deswegen vor allem
durch finanzielle Anreize bzw. finanziellen Druck
erreicht werden und nicht durch starre Fristen. Die
Durchsetzung des Prinzips der gleichen Bezahlung
macht es für Unternehmen attraktiv, Beschäftigte
selbst einzustellen und nicht über einen Verleiher.
Dieser Weg sollte zunächst weiterverfolgt werden.

Die Festschreibung, dass Sozialeinrichtungen wie
Kantinen u. ä. im Einsatzbetrieb auch Leiharbeitsbe-
schäftigten zugänglich sein müssen, ist aus Sicht des
DGB eine Selbstverständlichkeit und in Umsetzung
der EU-Leiharbeitsrichtlinie zwingend erforderlich.

Auch die Verbesserung der beruflichen Weiterbil-
dung für Leiharbeitskräfte ist zwingend notwendig.
Aus Sicht des DGB ist es aber sinnvoll, ein eigenes
Weiterbildungssystem für Leiharbeitskräfte zu etab-
lieren, das unabhängig von den Beschäftigten der
Einsatzbetriebe funktioniert. Da die Leiharbeitskräfte
in der Regel nur kurzfristig beschäftigt sind, ist ein
Andocken an das Weiterbildungssystem der
Entleihbetriebe nicht sinnvoll. In diesem Rahmen
kann keine effiziente Weiterbildung organisiert wer-
den, zumal wenn es das politische Ziel ist, die
Verleihdauer kurz zu halten.
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Der DGB regt an, über eine Umlage einen Fonds zu
bilden, aus dem die Weiterbildungsaktivitäten für
Leiharbeitskräfte finanziert werden können. Für
diesen Fonds gibt es bereits in Frankreich ein Vor-
bild. Insbesondere Arbeitskräfte, die längere Zeit bei
Verleihern tätig sind, müssen in den Genuss dieser
Weiterbildungsleistungen kommen.

Die Wiedereinführung des Synchronisationsverbots
dient auch dem Schutz der Sozialversicherungen.

Eine deckungsgleiche Beschäftigung von Leihar-
beitskräften mit der Einsatzzeit geht in erster Linie
zu Lasten der sozialen Sicherungssysteme, weil
diese dann vorrangig die Kosten der Flexibilität
finanzieren. Dem Verleiher sollte zumindest generell
eine gesetzliche Nachbeschäftigungsfrist auferlegt
werden.
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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung

(BT-Drucksache 17/3752)

IG Metall

Die IG Metall hat in den letzten Jahren gegenüber der
Öffentlichkeit, aber auch gegenüber dem deutschen
Bundestag, der Bundeskanzlerin und dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales ausführlich
dargelegt, dass die bestehenden gesetzlichen Rege-
lungen zu einem fundamentalen Funktionswandel
der Leiharbeit geführt haben.

Leiharbeit wird nicht mehr nur zur Deckung von
kurzfristigen Auftragsspitzen, bei außerordentlichen
Personalausfällen oder saisonalen Schwankungen
als Flexibilisierungsinstrument eingesetzt.

Leiharbeit ist mittlerweile strategisch durchgängig
auf ein ganz anderes Ziel gerichtet: Eine zweite Linie
von Arbeitsbedingungen unterhalb geltender Tarif-
standards zu etablieren. Betriebe reduzieren den
Anteil der Stammbelegschaft am benötigten Personal
auf nur 70 oder gar nur 50 Prozent.

Diese Personaleinsatzkonzepte der „unteren Auslas-
tung“ werden von Unternehmensberatungen wie
McKinsey und anderen mit Nachdruck empfohlen.
Damit werden kurzfristig deutliche Kostenvorteile in
Aussicht gestellt, ohne allerdings die mittel- und
langfristigen Folgen für das auf qualifizierter Fach-
arbeit basierende deutsche Produktionsmodell zu
berücksichtigen.

Arbeitsprozesse beispielsweise, die auf kontinuierli-
che Verbesserung angelegt sind, über Jahre erworbe-
nes Erfahrungswissen und die die genaue Kenntnis
des Unternehmens erfordern oder komplexe Arbeits-

aufgaben, die nur von eingespielten Teams zu bewäl-
tigen sind, sind mit Leiharbeit nicht dauerhaft er-
folgreich zu bewältigen. Top-Qualitätsführer und
Exportweltmeister mit billiger Leiharbeit – das geht
auf Dauer eben nicht zusammen.

Leiharbeit wird darüber hinaus immer öfter als In-
strument zum Abbau von Arbeitnehmerrechten
missbraucht. Das fängt bei ungleicher Bezahlung für
gleiche Arbeit an. Und weil Leiharbeiter den Be-
triebsrat im Einsatzbetrieb nicht mit wählen können,
hat das auch für deren Interessenvertretungs-
ansprüche, die Anzahl der Betriebsratsmitglieder
und deren Freistellung für ihre Aufgaben etc. erheb-
liche Konsequenzen.

Der heute gültige Rechtsrahmen für die Leiharbeit
hat Unternehmen Möglichkeiten für Personalstrate-
gien eröffnet, bei denen die notwendige Flexibilität
oder gar die Integrationsleistungen für Arbeitslose
nun wirklich keinerlei Bedeutung mehr haben. Leih-
arbeit ist eben nicht die vielbeschworene Brücke in
den ersten Arbeitsmarkt. Das IAB hat gerade erst
wieder bestätigt, dass der so genannte Klebe-Effekt
nicht höher als 10 Prozent liegt.

Die Unternehmen haben über Befristungen eine
Fülle von Möglichkeiten, einen Bewerber zunächst
zu testen. Für eine solche Einstiegschance bedarf es
nicht zwangsläufig der Leiharbeit. Wäre dies ein
überlegener Rekrutierungsweg, müsste der Klebe-
Effekt viel höher sein.
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Leiharbeit ist auch keine besondere Chance für Ge-
ringqualifizierte. Die Leiharbeitsunternehmen wer-
ben gegenwärtig selbst damit, dass sie bereits über
30 Prozent hochqualifizierte Beschäftigte verleihen
(So jüngst der Chef von Manpower).

Eine Studie der Universität Jena weist zudem nach,
dass der Einsatz von Zeitarbeit auf die Stammbeleg-
schaft disziplinierend wirkt. Der Leistungsdruck
nimmt durch die ständige Unsicherheit sowohl bei
den Zeitarbeitnehmern wie auch bei den Stammbe-
schäftigten eindeutig zu. 37

Der Equal Pay-Grundsatz war Kern der letzten Re-
form des AüG im Jahre 2003. Er sollte das Regulativ
zu den übrigen Änderungen, insbesondere der Ab-
schaffung der Höchstüberlassungsdauer, sein. So
begründet wurden die bis zu diesem Zeitpunkt be-
stehenden einschränkenden Vorschriften für Leihar-
beit weitgehend aufgehoben, das Prinzip der Gleich-
behandlung beim Geld und bei den sonstigen Ar-
beitsbedingungen, wie es auch die europäische
Leiharbeitsrichtlinie fordert, wird damit aber in der
Praxis eben nicht durchgesetzt.

Die im bisherigen Gesetz vorgesehene Möglichkeit
per Tarifvertrag vom Equal Pay-Grundsatz abzuwei-
chen, macht die Unterbietung zur Regel und hat
damit dramatische Konsequenzen. Sie führt in der
Praxis dazu, dass die Equal Pay Bestimmung für die
Mehrzahl der Leiharbeiter faktisch wirkungslos ist.
Die sogenannten christlichen Gewerkschaften haben
über Jahre systematisch Tarifverträge mit Zeitar-
beitsunternehmen geschlossen, die ein Tarifniveau
weit unterhalb von branchenüblichen Tarifentgelten
fixieren.

Und auch wenn das BAG jüngst im CGZP-Urteil
festgestellt hat, das die dort in Bezug genommenen
Tarifverträge in Wahrheit keine Tarifverträge sind,
weil es an einem tariffähigen Tarifpartner mangelt,
ist das Problem nicht gelöst. Im Gegenteil: Wenn der
Gesetzgeber nicht eingreift, werden sich auch künf-
tig immer wieder unterbietungsbereite Scheinge-
werkschaften finden, deren einziges Geschäftsmo-
dell in der Unterbietung geltender Tarifstandards
besteht.

Die von der DGB-Tarifgemeinschaft selbst abge-
schlossenen Mindestlohntarifverträge sind nur vor
diesem Hintergrund zu verstehen. Sie taugen nicht
als Argument dafür, die DGB Gewerkschaften wür-
den ja selbst vom Equal Pay-Grundsatz abweichen.
Es handelt sich dabei um reine Schadensbegrenzung.
Die DGB-Tarifgemeinschaft hatte erstens den freien
Fall der Entgelte zu begrenzen und zweitens unter
anderen Voraussetzungen verhandelt.38 Die Erfah-

37 Niemand sollte länger die Augen davor verschließen, was
auf Webseiten und Personalmanagementmessen so massiv
beworben wird Siehe: http://www.mach1-
weiterbil-
dung.de/fileadmin/user_upload/4x4/2009/MACH1-4x4-
Gespraeche_2009_Rainer_Wollenberg.pdf
38 Über die ursprünglich verabredeten Branchenzuschläge,
mit denen eine tarifadäquate Vergütung in den einzelnen
Branchen sichergestellt werden sollte, hat es nie eine Eini-
gung gegeben. Solange die Verleihunternehmen mit den
christlichen Gewerkschaften Tarifpartner nach eigenem

rung zeigt also, dass Equal Pay in der Praxis nur
wirksam durchgesetzt werden kann, wenn der
Grundsatz ohne Einschränkungen gilt, also ohne die
Möglichkeit, den Grundsatz durch Tarifvertrag oder
auf sonstige Weise wieder außer Kraft zu setzen.39

Zur Veranschaulichung, wie beträchtlich der Ent-
geltunterschied ist, mag das folgende Beispiel die-
nen. Das Grundentgelt eines Zerspanungsmechani-
kers aus Nordrhein-Westfalen in der Gruppe 9 des
Entgelttarifvertrages beträgt umgerechnet 16,48 Eu-
ro/Stunde, ohne Zuschläge. Die vergleichbare Grup-
pe 4 des mit BZA abgeschlossenen Tarifvertrages bei
Arbeitnehmerüberlassung sieht dagegen einen Stun-
denlohn von 10,41 Euro vor. Daraus ergeben sich
Monatseinkommen von rund 2.500 Euro für den
Stammbeschäftigten und 1.592 Euro für den Leihar-
beitnehmer – brutto, für eine Fachkraft. Das Ergebnis
lautet: Über 900 Euro Differenz pro Monat für die
gleiche Tätigkeit. Dieses Beispiel unterstellt sogar
noch, dass der Verleiher eine korrekte Eingruppie-
rung vorgenommen hat, was leider fast eine Aus-
nahmesituation darstellt.40

Denn der überwiegende Teil der Leiharbeitsbeschäf-
tigten ist in der untersten Lohngruppe eingestuft.
Das schlägt sich in den Durchschnittsverdiensten
nieder. Schaut man sich das verarbeitende Gewerbe
an, liegt das monatliche Durchschnittseinkommen
eines Stammbeschäftigten bei 3.046 Euro, das eines
Leiharbeitnehmers bei knapp 1.400 Euro. In der
Leiharbeit wird somit bezogen auf die Normalbe-
schäftigung ein Verdienstniveau von gerade mal 45,7
% erreicht.

Das heißt: Die heutige Praxis von Leiharbeit und
Ungleichbehandlung gleicher Arbeit entzieht den
betroffenen Beschäftigten Jahr für Jahr mehrere Mil-
liarden Euro Einkommen. Dies wirkt sich auch ge-
samtgesellschaftlich fatal aus: Den Sozialkassen
fehlen entsprechende Beiträge, dem Staat Steuermit-
tel und der Wirtschaft Kaufkraft und Nachfrage:
Allein in NRW fehlen jährlich 400 Millionen € an
Sozialversicherungsbeiträgen und 300 Millionen
Steuereinahmen, wenn statt 100.000 regulär Beschäf-
tigten 100.000 Leiharbeitnehmer in unseren Bran-
chen zum Einsatz kommen und die Tarife der
Verleihunternehmen gezahlt werden.

Geschmack hatten, war es für die Arbeitgeber auch unnötig,
sich darüber mit dem DGB zu verständigen.
39 Equal in diesem Sinne rekurriert auf das Vergleichsent-
gelt, auf das ein normal tariflich Beschäftigter mit gleicher
Betriebszugehörigkeit Anspruch hätte. Insoweit Einstiegs-
gehälter bzw. Einarbeitungszeiten in vielen Tarifverträge
geregelt sind, bedarf es unserer Auffassung nach auch gar
keiner spezifizierenden Regelung im Gesetz. Der Leihar-
beitnehmer soll am ersten Tag das bekommen, was ein
Stammbeschäftigter an seinem ersten Arbeitstag auch be-
kommen hätte.
40 Betriebsräte des Entleiherbetriebes haben bei der Ein-
gruppierung in die unterschiedlichen Qualifikationsstufen
eines Tarifvertrages kein Mitbestimmungsrecht. Betriebsrä-
te der Verleiherbetriebe, sofern es sie überhaupt gibt und
sie beteiligt werden, können bei Fragen der Eingruppierung
in der Praxis erfahrungsgemäß kaum nennenswerte Ergeb-
nisse für Leiharbeiter erreichen.
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Leiharbeit führt zu einer Zweiklassengesellschaft im
Betrieb. Es gibt kein einziges plausibles Argument
dafür, dass ein Beschäftigter, der die rechte Tür in
ein Auto einbaut, nur die Hälfte des Geldes desjeni-
gen bekommt, der die linke Tür einbaut. Niemand
kann dafür Verständnis aufbringen, das Gerechtig-
keitsgefühl der Menschen wird zutiefst verletzt.

Die erfahrene Ungerechtigkeit (Ich bekomme weni-
ger als mein Kollege für die gleiche Arbeit) muss
über kurz oder lang außerdem zu Demotivation füh-
ren. Die begrenzte Einsatzdauer von z.B. acht oder
zwölf Wochen im Betrieb macht es zugleich un-
wahrscheinlich, dass der Blick auf mittelfristige
Qualitätsziele und langfristige Prozessoptimierung
gerichtet und Loyalität zum Unternehmen aufgebaut
wird. Dadurch entstehen ebenfalls unerwünschte
Nebeneffekte, die Leiharbeit eben nur vordergründig
billig, in Wahrheit aber auch für die Unternehmen
sehr teuer machen können.

Der Einsatz von Leiharbeit im verarbeitenden Ge-
werbe, insbesondere auch in der Metall- und Elekt-
roindustrie, nimmt seit Jahren immer weiter zu.
Nach einem krisenbedingten Rückgang dürften ge-
genwärtig rund eine Million Beschäftigte in Deutsch-
land in Leiharbeit tätig sein. Nach unserer Einschät-
zung sind davon gegenwärtig rund 40 Prozent in der
Metall- und Elektroindustrie eingesetzt. Damit über-
schreitet der Anteil der Leiharbeiter an der Gesamt-
beschäftigung erstmals die 10 Prozent Grenze. Leih-
arbeitsunternehmen prognostizieren bereits einen
Anstieg auf bundesweit rund zwei Millionen Leihar-
beitsverhältnisse.

Arbeitgeberverbände und deren Mitgliedsfirmen
fordern von ihren Betriebsräten ganz offen Leihar-
beitsquoten von 20 bis 30 Prozent. Unternehmenslei-
tungen versuchen in zahlreichen Unternehmen ge-
genwärtig, Leiharbeit weiter auszubauen. Insofern
bedarf die Leiharbeit dringend wieder einer sachge-
rechten Regulierung.

Mit der Ausweitung von Leiharbeit wird letztlich
das bewährte und sehr erfolgreiche Tarifsystem der
Metall- und Elektroindustrie untergraben. Die mate-
riellen Arbeitsbedingungen sind dort nach transpa-
renten Kriterien differenziert und nachvollziehbar
geregelt. Die Eingruppierung ist abhängig von der
Komplexität der Arbeitsaufgabe, der Leistung und
der Qualifikation. Dieses System wird von einer
großen Mehrheit der Beschäftigten als gerecht und
angemessen betrachtet. Es ist zugleich ein wesentli-
cher Garant für eine rationelle Arbeitsorganisation
und damit hohe Wettbewerbsfähigkeit. Die Erfolge
der deutschen Export-Industrie werden gerade dort
erzielt, wo es diese hohe tarifvertragliche Rege-
lungsdichte und ordentliche Arbeits- und Entgelts-
bedingungen gibt.

Auch die wachsenden Flexibilitätserfordernisse der
Unternehmen können mit bestehenden Instrumenten
interner Flexibilisierung gut erfüllt werden ohne
dass auf externe Flexibilität (=Leiharbeit) zurückge-
griffen werden muss. Die Tarifvertragsparteien ha-
ben dafür den entsprechenden Rahmen längst ge-
schaffen.

Das hat sich zuletzt in der gerade überwundenen
Wirtschaftskrise gezeigt, auch im Vergleich mit an-

deren europäischen Ländern. Die tarifvertraglichen
Arbeitszeitbestimmungen ermöglichen in hohem
Maße die Anpassung an die Auftragssituation, also
die „atmende Fabrik“. Die Produktion folgt den
Auftragseingängen, Arbeitszeitkonten mit längeren
Ausgleichszeiträumen sichern den Beschäftigten ein
stetiges Einkommen.

Der Einsatz von Leiharbeit ist hier systemisch nicht
erforderlich. Ergänzt wird diese Flexibilität im Ta-
rifvertrag durch den weiteren Baustein der Flexibili-
tät der Tarifverträge. Mit dem sogenannten „Pforz-
heimer Abkommen“ sind die Tarifvertragsparteien
in der Metall- und Elektroindustrie jederzeit in der
Lage auf spezielle Situationen in Unternehmen ein-
zugehen, etwa um Unternehmen zu entlasten und
Investitionen und Beschäftigung zu sichern. Bun-
desweit hat es in der Metall- und Elektroindustrie
seit dem Jahre 2004 über eintausend tarifliche Spe-
zialregelungen gegeben.

Auch vor diesem Hintergrund ist es nicht zu recht-
fertigen, dass Leiharbeit von den Unternehmen als
strategisches Instrument zur Kostensenkung forciert
wird. Ein funktionierendes Tarifsystem und ein
gerechtes Entgeltsystem stehen auf dem Spiel. Dafür
braucht es eine klare Verständigung auf den Grund-
satz des Equal Pay.

IG Metall und Betriebsräte haben mittlerweile in
mehreren hundert Betrieben so genannte „Besser-
Regelungen“ erreichen können. Dort werden Ar-
beitsbedingungen für Leiharbeiter oberhalb der Ta-
rifbedingungen der Verleihfirmen abgesichert. Das
nützt im Einzelfall, kann aber kein Ersatz für einen
einheitlichen Grundsatz „Gleiche Arbeit – Gleiches
Geld“ sein, der gesetzlich fixiert ist und dann auch
ohne jede Ausnahme gilt.

Mit unserem jüngsten Tarifabschluss in der Stahlin-
dustrie haben wir den Grundsatz „Gleiche Arbeit –
Gleiches Geld“ auch erstmals in einem Flächentarif-
vertrag festgeschrieben. Damit haben wir zugleich
bewiesen, dass sich Equal Pay einfach und praktika-
bel regeln lässt, wenn dies politisch gewollt ist. Die
Wirkung ist: Jeder Verleiher bekommt vom Entleiher
klare Vorgaben dafür, wie die Vergleichstätigkeit in
der Branche bezahlt wird. Daran muss er sich bei
seinem Personaleinsatz halten unter voller Kontrolle
der Betriebsräte im Entleihbetrieb. Allerdings ist
auch dieser, auf die westdeutsche Eisen- und Stahl-
industrie beschränkte Tarifvertrag, kein Ersatz für
eine wirksame gesetzliche Regelung.

Das Tarifgebiet der Metall- und Elektroindustrie ist
wesentlich heterogener. Es gibt immer noch eine
größere Anzahl von Unternehmen, die ganz ohne
Leiharbeit produzieren oder sie tatsächlich nur als
vorübergehende Unterstützung einsetzen. In anderen
Betrieben sind mittlerweile Leiharbeitsquoten von
70 Prozent zu beobachten. In der Studie der Landes-
regierung NRW zur „Zeitarbeit in NRW 2008“ gaben
bereits 25 Prozent der Betriebe, die Leiharbeit nut-
zen, an, diese auch zum Abbau (Substitution) von
Stammbeschäftigten zu nutzen.

Angesichts dieser teils dramatischen Entwicklung,
der Empörung vieler Mitglieder über diese Praxis
des Austausches von Belegschaften und der fortge-
setzten Ungleichbehandlung in den Betrieben wird
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die IG Metall möglicherweise auch in der anstehen-
den Tarifrunde der Metall- und Elektroindustrie das
Thema Leiharbeit aufrufen und ggfs. die Auseinan-
dersetzung darum führen müssen.

Die bisher im Gesetzesentwurf vorgesehene Drehtür-
klausel wird den Austausch von Belegschaften je-
denfalls nicht verhindern. Vielmehr geht das nur,
wenn man die Mitbestimmungsrechte des Betriebs-
rats ausdehnt und gleichzeitig klar definiert, was
vorübergehender Bedarf eigentlich ist.

Fazit

Die Politik muss die Fehlentwicklungen, in die der
bestehende rechtliche Rahmen geführt hat, stoppen.
Wir brauchen ein AÜG, das von grundsätzlich glei-
chen Arbeitsbedingungen ausgeht, auf alle Fälle den
Gesamtschutz der in Leiharbeit Beschäftigten ge-
währleistet und dem Geist der europäischen Leihar-
beitsrichtlinie entspricht.

Niemand bestreitet, dass eine Lohnuntergrenze, also
ein Mindestlohn für die Leiharbeit eine sinnvolle
Sache ist. Nur gilt es festzuhalten, dass sich dadurch
aktuell die Situation keines einzigen Leiharbeitneh-
mers verbessert. Eine solche Regelung verhindert
lediglich, dass durch den Einsatz von Beschäftigten
ausländischer Arbeitnehmerleihunternehmen die
bereits jetzt niedrigen Lohnniveaus nochmals unter-
schritten werden können.

Um dem bestehenden Lohndumping bei der Leihar-
beit wirksam entgegen zu treten, brauchen wir eine
Regelung, die die tarifliche Abweichungsmöglich-
keit, vom im Gesetz festgeschriebenen Equal Pay-
Grundsatz aufhebt oder zumindest eng begrenzt.

Niemand würde es heute argumentativ durchgehen
lassen, dass niedrigere Entgelte für Frauen zu akzep-
tieren sind, mit dem Argument der Arbeitsmarktin-
tegration oder der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit. Doch genau so gehen wir mit unserer Jugend
um. Denn Leiharbeit in Deutschland ist vor allem
jung. Und das bedeutet eine massive Benachteili-
gung junger Menschen, die für die gleiche Tätigkeit
und gleiche Leistung in tausenden Fällen weniger
Geld erhalten, schlicht deshalb, weil sie überpropor-
tional häufig Leiharbeiter sind. 41

Das Argument, mit einer wirksamen Gleichbehand-
lungsvorschrift, würde die Leiharbeit praktisch eli-
miniert, lässt sich mit einem Blick über die Grenzen
entkräften. Der Blick in die Nachbarstaaten zeigt,
dass es in der globalisierten Weltwirtschaft nicht
zwingend notwendig ist, mehr Unsicherheit und
mehr Ungleichheit zu akzeptieren, um wirtschaftlich
erfolgreich zu sein. So gilt z.B. in Österreich die
„equal treatment“-Regelung vom ersten Tag der
Beschäftigung an. In Frankreich wird sogar noch ein
Risikozuschlag von 10 Prozent gezahlt, um die grö-
ßere Unsicherheit zu honorieren. Auch gibt es für
den Zeitarbeiter eine Erfolgsbeteiligung und Zusatz-

41 Vor dem Hintergrund des bereits jetzt beklagten aber in
jedem Fall absehbaren Fachkräftemangels erscheint diese
Ungleichbehandlung erst recht unverständlich. Es ist gera-
dezu absurd, die jungen Menschen jahrelang als Leiharbei-
ter zu beschäftigen, anstatt sie dauerhaft zu binden und als
Fachkräfte im Unternehmenssinne zu entwickeln.

leistungen. Dieser Zuschlag bewegt sich im Schnitt
um die 20 Prozent.

Auch die Chancen für Geringqualifizierte sind letzt-
lich kein Argument, mit dem sich die Ungleichbe-
handlung rechtfertigen ließe. In den europäischen
Nachbarstaaten ist die Erwerbslosenquote Gering-
qualifizierter sogar geringer als in Deutschland.

Auch die tatsächliche Arbeitsmarktintegrationswir-
kung der Leiharbeit ist und bleibt höchst zweifelhaft.
Der so genannte Klebe Effekt, also der Anteil derje-
nigen, die über Leiharbeit letztlich in feste Beschäf-
tigung finden, liegt allenfalls bei 7 Prozent.

Aus Sicht der IG Metall ist es erforderlich, einen
gesetzlichen Rahmen für Leiharbeit zu schaffen, mit
dem 1.) der Grundsatz Gleiche Arbeit Gleiches Geld
wirksam geregelt wird, mit dem 2.) alle diesen
Grundsatz wieder einschränkenden Regelungen
abgeschafft werden und mit dem 3.) die Leiharbeit
durch entsprechende Re-Regulierung auf ihren ei-
gentlichen Zweck beschränkt wird.

Im Übrigen schließt sich die IG Metall den im Detail
dargestellten Bewertungen des Gesetzentwurfs der
Bundesregierung durch den Deutschen Gewerk-
schaftsbund an.

Der ehemalige Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les, Norbert Blüm, wird mit seiner Kritik an der
Zeitarbeitsbranche im Vorstandsbeschluss der
Christlich Demokratischen Arbeitnehmerschaft wie
folgt zitiert: „Das ist eine Verrottung der Arbeits-
marktsitten. Was über Generationen aufgebaut wor-
den ist, nämlich ein modernes Tarif- und Arbeits-
recht, wird durch die Leiharbeit unterlaufen. Die
Leiharbeit ist das Vehikel einer relativ unzuverlässi-
gen Arbeit. Kündigen, Einstellen, Kündigen – alles
frei Hand. So entwickelt es sich jedenfalls, so war es
aber nie gedacht. Wenn man dieser Entwicklung
freien Lauf lässt, dann ist das Ziel wieder der freie
Tagelöhner. Das muss gestoppt werden.“

Zum Änderungsantrag der Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP zum Entwurf eines Ersten
Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes – Verhinderung von Missbrauch der
Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/4804)

Durch den Änderungsantrag der Regierungsfraktio-
nen wird der im Zuge des Vermittlungsverfahrens
zwischen Bundestag und Bundesrat gefundene
Kompromiss umgesetzt. Die Umsetzung entspricht
der erzielten Einigung. Diese ist aus Sicht der IG
Metall jedoch inhaltlich absolut unzureichend und
wird dem Anspruch, den Missbrauch von Leiharbeit
zu verhindern, in keiner Form gerecht.

An der Verkehrung des in der EU-Richtlinie und
AÜG vorgesehenen Equal-Pay-Grundsatzes ins Ge-
genteil, durch Beibehaltung der tarifvertraglichen
Möglichkeit der Schlechterstellung von Leiharbeit-
nehmern, wird in dem Gesetzesvorschlag festgehal-
ten. Eine Einschränkung dieser Abweichungsmög-
lichkeit ist weder durch eine zeitliche Begrenzung
noch durch eine Begrenzung des Umfangs der Ab-
weichung vorgesehen.



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 17(11)431

55

Die EU-Leiharbeitsrichtlinie sieht eine Abwei-
chungsmöglichkeit keineswegs zwingend vor, son-
dern enthält lediglich die Option, dass unter be-
stimmten Voraussetzungen ausnahmsweise vom
Equal-Pay-Grundsatz durch Tarifvertrag abgewichen
werden kann. Entscheidet sich der Gesetzgeber da-
für, von dieser Option Gebrauch zu machen, muss er
die Voraussetzungen hierfür, wie sie in der Richtli-
nie angelegt sind (insbesondere die Achtung des
Gesamtschutzes von Leiharbeitnehmern) überneh-
men und soweit notwendig konkretisieren. Die Ein-
führung eines Mindestlohns (Lohnuntergrenze) wird
am jetzigen Missbrauch der Leiharbeit als Lohdum-
pinginstrument nichts verändern, da sie keine beste-
hende Rechtsposition verbessert. Sie ist also keines-
falls ausreichend, dennoch vor dem Hintergrund der
ab Mai 2011 vollständig hergestellten Arbeitnehmer-
freizügigkeit innerhalb der EU unverzichtbar, um
eine völlige Erosion der Entgelte im Bereich der
Arbeitnehmerüberlassung zu verhindern.

Als Mindestlohnregelung bewährt hat sich insoweit
die Technik des AEntG. Rechtssystematisch gehört
die Festlegung von Mindestlöhnen für bestimmte
Branchen auf Grundlage von Tarifverträgen in das
AEntG und nicht in das AÜG.

Die Festlegung eines Mindestentgelts birgt im Leih-
arbeitsbereich die Gefahr, dass der überwiegende
Teil der Leiharbeitnehmer, unabhängig von Qualifi-
kation und auszuübender Tätigkeit, mittelfristig
auch tarifvertraglich auf dieses niedrigstmögliche
Entgeltniveau abrutscht. Im Vergleich zu Stammar-
beitskräften ist bereits heute festzustellen, dass Leih-
arbeitnehmer schlechter, oftmals in der untersten
Entgeltgruppe eingestuft sind.

Dass im Falle der Leiharbeit die Erstreckung eines
kompletten Tarifgitters nicht nur zulässig, sondern
geboten ist, wird u.a. durch ein Rechtsgutachten von
Prof. Dr. Udo Mayer, Universität Hamburg, belegt.
Richtigerweise wird im Änderungsantrag auch von
“Mindeststundenentgelten“ gesprochen, einer über
regionale Besonderheiten hinausgehenden Differen-
zierung in der Begründung allerdings zu Unrecht
eine Absage erteilt.

Fraglich erscheint, mehr als 20 Jahre nach der Wie-
dervereinigung, vielmehr die Beibehaltung der so
ermöglichten Differenzierung zwischen Ost- und
West.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)447
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 16. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Prof. Franz Josef Düwell

1. Gesamtbewertung:

Nach der mit dem Gesetz zur Reform der arbeits-
marktpolitischen Instrumente (Job-AQTIV-G) einset-
zenden Deregulierung des Rechts der Arbeitnehmer-
überlassung sind Fehlentwicklungen aufgetreten. Ich
habe bereits in meinen früheren Stellungnahmen im
Rahmen der Sachverständigenanhörungen vor die-
sem Ausschuss auf die zu erwartenden Missbräuche
hingewiesen. Diese beruhen vor allem darauf, dass
im Gesetz effektive Rechtsfolgen fehlen, die von der
Nutzung von Missbrauchsmöglichkeiten abhalten.
Die mit dem Ersten und Dritten Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verbundene An-
nahme, es könne über das in § 3 Abs.1 Nr. 3, § 9
Nr.2 AÜG aufgestellte Verbot, Leiharbeitnehmer
gegenüber vergleichbaren Stammarbeitnehmern
schlechter zu stellen (gewöhnlich als Gleichstel-
lungsgebot oder als Equal Pay und Equal Treatment
bezeichnet), ein angemessenes Schutzniveau für
Leiharbeitnehmer erreicht werden, hat sich nicht
verwirklicht.

Der vorliegende Entwurf eines Ersten Gesetzes zur
Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
greift zwar einige der in der Öffentlichkeit bekannt
gewordenen missbräuchlichen Gestaltungsformen,
insbesondere die „Drehtürmethode“, auf. Er tut dies
jedoch nicht effektiv genug. Insbesondere fehlt für
die Nichteinhaltung der Vorgabe der nur „vorüber-
gehenden“ Überlassung die Rechtsfolge der Begrün-
dung eines Arbeitsverhältnisses zum Entleiher. Zwar
war ursprünglich von der Rechtsprechung diese
Fiktion richterrechtlich entwickelt worden. Nach

Beginn der Deregulierung ist jedoch wegen der feh-
lenden positiv gesetzlichen Grundlage diese Fiktion
eines Arbeitsverhältnisses zu dem Entleiher wieder
aufgegeben worden42. Entgegen der Anregung der
Rechtsprechung spart der Entwurf die gesetzlich
bereits in § 10 Abs.1 Nr. 1 AÜG für den Fall der
fehlende Erlaubnis vorgesehene Rechtsfolge für die
anderen Fälle der gesetzwidrigen Arbeitnehmerüber-
lassung aus.

Im Übrigen erfüllt der vorliegende Entwurf nicht die
Anforderungen, die an eine ausreichende Umset-
zung der EU-Richtlinie 2008/104/EG in das deutsche
Recht zu stellen sind. Deshalb sind zahlreiche Vor-
abentscheidungsersuchen nach § 267 AEUV zu be-
sorgen.

2. Einzelpunkte:

1.1. Zur Einfügung „vorübergehende Überlassung“
in Nr. 2 b Regierungsentwurf

Die Einschränkung der zulässigen Überlassung auf
„vorübergehend“ ist als Verbot des Dauerverleihs zu
begrüßen. Bleibt es jedoch bei diesem nicht näher
bestimmten Begriff, so wird von der Rechtsprechung
als „vorübergehend“ alles anzusehen sein, was nicht
als dauerhafte Überlassung geplant ist. Das zeigt die
Rechtsprechung zu dem identischen Begriff in § 1
Abs. 3 Nr. 2 AÜG, die selbst jahrelange Überlassung

42
BAG 28.06.2000 - 7 AZR 100/99- NZA 2000, 1160; BAG

19.03.2003 - 7 AZR 267/02- DB 2003, 2793; BAG

02.06.2010 -7 AZR 946/08 - DB 2011, 479
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noch, solange nur eine Rückkehr zum Verleiher in
Betracht kommt, zulässt.43 Das lädt zu missbräuchli-
chen Gestaltungen ein; denn es liegt nahe, dass wohl
schon jede zeitlich begrenzte Überlassung, die kür-
zer ist als die Dauer des Leiharbeitsverhältnisses,
dem Merkmal genügt. Das wird dem plakativen Ziel
des Gesetzes, die Substitution von Stammarbeits-
plätzen durch dauerhafte Überlassungen zu vermei-
den, nicht gerecht. Es bedarf deshalb zumindest der
Festlegung des maßgeblichen Beurteilungszeitpunk-
tes und einer weiteren zeitlichen oder zumindest
anlassbezogegenen Beschränkung. Will der Gesetz-
geber starre zeitliche Festlegungen vermeiden, so
kann er für die Prüfung des vorübergehenden Cha-
rakters der geplanten Überlassung auf die Grundsät-
ze abstellen, die für die Prognose einer zulässigen
Sachgrundbefristung nach § 14 Abs.1 TzBfG gelten.44

Kommt es zu keiner Präzisierung, so wird das Ziel,
die dauerhafte Substitution von Stammarbeitneh-
mern durch Leiharbeitnehmer zu verhindern, nicht
erreicht werden. Der Leiharbeitnehmer wird dann
zunächst für befristete Zeit auf einem freien Stamm-
arbeitsplatz eingesetzt. Nach Ablauf der Zeit erfolgt -
soweit arbeitsrechtlich zulässig - eine befristete Ver-
längerung, oder es tritt ein anderer Leiharbeitnehmer
nach demselben Schema an usw. Einen Stammar-
beitnehmer wird es auf diesem Arbeitsplatz jeden-
falls nicht mehr geben.

Es fehlen im Entwurf sowohl die für die gerichtliche
Missbrauchskontrolle notwendigen Maßstäbe als
auch die Grundlagen für eine Annahme einer ar-
beitsrechtlichen Rechtsfolge. Wie noch im Referen-
tenentwurf vorgesehen, sollte die nicht nur vorüber-
gehende Überlassung ausdrücklich als Arbeitsver-
mittlung bezeichnet und in § 10 Abs. 1 Satz 1 AÜG
auch für die vermutete Vermittlung ein Arbeitsver-
hältnis zum Entleiher fingiert werden. Diese Rege-
lung ist Sache des Gesetzgebers. Solange die positive
gesetzliche Grundlage fehlt, bestehen verfassungs-
rechtliche Bedenken richterrechtlich einzugreifen45.

Insoweit genügt der Entwurf hier auch nicht den
Vorgaben der Richtlinie. Zwar sieht auch die Richt-
linie keinen genauen Zeitraum vor, dennoch muss
dieser Punkt geregelt werden. Zudem fehlt jegliche
Sanktion für Verstöße, wie sie Art. 10 der Richtlinie
ausdrücklich fordert.

1.2. Zur Neufassung des Verschlechterungsverbots
in Nr. 5 a und Nr. 6 a Regierungsentwurf

Es fehlt in der beabsichtigten Neufassung von § 3
Abs. 1 Nr. 3 und § 9 Nr. 2 AÜG jede Vorgabe zur
Sicherung des angemessenen Mindestniveaus ge-
genüber den Equal Pay und Equal Treatment unter-
bietenden Tarifvertragsparteien. Auch wenn Art 5
Abs. 2 der Richtlinie die Mitgliedstaaten mit unbe-

43 BAG 21. 03.1990 - 7 AZR 198/89 - BAGE 65, 43 = AP
AÜG § 1 Nr. 15, zu I 3 b bb und cc der Gründe; BAG

10.03.2004 - 7 ABR 49/03 - Rn. 19, DB 2004, 1836

44 Siehe dazu im Einzelnen die Vorschläge von Hamann
NZA 2011, 70, 73ff

45 Vgl. BAG 28.06.2000 - 7 AZR 100/99- NZA 2000, 1160;
BAG 19.03.2003 - 7 AZR 267/02- DB 2003, 2793; BAG

02.06.2010 -7 AZR 946/08 - DB 2011, 479

fristeten Leiharbeitsverträgen vom Equal-Pay-Modell
freistellt, so kann das nicht für die Bundesrepublik
gelten, solange dort die Leiharbeitsverhältnisse in
ihrer praktischen Durchführung regelmäßig nicht
länger als drei Monate dauern und auf die Überlas-
sung an den Entleiher hin synchronisiert werden. M.
E. muss dann nach dem Ende der gewöhnlichen
Dauer von Leiharbeitsverträgen, also nach drei Mo-
naten Überlassungsdauer, wieder Equal Pay und
Equal Treatment gelten.

Denn nach Art. 5 Abs. 2, 3 und 4 der Richtlinie sind
Ausnahmen vom Gleichbehandlungsgrundsatz nur
zulässig, wenn der Verleiher den Leiharbeitsvertrag
unbefristet abschließt. Das bedeutet, er darf auch auf
keinen Tarifvertrag Bezug nehmen, der Befristungs-
möglichkeiten vorsieht. Die zurzeit geltenden Tarif-
verträge sehen jedoch ausnahmslos mehrfache Be-
fristungsmöglichkeiten vor, bis hin zu einer
sechsmaligen Verlängerung innerhalb von zwei
Jahren. Diese Tarifverträge entsprechen demnach
nicht den Vorgaben der Richtlinie.46 Für diese von
dem führenden AÜG-Kommentator vertretene An-
sicht sprechen gute Gründe. Nur bei Beachtung von
Equal Pay ist es zulässig, das Leiharbeitsverhältnis
zur Ermöglichung der Synchronisation mit der Über-
lassungsdauer zu befristen47. Diesem Verständnis
entspricht der Wortlaut von Art. 5 Abs. 2 der Richt-
linie 2008/104/EG: "In Bezug auf das Arbeitsentgelt
können die Mitgliedstaaten nach Anhörung der
Sozialpartner die Möglichkeit vorsehen, dass vom
Grundsatz des Absatzes 1 abgewichen wird, wenn
Leiharbeitnehmer, die einen unbefristeten Vertrag
mit dem Leiharbeitsunternehmen abgeschlossen
haben, auch in der Zeit zwischen den Überlassungen
bezahlt werden". Diese Bestimmung ist als spezielle
Ausnahmebestimmung deutlich enger gefasst als die
allgemeinen Bestimmungen in Art. 5 Abs. 3 und 4
der Richtlinie, die sich nicht nur auf das Arbeitsent-
gelt, sondern auch auf "auf die Arbeits- und Beschäf-
tigungsbedingungen von Leiharbeitnehmern" bezie-
hen. Da die Voraussetzung der Unbefristetheit des
Arbeitsvertrags angesichts dieser Tariflage nicht
erfüllt ist, greift für das Abweichen vom Gebot des
Equal Treatment nur die Tarifausnahme nach Art 5
Abs. 3 der Richtlinie ein. Diese setzt voraus, dass der
Mitgliedsstaat für die „Achtung des Gesamtschutzes
von Leiharbeitnehmern“ sorgt. Nach der Erwägung
Nr. 17 der Richtlinie beinhaltet diese Achtung die
staatliche Festlegung von "Umständen", auf deren
Grundlage eine "auf nationaler Ebene geschlossene
Vereinbarung" vom Grundsatz der Gleichbehandlung
"in beschränktem Maße abweichen" darf, "sofern ein
angemessenes Schutzniveau gewährleistet ist". Sämt-
liche dieser im Erwägungsgrund 17 angeführten
Voraussetzungen sind nicht erfüllt: Weder werden
im AÜG Umstände für eine beschränkte Abwei-
chung festgelegt, noch wird sichergestellt, dass die
Leiharbeitstarifverträge ein angemessenes Schutzni-
veau im Hinblick auf Entgelt und Beschäftigungsbe-
dingungen gewährleisten.

46 Schüren, in: Schüren/Hamann, AÜG, 4. Aufl., Einl.
Rn.94, ebenso Blanke in Gutachten für DGB 2010, S. 89

47 so auch Ulber, J., Die Richtlinie zur Leiharbeit, AuR
2010, 10, 13
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Der von den Fraktionen der CDU/CSU und der FDP
eingebrachte

Änderungsantrag vom 15. März 2011 Ausschuss-
drucksache 17(11)446 führt zu keiner anderen Ein-
schätzung der unzureichenden Umsetzung. Dies gilt
vor allem deshalb, weil effektive Überwachungsmög-
lichkeiten der Einhaltung der in § 3 a AÜG des Än-
derungsantrags vorgesehenen Lohnuntergrenze feh-
len.

Dem Gesetzgeber ist zur ausreichenden Umsetzung
der Richtlinie zu empfehlen, Ausnahmen vom
Schlechterstellungsverbot in § 3 Abs. 1 Nr.3 und § 9
Nr. 2 AÜG nur zuzulassen, soweit ein geltender
Leiharbeitstarifvertrag zwingend ein unbefristetes
Leiharbeitsverhältnis vorschreibt.

1.3. Zur fehlenden Berücksichtigung der Leihar-
beitnehmer bei den Schwellenwerten des BetrVG in
beiden Entwürfen

Eine höchstumstrittene Rechtsfrage ist weder im
Regierungsentwurf noch im Gesetzentwurf der Ab-
geordneten Jutta Krellmann u. a. (Drucksache
17/3752) angesprochen. Zwar haben Leiharbeitneh-
mer, die länger als drei Monate überlassen werden,
nach § 7 Satz 2 BetrVG das aktive Wahlrecht im
Entleiherbetrieb. Nach der Rechtsprechung des Sieb-
ten Senats des BAG gelten trotz des Wahlrechts
Leiharbeitnehmer jedoch nicht als Arbeitnehmer des
Entleiherbetriebs. Sie sollen deshalb bei der für die
Anzahl der nach § 38 Abs. 1 BetrVG freizustellenden
Betriebsratsmitglieder maßgebliche Belegschaftsstär-
ke nicht zu berücksichtigen sein48. Diese im Schrift-
tum heftig kritisierte Auffassung beruht auf einer
Begründung, die vom Wortlaut des § 7 Satz 2 BetrVG
und der hergebrachten Dogmatik der Zugehörigkeit
nur zu einer Belegschaft - entweder der des Verlei-
her- oder der des Entleiherbetriebs - ausgeht. Dem-
gegenüber war in der Begründung zum Regierungs-
entwurf des Gesetzes zur Reform des Betriebsverfas-
sungsgesetzes (BT-Drucks. 14/5741 S. 36 Nr. 7) aus-
drücklich ausgeführt worden, § 7 Satz 2 BetrVG
erkenne die Zugehörigkeit der Leiharbeitnehmer
zum Einsatzbetrieb an. Der Siebte Senat des BAG hat
jedoch angenommen, die Erklärung des Gesetzgebers
habe sich nur unzureichend im Wortlaut des § 7
Satz 2 BetrVG niedergeschlagen. Der Gesetzgeber
sollte bei dieser Gelegenheit seine ursprüngliche
Absicht klarstellen: Leiharbeitnehmer wählen nicht
nur, sondern zählen auch bei der Feststellung der
Belegschaftsstärke des Entleiherbetriebs, soweit die
Überlassung länger als drei Monate dauert. Ob dieses
„Zählen“ generell bei allen Schwellenwerten des
BetrVG gelten sollte oder als kleine Lösung nur in
den Fällen der §§ 9, 38 BetrVG, ist Sache des gesetz-
geberischen Ermessens.

48 BAG 22.10.2003 - 7 ABR 3/03 - DB 2004, 939
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)442
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 15. März 2011
17. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Dr. Hajo Holst

Zusammenfassende Thesen

1. Leiharbeit ist ein wichtiges Flexibilitätsinstru-
ment, das Unternehmen ermöglicht, auf kurzfris-
tige Auftragsspitzen und Personalengpässe zu re-
agieren. Allerdings verlieren diese klassischen
Nutzungsmotive sukzessive an Bedeutung. Im-
mer häufiger greifen Einsatzbetriebe auch auf
Leiharbeit zurück, um das unternehmerische Ri-
siko zu externalisieren und für die eigenen Be-
legschaften bindende (Flächen-)Tarifverträge zu
umgehen.

2. Leiharbeit betrifft nicht alle Beschäftigtengrup-
pen in gleichem Maße. Gerade im Bereich der ge-
ring qualifizierten Hilfstätigkeiten kommt es au-
genscheinlich zu Verdrängungseffekten – anders
ist der hohe Anteil der Leiharbeit in diesem Ar-
beitsmarktsegment nicht zu erklären. Damit wird
die Leiharbeit gerade für diejenigen Gruppen zu
einer Dauersituation, deren Integrationsprobleme
am Arbeitsmarkt die Liberalisierung des ÄUG ei-
gentlich lösen sollte.

3. Ermöglicht wird diese Entwicklung durch die
gegenwärtige Form der Regulierung der Leihar-
beit. Auch die von der Bundesregierung ange-
strebte Reform des AÜG wird nicht verhindern,
dass Leiharbeit für die Betroffenen mit einem er-
höhten Ausgrenzungs- und Armutsrisiko einher-
geht.

4. Soll der Prekarisierung der Arbeitswelt kein
Vorschub geleistet werden, ist eine weitergehen-
de Regulierung des Leiharbeitseinsatzes angera-

ten. Wichtige Eckpunkte sind eine Begrenzung
der Überlassungshöchstdauer, eine Beschrän-
kung der Befristungsmöglichkeiten in der Leih-
arbeit und eine Stärkung der Mitbestimmungs-
rechte.

5. Dabei sollte auch gewährleistet werden, dass
Werkverträge nicht zu einem Schlupfloch wer-
den, mit dem eine veränderte Leiharbeitsregulie-
rung ausgehebelt wird. Verschiedene Befunde
deuten darauf hin, dass das Instrument Werkver-
trag in einigen Bereichen bereits als Substitut der
Leiharbeit eingesetzt wird.

1. Aktuelle Entwicklung

Nach dem dramatischen, aber augenscheinlich nur
vorübergehenden Rückgang der Beschäftigtenzahlen
in der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/20009
wächst die Leiharbeitsbranche wieder. Nach nur
wenigen Monaten Beschäftigungsaufbau ist das Vor-
krisenniveau wieder erreicht worden, in einigen
Regionen hat die Beschäftigtenzahl sogar einen neu-
en Rekordstand erreicht. Welche Bedeutung die
Leiharbeit trotz der mit 3 Prozent immer noch relativ
geringen Leiharbeitsquote auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt hat, zeigt sich an dem Anteil, den die
Branche an den neu geschaffenen sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen hat:
Über 50 Prozent aller zwischen Juni 2009 und Juni
2010 neu geschaffenen Arbeitsplätze entfiel auf die
Leiharbeit. Damit ist der Anteil der Leiharbeit am
Beschäftigungsaufbau ähnlich hoch wie in den Jah-
ren 2006 und 2007. Auch damals wurden mehr als
die Hälfte aller neuen Beschäftigungsverhältnisse in
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der Leiharbeit aufgebaut, in einzelnen Quartalen
sogar bis zu 75 Prozent (Bundesagentur 2011: 14).
Innerhalb der Bundesagentur für Arbeit wird auf-
grund der besonderen Konjunkturreagibilität der
Leiharbeit darüber diskutiert, ob diese sich als Kon-
junkturfrühindikator eignet. In Aufschwungphasen
setzt der Beschäftigungsaufbau in der Branche früher
und auch stärker ein als in anderen Branchen, in
Zeiten konjunkturellen Abschwungs beginnt der
Beschäftigungsabbau deutlich früher als in den meis-
ten anderen Wirtschaftszweigen.

An den aktuellen Zahlen der Bundesagentur wird
auch deutlich, dass Leiharbeit längst kein Phänomen
einiger weniger Wirtschaftszweige mehr ist. Auch
wenn die traditionellen Einsatzbranchen des verar-
beitenden Gewerbes weiterhin zu den Schwerpunk-
ten gehören, wächst die Bedeutung der Leiharbeit
auch innerhalb des Dienstleistungssektors – und
damit steigt auch der Anteil der Frauen an den Leih-
arbeitenden. Zwar beträgt der Anteil der Män-ner
immer noch 72 Prozent, aber gerade im Dienstleis-
tungssektor, in dem inzwischen jede dritte Leihar-
beitskraft zum Einsatz kommt, nimmt der Frauenan-
teil zu (Bundesagentur 2011: 10, Puch 2008). Beson-
ders auffällig ist der hohe Hilfsarbeiteranteil: Sage
und schreibe 31 Prozent der Leiharbeitenden werden
unabhängig von ihrem realen Qualifikationsstand für
Hilfsarbeiten eingesetzt und auch nur dementspre-
chend entlohnt – mit steigender Tendenz (Bundes-
agentur 2011: 9.). Dieser hohe Anteil kontrastiert
deutlich mit der Bedeutung von Hilfstätigkeiten auf
dem Gesamtarbeitsmarkt: Unter den sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten insgesamt beträgt
dieser Anteil nicht einmal 3 Prozent. Insofern
spricht viel für einen Substitutionseffekt gerade in
diesem Arbeitsmarktsegment. Ebenso sticht der
über-proportional hohe Anteil von Befristungen ins
Auge. Bereits 2006 verfügten 31 Prozent der Leihar-
beitenden über einen befristeten Arbeitsvertrag,
unter allen Erwerbstätigen waren es hingegen nur 15
Prozent (Puch 2008: 2).

2. Funktionswandel der Leiharbeit

An den geschilderten Entwicklungen werden die
Folgen des Funktionswandels von Leiharbeit deut-
lich, dem mit der Reform des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes (AÜG) 2003 der Boden bereitet wurde.
Unternehmen nutzen das Flexibilisierungsinstru-
ment Leiharbeit seitdem nicht mehr nur rein reaktiv,
um auf einen nicht erwarteten Anstieg des Auftrags-
volumens oder kurzfristige Personalengpässe zu
reagieren, sondern zunehmend als Absicherung
gegen das Kapazitätsrisiko, d.h. als „Versicherung“
gegen einen möglichen zukünftigen Absatzrückgang
(Dudenhöffer/Büttner 2006, Holst 2010). In der Krise
hat man die Folgen der neuen Einsatzkonzepte gese-
hen: Fast 200.000 Leiharbeitende – und damit fast
jeder vierte – haben in kürzester Zeit ihre Beschäfti-
gung verloren. Unternehmen aus nahezu allen Bran-
chen des verarbeitenden Gewerbes und auch des
Dienstleistungssektors greifen immer häufiger auch
auf Leiharbeit zurück, um einen Teil des unterneh-
merischen Risikos zu externalisieren und vermittelt
über die Leiharbeitsfirmen letztlich an die Leiharbei-
tenden weiterzureichen (Dörre et al. 2011).

Zwar wird Leiharbeit weder ausschließlich zur Risi-
koexternalisierung genutzt noch zählen alle Unter-
nehmen zu den strategischen Nutzern. Verschiedene
Befunde zeigen jedoch, dass eine derartige Leihar-
beitsnutzung längst kein Phänomen weltmarktorien-
tierter und kapitalmarktgetriebener Großunterneh-
men mehr darstellt. So gaben in einer vom Center
Automotive Research 2005 in der Automobil- und
Zulieferindustrie durchgeführten Befragung 86 Pro-
zent aller befragten Unternehmen an, Leiharbeit
einzusetzen. Wichtigstes Einsatzmotiv, so die Auto-
ren der Studie, war die „Versicherungsfunktion der
Zeitarbeit“ (Dudenhöffer/Büttner 2006: 33). 34 Pro-
zent der Unternehmen setzten Leiharbeit in der
Produktion permanent ein, unter den Hilfsarbeitern
betrug der Anteil der Leiharbeiter an der Gesamtbe-
legschaft 17 Prozent (ebda.: 34). An den Ergebnissen
einer aktuellen Untersuchung, die im Rahmen ei-nes
vom BMBF geförderten Projekts an der Universität
Nürnberg-Erlangen im verarbeiten-den Gewerbe
durchgeführt wurde, zeigt sich, dass die Externali-
sierung des unternehmerischen Risikos als Nut-
zungsmotiv längst auch im Segment kleinerer und
mittlerer Unternehmen angekommen ist: 77 Prozent
der Leiharbeit nutzenden Unternehmen gaben an,
auf Leiharbeiter wegen der „Möglichkeit, das Ar-
beitsverhältnis schnell und unbürokratisch zu been-
den“, zurückzugreifen (Sende et al. 2010). In die
gleiche Richtung weisen die Ergebnisse von zwei
Forschungsprojekten der FSU Jena. In der optischen
Industrie, aufgrund der hohen Qualifikationsanfor-
derungen eigentlich ein unwahrscheinlicher Fall der
Leiharbeitsnutzung, greifen vor allem die mittleren
und großen Unternehmen auf Leiharbeit zurück –
immerhin ein Viertel der Betriebe setzt Leiharbeit
dauerhaft ein. Der durchschnittliche Leiharbeitsan-
teil an der Belegschaft beträgt in diesen Unterneh-
men 11 Prozent (Thieme/Hänel 2011). In einer wei-
teren, im Rahmen eines vom BMBF geförderten
Forschungsprojekts, durchgeführten Befragung ost-
deutscher Unternehmen gab jeder dritte Leiharbeit
nutzende Betrieb an, durch den Einsatz von Leihar-
beit „atmen zu können“. Zwar spielt das Nutzungs-
motiv „Auftragsspitzen“ eine größere Rolle, der
Anteil von einem Drittel zeigt aber auch, dass die
strategische Nutzung längst im klein- und mittelbe-
trieblichen Segment angekommen ist (Lanbein/
Osthoff 2010).

Hinzu kommt, dass Leiharbeit in vielen Einsatzbran-
chen aufgrund der Unterschiede zwischen dem je-
weiligen Flächentarifvertrag und den Leiharbeitsta-
rifverträgen zudem noch zur Reduktion der Arbeits-
kosten eingesetzt werden kann. Gerade in den Bran-
chen des verarbeitenden Gewerbes beträgt der reale
Lohnabstand nicht selten 30 bis 50 Prozent. Durch
die Leiharbeitsnutzung wird also auch hinsichtlich
der Entlohnungsbedingungen ein Keil in die Beleg-
schaft der Einsatzbetriebe getrieben. Möglich wurde
die Schlechterstellung der Leiharbeitenden durch
den Tarifvorbehalt, unter dem im Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetz (AÜG) seit der letzten Reform der
Gleichbehandlungsgrundsatz steht. Dadurch ist es –
eine Ausnahme in den deutschen Arbeitsbeziehun-
gen – faktisch möglich, dass ein Tarifvertrag mit
einem geringeren Entlohnungsniveau Vorrang vor
einem höher dotierten hat. Gerade in den wichtigs-



Ausschuss für Arbeit und Soziales Ausschussdrucksache 17(11)431

61

ten Einsatzbranchen des verarbeitenden Gewerbes
liegt das Entlohnungsniveau in den Tarifverträgen
der Einsatzbetriebe über, zum Teil sogar deutlich,
dem Niveau der Leiharbeitstarifverträge (Promberger
et al. 2006). Zwar finden sich inzwischen in zahlrei-
chen Betrieben individuell ausgehandelte Lösungen,
mit denen die Entlohnung der Leiharbeiter angeho-
ben und an das Niveau der Stammbelegschaft ange-
nähert wird, der administrative Aufwand solcher
Lösungen ist jedoch immens.

Auch für den beschriebenen Funktionswandel der
Leiharbeit von einem Flexibilisierungsinstrument,
mit dem Unternehmen auf kaum planbare Auftrags-
spitzen und kurzfristige Personalengpässe reagieren,
hin zu einem Instrument der Risikoexternalisierung
hat die Reform des AÜG eine wichtige Rolle gespielt.
Vor der Reform war die Externalisierung unterneh-
merischen Risikos durch den Einsatz von Leiharbei-
tern nur in geringem Maße möglich. Die Begrenzung
der Überlassungshöchstdauer und das Synchronisa-
tionsverbot verhinderten einerseits einen in die
Zukunft offenen Einsatz, machten zugleich aber
auch eine direkte Koppelung des Zeitraums des
Arbeitsvertrags an einzelne Einsätze unmöglich.
Einsatzbetriebe mussten sich nach Ablauf der Über-
lassungshöchstdauer – zu Beginn drei, dann sechs,
später zwölf und am Ende 24 Monate – entscheiden,
ob sie die eingearbeiteten Leiharbeitnehmer über-
nehmen wollten – oder eben nicht (Bode et al. 1994).
Lange Zeit galt diese Form der Leiharbeit als Er-
folgsmodell, weil sie allen Beteiligten Rechtssicher-
heit und Verlässlichkeit bot. Den Unternehmen bot
die Regulierung die Möglichkeit auf kurzfristige
Arbeitsspitzen im Kontext von Produktanläufen,
saisonalen oder andersartig gelagerten Anstiegen des
Auftragsvolumens und kurzfristigen Personalausfall
zu reagieren. Für die Leiharbeitenden stellte die
begrenzte Überlassungsdauer eine verbindliche
Orientierungsmarke dar, die eine langfristig angeleg-
te Planung der eigenen Erwerbsbiographie und des
eigenen Lebens – und damit einen ökonomisch rati-
onaler Umgang mit dem eigenen Arbeitsvermögen –
ermöglichte. Unter diesen Bedingungen stellte Leih-
arbeit auch für qualifizierte Arbeitskräfte eine be-
wusst gewählte „Karriereoption“ dar, mit der ein
(Wieder-)Einstieg in den Arbeitsmarkt oder sogar
einen bestimmten Arbeitsmarkt erreicht werden
sollte (Noller et al. 2004).

3. Folgen der gegenwärtigen Form der Leiharbeit

Die Folgen der gegenwärtigen Regulierung der Leih-
arbeit sind vielschichtig. Im Vergleich mit Normal-
beschäftigten tragen Leiharbeitende ein wesentlich
größeres Armuts- und Arbeitslosigkeitsrisiko. Zu-
gleich zeigt sich, dass die Risiken zwischen den
verschiedenen Beschäftigtengruppen höchst un-
gleich verteilt sind. Gegenwärtig werden insbeson-
dere den Beschäftigten, die unabhängig von ihrem
Ausbildungs- und Qualifikationsstand für Hilfstätig-
keiten ein-gesetzt werden, die größten Risiken über-
tragen. Einerseits – darauf deuten die folgenden
Befunde hin – kommt es gerade in diesem Segment
zu Verdrängungseffekten, andererseits sind die
Prekarisierungsrisiken in dieser Gruppe besonders
hoch.

Arbeitslosigkeits- und Armutsrisiko. Obwohl Leihar-
beitnehmer und Leiharbeitnehmerinnen für die
Betriebe wichtige Flexibilitätsleistungen erbringen,
liegt ihre Entlohnung in den meisten Betrieben mehr
oder weniger deutlich unter dem Niveau der direkt
Beschäftigten. Gerade in den traditionellen Einsatz-
branchen des verarbeitenden Gewerbes ist der Lohn-
abstand zwischen dem jeweiligen Flächentarifver-
trag und den verschiedenen Leiharbeitstarifverträgen
besonders hoch. Aufschlussreich für das besondere
Armutsrisiko der Leiharbeitenden sind die Berech-
nungen des Statistischen Bundesamts (2009: 14),
nach denen der durchschnittliche Stundenlohn von
Leiharbeitskräften (brutto 9,71 Euro pro Stunde) nur
54 Prozent des Stundenverdienstes von denjenigen
beträgt, die über ein Normalarbeitsverhältnis verfü-
gen (18,04 Euro). Besonders deutlich tritt das ausge-
prägte Armutsrisiko der Leiharbeit am Blick auf die
Armutsgefährdungsschwelle (zwei Drittel des Me-
dian) zu Tage: Während nur 11,2 Prozent der Be-
schäftigten mit einem Normalarbeitsverhältnis un-
terhalb dieser Schwelle lagen, waren es unter den
Leiharbeitnehmern 67,2 Prozent (Statistisches Bun-
desamt 2009: 15).

Hinzu kommt, dass die vorhandenen Befunde zu
Weiterbildungs- und Qualifizierungsaktivitäten
zeigen, dass das „Qualifizierungsversprechen“ der
Leiharbeit nur sehr eingeschränkt greift. Leiharbei-
tenden kommen weitaus seltener in den Genuss von
Qualifizierungsmaßnahmen als ihre fest angestellten
Kollegen (Bolder et al 2005: 74, Münchhausen 2008).
Aktuelle Forschungsergebnisse zeigen, dass die
Bedingungen des Leiharbeitseinsatzes und die Inte-
ressen der beiden involvierten Unternehmen, des
Einsatzbetriebs und der Verleihfirma, nicht selten –
insbesondere im gering qualifizierten Bereich, wo
zusätzliche Qualifizierungen eine besonders positive
Arbeitsmarktwirkung hätten – einer Investition in
die Qualifizierung der Leiharbeitenden entgegenste-
hen (Brinkmann et al.. 2010). In den Ein-
satzbetrieben ist in der Regel offen, wie lange die
Leiharbeitnehmer im Betrieb verbleiben. Langfristige
Investitionen in die Qualifikationen der Arbeitenden
unterbleiben unter diesen Umständen häufig. Auch
im Fall der Verleihfirmen sprechen die ökonomi-
schen Interessen der Betriebe gegen nachhaltige
Investitionen in die Qualifikationen: Einerseits be-
finden sich die Leiharbeiter in der Regel im Einsatz-
betrieb, die Verleihfirmen haben in diesen Einsatz-
zeiten kaum Zugriff auf die Beschäftigten. Anderer-
seits ist das legitime Ziel der Verleihfirmen, mit der
Überlassung von Arbeitskräften Geld zu verdienen.
Angesichts der Ungewissheit zukünftiger Einsatz-
chancen zeigen sich die Unternehmen zurückhal-
tend, was die Aus- und Weiterbildung von Leihar-
beitern angeht (Brinkmann et al. 2010, Bolder et al.
2005: 74ff.).

Verdrängungseffekte. Mehrere Studien haben –
weitgehend erfolglos – versucht, die erhofften posi-
tiven Arbeitsmarkteffekte der Leiharbeit präzise zu
bestimmen. Zum Brückeneffekt, der Übernahme in
anderen Betrieben als den Einsatzbetrieben, liegen
keine belastbaren Daten vor. Zum Klebeeffekt, die
direkte Übernahme im jeweiligen Einsatz, existieren
verschiedene und zum Teil widersprüchliche Anga-
ben. Selbst die positivsten Schätzungen zu konjunk-
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turellen Hochzeiten übersteigen jedoch nicht 14
Prozent. Am realistischsten scheinen noch die Be-
rechnungen des IAB zu sein: Anhand der Daten der
Bundesagentur für Arbeit lässt sich für 2008 der
„Übernahmeeffekt“ auf 7 Prozent beziffern. Der
Übernahmeeffekt steht hier für den Anteil derjeni-
gen, die in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis
übernommen wurden, an allen Leiharbeitenden
(Crimman et al. 2009: 48). Insgesamt sind die mögli-
chen positiven Arbeitsmarkteffekte jedoch äußerst
konjunkturabhängig – und zudem höchst ungleich
verteilt zwischen den verschiedenen Beschäftigten-
gruppen.

Besonders auffällig ist dies an dem Segment der
Leiharbeiter, die unabhängig von ihrem Qualifikati-
onsstand für Hilfsarbeiten eingesetzt werden. Keine
andere Gruppe unter den Leiharbeitenden ist von
der vergangenen Krise im vergleichbaren Ausmaß
getroffen worden: Fast 100.000 von ihnen haben
zwischen Juni 2008 und Juni 2009 ihren Arbeitsplatz
eingebüßt (Bundesagentur 2011: 9). Zugleich sind
Hilfsarbeiten in der Leiharbeit im Vergleich mit der
Gesamtbeschäftigung deutlich überpräsentiert. Zwar
ist laut der Beschäftigungsstatistik der Bundesagen-
tur auch unter den sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten der Anteil der für Hilfsarbeiten einge-
setzten Arbeitenden in den letzten Jahren leicht
angestiegen: von 1,6 Prozent 2004, auf 1,9 Prozent
2007 und 2,1 Prozent im März 2010. Im Vergleich
mit dem Anteil von konstant über 30 Prozent, den
Hilfsarbeiter an den Leiharbeitenden haben, ist dies
jedoch ein geringer Wert. Zugleich zeigt ein genaue-
rer Blick auf die Arbeitsmarktentwicklung, dass
gerade der Helferanteil in der Leiharbeit schneller zu
wachsen scheint als in der Gesamtbeschäftigung. Ein
Blick auf die Thüringer Beschäftigungsentwicklung
vor der Krise verdeutlicht dies (eigene Berechnun-
gen anhand der Beschäftigungsstatistik). Aufgrund
der besonderen Wirtschaftsstruktur des Landes liegt
der Anteil der Hilfsarbeiten in Thüringen über dem
Bundesdurchschnitt: Im ersten Quartal 2004 – also
relativ unmittelbar nach der Reform des AÜG – wa-
ren 2,7 Prozent der sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten als Hilfsarbeiter eingruppiert. Bis 2007
war dieser Anteil – bei relativ konstantem Beschäfti-
gungsstand – bereits auf 3,4 Prozent angewachsen,
bis 2010 sogar auf 3,8 Prozent. Der Anteil der für
Hilfsarbeiten Eingesetzten lag unter den Leiharbei-
tenden hingegen um das 10-fache höher: 2003 be-
reits bei 32,4 Prozent stieg der Anteil bis 2007 auf 43
Prozent. Umgerechnet heißt dies: 2007 waren 4 von
10 Hilfsarbeitern in Thüringen als Leiharbeiter be-
schäftigt. In aller Kürze: Während die Leiharbeits-
quote insgesamt nur 3,1 Prozent betrug, lag sie im
Segment der Hilfsarbeiten somit bei 39,9 Prozent.

Teilhabe. Aktuelle Befunde des IAB bestätigen die
Ergebnisse der Prekarisierungsforschung (Brinkmann
et al. 2006). Die Unsicherheit der Leiharbeit als Be-
schäftigungsverhältnis beeinträchtigt das subjektive
gesellschaftliche und betriebliche Teilhabeempfin-
den der Betroffenen. Nach den Arbeitslosen fühlen
sich die Leiharbeitenden am schlechtesten in die
Gesellschaft integriert. Als besonders problematisch
stellt sich die Lage für diejenigen dar, die längerfris-
tig in der Leiharbeit verbleiben und nicht zu der –
allerdings relativ kleinen – Gruppe derjenigen gehö-

ren, denen der Sprung in ein reguläres Beschäfti-
gungsverhältnis gelingt (Gundert/Hohendanner
2011: 4f.). Es ist vor allem die Zukunftsunsicherheit
des Beschäftigungsverhältnisses – im Übrigen eine
direkte Folge des Einsatzmotivs der Risikoexternali-
sierung –, die für die Betroffenen verunsichernd und
ausgrenzend wirkt. Aus der internationalen psycho-
logischen Forschung ist bekannt, dass es sich bei
dem subjektiven Teilhabeempfinden keineswegs um
ein zu vernachlässigendes Phänomen von geringer
gesellschaftlicher Relevanz handelt. Vielmehr beein-
flussen Beschäftigungsunsicherheit und Ausgren-
zungsrisiken das Verhalten der Menschen tiefgrei-
fend (Mead et al. 2011). Alltagsstress führt dazu,
dass Menschen ihre Aufmerksamkeit gegenwärtigen
Problemen widmen und sich deutlich weniger mit
langfristigen Konsequenzen der eigenen Handlungen
auseinandersetzen. Eine stabile soziale und berufli-
che Integration stellt eine unabdingbare Vorausset-
zung für einen rationalen und kalkulierenden Um-
gang mit der eigenen Zukunft dar – eingeschlossen
die langfristige Gesundheit und die Entwicklung des
eigenen Arbeitsvermögens (Twenge et al. 2002).

4. Zu den Anträgen

Aus den vorangegangenen Ausführungen folgt, dass
eine modifizierte Regulierung der Leiharbeit angera-
ten ist. Nur dann wird es der Branche gelingen, die
Flexibilitätspotenziale, die in der Leiharbeit zwei-
felsohne liegen, zu bergen und die erhofften Beschäf-
tigungseffekte zu realisieren. Vier Punkte sollten
dabei im Mittelpunkt stehen:

(1) Equal Pay. Bei allen positiven Effekten wird ein
Mindestlohn in der Leiharbeit an dem Problem der
Lohndifferenzierung in den Einsatzbranchen nur
wenig ändern. Hierzu wäre nur die Verankerung
eines Gleichbehandlungsgrundsatzes in der Lage,
der nicht wie in der bisherigen Fassung des AÜG
unter Tarifvorbehalt steht. Für die Leiharbeitenden
brächte eine Gleichbehandlung in den wichtigsten
Arbeits- und Entlohnungsbedingungen eine deutli-
che Verbesserung ihrer Situation und eine spürbare
Reduktion des Armutsrisikos der Leiharbeit mit sich.
In anderen europäischen Ländern wie Schweden
und Frankreich ist „Equal Pay“ längst eingeführt, in
Frankreich werden die besonderen Flexibilitätsleis-
tungen der Leiharbeitenden sogar mit einer Flexibili-
tätsprämie entlohnt (Vanselow/Weinkopf 2009).
Mögliche temporäre Abweichungen vom Gleichstel-
lungsgebot für Neueinstellungen existieren in vielen
Branchentarifverträgen, aus wissenschaftlicher Sicht
gibt es keinen Grund Leiharbeitende anders zu be-
handeln als direkt angestellte neu rekrutierte Be-
schäftigte. Im Nebeneffekt böte ein allgemeines, d.h.
für alle Leiharbeitenden gültiges „Equal Pay“ im
Vergleich mit der sogenannten „Drehtürklausel“ aus
dem Gesetzesvorschlag der Bundesregierung auch
den Vorteil eines geringen bürokratischen Auf-
wands. Der Prüfungs- und Kontrollaufwand wäre
deutlich geringer.

(2) Begrenzung der Überlassungshöchstdauer. Die
zeitliche Offenheit des Leiharbeitseinsatzes er-
schwert die Zukunftsplanung der Leiharbeitenden.
Die gegenwärtige Regulierung ermöglicht eine Risi-
koexternalisierung durch die Unternehmen, die ein-
seitig zu Lasten der schwächsten Gruppen am Ar-
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beitsmarkt geht. Gerade im Bereich der geringer
qualifizierten Tätigkeiten kommt es augenscheinlich
zu dauerhaften Verdrängungseffekten. Eine Begren-
zung der Überlassungsdauer auf beispielsweise drei
Monate würde auch diesen Beschäftigtengruppen
einen rational-kalkulierenden Umgang mit der eige-
nen erwerbsbiographischen Zukunft ermöglichen.
Die dauerhafte Bindung von Arbeitskräften wird
aller Wahrscheinlichkeit nach auch auf Seiten der
Verleihfirmen das Qualifizierungsinteresse erhöhen.

(3) Einschränkung der Befristungsmöglichkeiten.
Ähnliches wie für die Überlassungsdauer gilt auch
für die Befristungsmöglichkeiten. Der enorme Be-
schäftigungsabbau in der Krise hat die besondere
Konjunkturreagibilität der Leiharbeit deutlich vor
Au-gen geführt. Gerade die Kombination aus Leihar-
beit und befristeten Arbeitsverträgen erweist sich für
die Betroffenen als Problem, zudem blockiert die
Kurzfristigkeit der Leiharbeitsverhältnisse die
Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen. Eine
Einschränkung der Befristungsmöglichkeiten würde
die Beschäftigungssicherheit der Leiharbeitenden
erhöhen und zugleich das Qualifizierungsinteresse
der Verleihfirmen erhöhen. Auf diese Weise könnte
die Leiharbeit tatsächlich auch für diejenigen Grup-
pen zu einer Beschäftigungschance werden, in deren
Namen sie einst dereguliert worden ist: den gering
Qualifizierten, den jungen Erwerbslosen und den
Langzeitarbeitslosen.

(4) Werkverträge. Auch wenn die Forschungslage
insgesamt dürftig ist, die vorhandenen Befunde
deuten darauf hin, dass Werkverträge in einigen
Bereichen als Substitut für Leiharbeit eingesetzt
werden. Ähnlich wie die Leiharbeit bieten auch
Werkverträge die Möglichkeit, die unternehmeri-
schen Risiken zu externalisieren. Aus diesem Grun-
de ist es ein wichtiges Anliegen, auch den Einsatz
von Werkverträgen verbindlich zu regulieren und
insbesondere Leiharbeit und Werkvertrag arbeits-
rechtlich präzise zu differenzieren. Arbeitsrecht,
Mitbestimmung und auch Tarifverträge sollten nicht
zum Spielball kurzfristiger ökonomischer Interessen
werden.
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Schriftliche Stellungnahme

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 21. März 2011 zum

a) Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung
von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

b) Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.

Entwurf eines Gesetzes zur strikten Regulierung der Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache
17/3752)

Prof. Dr. Gerhard Bosch

1. Die besondere Schutzbedürftigkeit von Leihar-
beitnehmern/innen

Mit der Reform des Arbeitnehmerüberlassungsgeset-
zes durch das Erste Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt im Dezember 2002 beab-
sichtigte der Gesetzgeber, „ein angemessenes
Schutzniveau für die Zeitarbeitnehmerinnen und
Zeitarbeitnehmer zu gewährleisten“. Die besondere
Schutzbedürftigkeit dieser Beschäftigtengruppe ist in
Europa weithin unbestritten. Sie ergibt sich aus den
oft nur kurzfristigen Arbeitsverträgen und dem Ein-
satz in wechselnden Betrieben. Beide Bedingungen
erschweren den Aufbau stabiler und verhandlungs-
mächtiger Arbeitnehmerorganisationen, die nur mit
gesetzlicher Rückenstärkung auf gleicher Augenhöhe
die Arbeitsbedingungen mit den Unternehmen aus-
handeln können.

Hinsichtlich der besonderen Schutzbedürftigkeit von
Leiharbeitnehmern/innen ist die EU-Richtlinie zur
Leiharbeit unmissverständlich klar. Die wesentli-
chen Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von
Zeitarbeitskräften müssen nach dieser Richtlinie
während der Dauer ihrer Überlassung an einen
Entleihbetrieb grundsätzlich mindestens den Ar-
beits- und Beschäftigungsbedingungen vergleichba-
rer Stammarbeitskräfte entsprechen. Abweichungen
hiervon sind nur möglich, wenn a) Leiharbeitskräfte
einen unbefristeten Arbeitsvertrag haben und auch
in verleihfreien Zeiten bezahlt werden, oder b) wenn
es abweichende tarifliche Regelungen gibt, wobei
allerdings der „Gesamtschutz“ von Leiharbeitskräf-
ten zu beachten ist. „Vorraussetzung der richtlinien-

konformen Öffnung ist, dass die tarifvertraglichen
Gestaltungen „unter Achtung des Gesamtschutzes
von Leiharbeitnehmern“ vom Gleichbehandlungsge-
bot abweichen“(Waltermann 2010: 40). Es kann
daher nicht davon ausgegangen werden, dass das
Gleichbehandlungsgebot beliebig zur tarifvertragli-
chen Disposition steht (Waltermann 2010: 41).

Die besondere Verhandlungsschwäche von Leihkräf-
ten kann in der Praxis dazu genutzt werden, beste-
hende Tarife in Unternehmen durch den Einsatz
billiger Leihkräfte zu unterbieten. Damit können
geltende Tarifverträge unterminimiert und die Ver-
handlungsgleichgewichte auch in Arbeitsmärkten
mit gesunden Verhandlungsstrukturen zum Nachteil
der Beschäftigten verändert werden, was die Tarifau-
tonomie gefährdet.

Mit dem Gleichbehandlungsgebot für Leiharbeit-
nehmer/innen werden implizit auch Rahmenbedin-
gungen für die Geschäftsmodelle von Zeitarbeitsun-
ternehmen vorgegeben. Ausdrücklich ausgeschlos-
sen werden Geschäftsmodelle, die auf Lohnunterbie-
tung beruhen. Gleichzeitig ist aber den Zeitarbeits-
unternehmen durch das AÜG ein Markt für Perso-
naldienstleistungen geöffnet worden, in dem über
Spezialisierung und Qualität der Dienstleistungen
konkurriert wird. Ein Blick in andere europäische
Länder, in denen equal pay Regelungen für Leihar-
beitnehmer/innen gelten, zeigt, dass mit solchen
Geschäftsmodellen gesunde Unternehmen entstehen
und sich große Märkte erschließen lassen. Ge-
schäftsmodelle mit existenzsichernden Löhnen sind
im Übrigen auch aus Gründen der Wettbewerbs-



Ausschussdrucksache 17(11)431 Ausschuss für Arbeit und Soziales

66

gleichheit geboten. Wenn es zu einem Lohnwettbe-
werb nach unten kommt, werden gerade die Unter-
nehmen mit den schlechtesten Löhnen subventio-
niert. Denn vielfach müssen geringe Löhne kurzfris-
tig durch das ALG II und langfristig bei der
Altersicherung durch die Grundsicherung aufge-
stockt werden.

Es ist zunächst zu fragen, ob das derzeitige Schutz-
niveau von Leiharbeitnehmern/innen als „angemes-
sen“ angesehen werden kann. Auf dieser Basis sol-
len dann der Beitrag der beiden Gesetzesvorschläge
zur Sicherstellung eines angemessenen Schutzni-
veaus beurteilt werden.

2. Wesentliche Arbeitsbedingungen von Leiharbeit-
nehmern

Die fast flächendeckende Tarifierung der Branche
hat nicht zur Angleichung der Löhne von Leihar-
beitskräften und Stammbeschäftigten geführt, son-
dern eher zu noch größeren Abständen – jedenfalls
in gewerblichen Branchen mit einem überdurch-
schnittlichen Lohnniveau:

 Eine Sonderauswertung des Statistischen Bun-
desamt der Verdienststrukturerhebungen von
2001 und 2006 zu Stundenlöhnen zeigt, dass
schon 2001 Leiharbeitnehmer mit 55,3% mehr
als dreimal so stark von Niedriglöhnen betroffen
waren wie der Durchschnitt der Beschäftigten
mit 17,3%. Bis 2006 ist der Anteil der Leihar-
beitnehmer mit niedrigen Stundenlöhnen um
11,9 Prozentpunkte auf 67,2% angestiegen. In
Prozentpunkten gerechnet ist der Anstieg fast
viereinhalbmal so groß wie bei allen Beschäftig-
ten, deren Niedriglohnanteil um 2,7 Prozent-
punkte auf 20% wuchs. Leiharbeit ist nach Mini-
jobs (mit einem Anteil von Niedriglöhnern von
81,2% im Jahre 2006) die am schlechtesten ent-
goltene Erwerbsform und das mit steigender
Tendenz49.

 Das Statistische Bundesamt hat die durchschnitt-
lichen Stundenlöhne von Normalarbeitneh-
mer/innen und atypisch Beschäftigten im Jahr
2006 ermittelt. Während Beschäftigte in Normal-
arbeitsverhältnissen (hier definiert als unbefriste-
te Vollzeittätigkeit außerhalb der Leiharbeit) im
Durchschnitt 18,04 € brutto pro Stunde verdien-
ten, lag der durchschnittliche Stundenlohn von
Leiharbeitskräften mit 9,71 € um fast die Hälfte
niedriger (Statistisches Bundesamt 2009: 18).

 Aufgrund des geringen Lohnniveaus in der Leih-
arbeit müssen Leihkräfte nicht selten ergänzende
Leistungen der Grundsicherung (Hartz IV) in An-
spruch nehmen: Im März 2010 waren hiervon
nach Information der Bundesagentur für Arbeit
11,5% aller Leiharbeitskräfte in Deutschland be-
troffen, was fünfmal höher als der Durchschnitt
aller Beschäftigten war. Auch die Werte anderer
Branchen mit hohen Niedriglohnanteilen, wie
etwa dem Gastgewerbe, werden deutlich über-
troffen (Tabelle 1). Die Zahl der Aufstocker mag
in der Praxis etwas niedriger liegen, etwa weil
Leihkräfte gerade neu eingestellt wurden, aber

49 Die Ergebnisse der Verdienststrukturerhebung von 2006
liegen noch nicht vor.

das erste Einkommen im neuen Arbeitsverhältnis
noch nicht ausgezahlt wurde, oder Transferein-
kommen, wie Kranken- oder Elterngeld. bezogen
werden. Solche Fälle sind jedoch auch in ande-
ren Branchen zu finden, so dass Relativierungen
der hohen Zahl der Aufstocker in der Arbeit-
nehmerüberlassung an der Sache vorbeigehen.
Hinzu kommt, dass die hohe Zahl von ALG II
Beziehern, die noch kein Erwerbseinkommen er-
zielt haben, auf die hohe Instabilität der Beschäf-
tigungsverhältnisse schließen lässt.
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Tabelle 1: Aufstocker/innen
SVP

gesamt
Anteil

mit
ALG II

(Zahl) Minijob Anteil
mit

ALG II

(Zahl)

Bergbau etc. 544.936 1,0% 5.225 18.527 13,6% 2.515

Verarbeitendes Gewerbe 6.184.005 0,8% 48.141 345.943 8,3% 28.731

Baugewerbe 1.511.483 2,2% 32.952 151.421 19,3% 29.252

Handel, Instandhaltung,
Rep. v. KFZ

3.972.698 2,6% 104.643 905.659 12,6% 114.064

Verkehr und Lagerei 1.361.142 3,2% 43.235 255.070 21,4% 54.546

Gastgewerbe 796.436 8,7% 68.945 494.117 23,6% 116.696

Information und
Kommunikation

822.902 1,0% 8.269 127.103 12,6% 16.063

Finanz- u. Versicherungs-
dienstleistungen

999.978 0,3% 3.233 41.574 6,0% 2.500

Arbeitnehmerüberlas-
sung

591.792 11,5% 67.905 49.918 21,5% 10.721

Wirtschaftliche Dienst-
leistungen ohne ANÜ

2.839.410 4,2% 118.585 792.958 18,7% 147.960

Öffent.. Verw., Verteidi-
gung, Soz.-vers., Ext.
Orga.

1.699.888 0,8% 13.884 60.779 7,6% 4.590

Erziehung und Unterricht 1.094.595 3,1% 33.701 143.865 5,2% 7.518

Gesundheits- und Sozi-
alwesen

3.449.349 2,5% 85.073 414.599 9,8% 40.531

sonst. Dienstleistungen,
Private Haushalte

1.075.512 5,2% 55.861 449.606 15,1% 68.036

Gesamtwirtschaft 27.148.472 2,6% 603.334 3.736.248 15,6% 583.225

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2010

 Die Kosten für solche aufstockenden Leistungen
an Leiharbeitskräfte lagen nach Auskunft der
Bundesagentur für Arbeit zwischen Juni 2008
und Mai 2009 bei 531 Millionen €. Durch die
Expansion von Niedriglohnbeschäftigung in
Deutschland insgesamt und auch in der Arbeit-
nehmerüberlassung sind die Ausgaben für
Aufstocker in den letzten Jahren gewachsen. Da-
mit ist es zu einem partiellen Funktionswandel
dieser aufstockenden Leistungen gekommen. Sie
zielen nicht mehr allein auf Armutsvermeidung
durch die Unterstützung von Bedarfsgemein-
schaften, sondern dienen zunehmend auch als
Ausfallbürgschaft für nicht existenzsichernde
Löhne. Da hierdurch indirekt, aber sehr zielge-
nau besonders die sehr schlecht zahlenden Un-
ternehmen subventioniert werden, kommt es zu
nicht nur zu einer Fehlnutzung von Steuermit-
teln, sondern auch zu systematischen Wettbe-
werbsverzerrungen in der Verleihbranche selbst.

 Wenig beachtet wurden bislang die langfristigen
Kosten niedriger Entlohnung im Verleihgewerbe
und in anderen Niedriglohnbranchen für den
Staat und die Sozialsysteme. Um Rentenanwart-
schaften in Höhe der Grundsicherung (ALG II in-
klusive Kosten der Unterkunft) aufzubauen, ist
nach Darstellung von Waltermann (2010: 82)
rechnerisch ein Stundenlohn von 8,20 € erforder-

lich, der im Verleihgewerbe oft nicht gezahlt
wird. Simulationen zeigen langfristig einen An-
stieg niedriger Renten vor allem in Ostdeutsch-
land (Tabelle 2). Der Beitrag der Expansion ge-
ring entgoltener Leiharbeit ist hier allerdings
nicht besonders ausgewiesen.

 Das niedrige Lohnniveau in Verbindung mit der
geringen Beschäftigungsstabilität prägt auch das
Niveau der sozialen Absicherung von Leihar-
beitskräften. Mit Ausnahme der wenigen gering-
fügig Beschäftigten in der Branche sind die meis-
ten Leiharbeitnehmer zwar sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt. Ihre niedrigen Löhne führen
aber zu entsprechend geringeren Ansprüchen bei
der Rente und beim Arbeitslosengeld I. Die In-
stabilität der Beschäftigung wirkt bei den Ren-
tenansprüchen in dieselbe Richtung, während
beim Arbeitslosengeld I zusätzlich zu berück-
sichtigen ist, dass ein Anspruch hierauf nur be-
steht, wenn eine Mindestdauer der Beschäftigung
erreicht worden ist. Dies dürfte vor allem bei in-
stabil und jeweils nur kurz beschäftigten Leihar-
beitskräften häufig nicht der Fall sein, so dass sie
bei Entlassung auf das Arbeitslosengeld II ver-
wiesen sind (Weinkopf 2010).
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Tabelle 2: Entwicklung des Anteils der Personen mit Niedrigrenten in der GRV*
(Simulationsergebnisse, in %)

Anteil der GRV-
Rentenbezieherinnen

und -bezieher mit
Renten unter 600

Euro

Deutschland Westdeutschland Ostdeutschland

Gesamt Männer Frauen Männer Frauen
Kohorte 1937-1951 29,9 2,7 54,2 3,9 25,3
Kohorte 1952-1971 32,5 2,3 53,8 31,4 48,0

*Rentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenanteils zur Kranken- und Pflegeversicherung, Basisszenario; Beträge abdiskontiert
auf das Basisjahr 2005.

Quelle: Steiner / Geyer (2010)

3. Leiharbeit als Brücke in Beschäftigung und in
Normalarbeitsverhältnisse

Rund zwei Drittel aller Neuzugänge in Leiharbeit
waren unmittelbar vor ihrer Arbeitsaufnahme nicht
beschäftigt. Dies wird häufig als Indikator für die
Brückenfunktion von Leiharbeit gewertet. Der hohe
Anteil ehemals Arbeitsloser kann aber auch eine
ganz andere Ursache haben: Da die Löhne in der
Verleihbranche im Vergleich zu den meisten ande-
ren Branchen sehr niedrig sind, ist der Anreiz für
ökonomisch rational denkende Beschäftigte, ihren
zumeist besser bezahlten Arbeitsplatz zugunsten von
Leiharbeit aufzugeben, überwiegend nicht gegeben.
Eine solche Wechselbereitschaft ist wohl nur in den
Teilsegmenten der Verleihbranche mit hohen Fach-
kräfteanteilen und überdurchschnittlichen Löhnen
zu finden. Bei den gegenwärtig dominierenden Ar-
beitsbedingungen in der Verleihbranche liegt das
Rekrutierungspotential der Verleihunternehmen
daher vorrangig unter den Arbeitslosen. Der extrem
hohe Anteil ehemals Arbeitsloser in der
Verleihbranche kennzeichnet somit die geringe At-
traktivität dieser Branche, nicht aber ihre Brücken-
funktion in Beschäftigung.

Eine zweite Frage ist, ob die niedrigen Löhne in der
Verleihbranche erst die Schaffung neuer Arbeitsplät-
ze ermöglicht haben. Die neuere empirische US-
amerikanische und britische Forschung zu den Wir-
kungen von Mindestlöhnen zeigt hingegen, dass eine
Anhebung der Löhne im unteren Bereich keine nega-
tiven Wirkungen auf das Beschäftigungsniveau hat
(Bosch/Weinkopf/Kalina 2009).

Auch die Brückenfunktion der Leiharbeit in reguläre
Beschäftigung hat sich als weitaus geringer erwiesen,
als von der Hartz-Kommission und der Bundesregie-
rung erwartet. Aus den 2004 eingeführten Personal-
Service-Agenturen heraus erwartete man Übergänge
von 50% und mehr. Das IAB beziffert die Übergänge
aber nur auf 7%. Ähnlich enttäuschend sind die
Ergebnisse hinsichtlich der Einmündung in eine
reguläre Beschäftigung. Crimmann u.a. (2009: 131)
gelangen zu dem Schluss, „dass Leiharbeit weniger
als Brücke in reguläre Beschäftigung dient, sondern
eher der Start für eine dauerhafte ‚Zeitarbeitskarrie-
re‘ ist. Zwei Drittel der Personen, die 2004 ein Leih-
arbeitsverhältnis eingingen, schaffen in den beiden

darauffolgenden Jahren nicht den Sprung in nach-
haltige Beschäftigung, sondern fassen lediglich Fuß
in der Arbeitnehmerüberlassung. Mit 80 Prozent
verbleibt sogar der Großteil derjenigen, die bereits
einmal in der Arbeitnehmerüberlassung tätig waren,
in dieser Branche.“

Diese Ergebnisse können nicht überraschen, da zwei
zentrale Voraussetzungen für gute Übergangsquoten
seit 2004 nicht mehr gegeben sind. Die erste Voraus-
setzung liegt in der zeitlichen Begrenzung der Über-
lassungsdauer; damit müssen Unternehmen, die gute
Leihkräfte auch über die maximale Überlassungs-
dauer beschäftigen wollen, diesen Beschäftigten eine
Übernahme in eine reguläre Beschäftigung anbieten.
Die zweite Voraussetzung liegt in der gleichen Be-
zahlung, die bei längeren Einsätzen die Übernahme
in ein dauerhaftes Beschäftigungsverhältnis beim
Entleiher betriebswirtschaftlich attraktiv werden
lässt. Wenn der Gesetzgeber die Brückenfunktion
verbessern will, muss er an diesen beiden Bedingun-
gen ansetzen.

4. Betriebliche Nutzung der Leiharbeit

Leiharbeit hat sich in den vergangenen Jahren be-
sonders dynamisch entwickelt. Vor der Krise wurde
mit 823.101 Zeitarbeitskräften im Juli 2008 bundes-
weit der bisherige Höchststand erreicht. Dies waren
weit mehr als doppelt so viele wie noch Mitte 2003
(327.331) (Bundesagentur für Arbeit 2009). Im Zuge
der Wirtschaftskrise sind viele Leiharbeitskräfte
entlassen bzw. befristete Arbeitsverträge in der Leih-
arbeitsbranche nicht verlängert worden, so dass sich
ihre Zahl innerhalb weniger Monate auf 580.092 im
April 2009 reduziert hatte. Nach dem IW-
Zeitarbeitsindex lag die Zahl der Leiharbeitskräfte
im Oktober 2010 bereits bei über 900.000 (BZA/IW
2010) – und damit sogar deutlich über dem Niveau
des bisherigen Höchststandes vor der Krise.

Vor allem in mittleren und größeren Betrieben hat
sich Zeitarbeit verbreitet. Fast jeder vierte Betrieb
mit 50 bis 249 Beschäftigten nutzte im Jahr 2008
Zeitarbeit. Unter den größeren Betrieben ab 250
Beschäftigte war es sogar fast jeder zweite (48%)
(Crimmann u.a. 2009: 17). Es lässt sich auch eine
beachtliche Intensität der Nutzung von Leiharbeit
beobachten: Der Anteil der Zeitarbeitskräfte an der
Gesamtbelegschaft liegt in etwa einem Drittel aller
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Entleihbetriebe mit mindestens 20 Beschäftigten bei
über 10%. Mehr als ein Fünftel der Belegschaft stel-
len Leiharbeitskräfte in jedem zehnten Betrieb. An-
gesichts dieser Zahlen kann man nicht mehr von
einer marginalen Nutzung von Leiharbeit in
Deutschland sprechen.

Zunehmend haben Unternehmen und auch öffent-
lich-rechtliche Einrichtungen eigene
Verleiheinheiten gegründet, um Arbeitskräfte zu den
niedrigeren Zeitarbeitstarifen beschäftigen zu kön-
nen. 2007 verfügten nach Ergebnissen der WSI-
Betriebsrätebefragung insgesamt 7,1% der Betriebe,
die Leiharbeit nutzten, über eine solche „eigene
Verleihfirma“. Besonders verbreitet war diese Praxis
in den Bereichen „Kredit/Versicherungen“ (9,3%)
und „Sonstige Dienstleistungen“ (12,9%) (Sei-
fert/Brehmer 2008: 338). Erst mit dem Schlecker-Fall
wurde diese Praxis in der Öffentlichkeit bekannt,
obgleich bereits der 10. Bericht der Bundesregierung
zur Arbeitnehmerüberlassung im Jahr 2005 ausführ-
lich darauf eingegangen ist.

5. Rechtsunsicherheit hinsichtlich der Gültigkeit
von Tarifverträgen

Jeder Wirtschaftszweig braucht für eine gesunde
Wirtschaftstätigkeit Rechtssicherheit. Diese Bedin-
gungen sind gegenwärtig in der Verleihbranche nicht
gegeben. Zunehmend werden Zweifel an der Gültig-
keit von Tarifverträgen in der Verleihbranche laut.
Diese Zweifel beziehen sich auf die Tariffähigkeit
der christlichen Gewerkschaften und auch ihre
Gegnerunabhängigkeit. Das Bundesarbeitsgericht
sprach zum Beispiel im Dezember 2010 der Tarifge-
meinschaft Christlicher Gewerkschaften für Zeitar-
beit und Personalserviceagenturen (CGZP) die Tarif-
fähigkeit ab (Az: 1 ABR 19/10).

Unabhängig von den juristischen Aspekten, auf die
hier nicht eingegangen werden soll, ergeben sich
auch aus sozialwissenschaftlicher und ökonomi-
scher Sicht Zweifel an der Qualität der bisherigen
Tarifverhandlungen in der Verleihbranche. Der Ge-
setzgeber hat angesichts der geringen Organisations-
quote der Gewerkschaften in dieser Branche und der
besonderen Schutzbedürftigkeit der Leiharbeitneh-
mer den Gewerkschaften in § 3, 1 Satz 3 des AÜG
bewusst eine außerordentlich starke Verhandlungs-
position eingeräumt. Sofern es nicht zu Tarifver-
handlungen kommt, gilt danach der Grundsatz der
gleichen Entlohnung. Die Gewerkschaften stehen
damit nicht unter Verhandlungs- und Abschluss-
zwang. Der Sinn dieser Regelung besteht vor allem
darin, die Gewerkschaften von dem Druck zu befrei-
en, vom Gleichheitsgrundsatz abzuweichen.

Der Gesetzgeber erwartete, dass unter diesen Voraus-
setzungen ein den besonderen Bedingungen der
Branche angemessenes Tarifgefüge entstehen würde.
Die völlige Aufgabe des Gleichheitsgrundsatzes und
damit die widerstandlose Preisgabe der wichtigsten
Anliegen von Leiharbeitnehmern/innen in den be-
stehenden Tarifen weist auf beträchtliche Mängel in
der Funktionsfähigkeit der Tarifverhandlungen in
dieser Branche hin, die jetzt schrittweise juristisch
aufgearbeitet werden.

Um die Branche von zermürbenden und für einzelne
Unternehmen möglicherweise existenzgefährdenden

Rechtsstreitigkeiten zu schützen, müsste die Branche
selbst und der Gesetzgeber ein großes Interesse an
guten Arbeitsbedingungen und hoher Rechtsicher-
heit haben.

6. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes – Verhinderung von Miss-
brauch der Arbeitnehmerüberlassung BT-
Drucksache 17/4804

Der Gesetzesentwurf zielt auf die Eindämmung von
Missbrauch und der Umsetzung der EU-Richtlinie
2008/104/EG in deutsches Recht. Die beabsichtigten
Gesetzesänderungen setzen dem erheblichen Miss-
brauch in der Zeitarbeit jedoch nur wenige Grenzen.
Das 2002 formulierte Ziel, „ein angemessenes
Schutzniveau für die Zeitarbeitnehmerinnen und
Zeitarbeitnehmer zu gewährleisten“ wird auch mit
diesem Gesetzesentwurf nicht erreicht:

Zu Nummer 5 Gleichheitsgrundsatz (§ 3) Buch-
stabe b.

Durch die vorgeschlagene Regelung soll verhindert
werden, dass Unternehmen Beschäftigte entlassen
und innerhalb von sechs Monaten wieder als Leih-
kräfte zu schlechteren Konditionen beschäftigen.
Leiharbeit soll auch in diesem Fall möglich sein,
allerdings müssen die Leihkräfte dann den gleichen
Lohn und die gleichen Arbeitsbedingungen erhalten.
Der Grundgedanke solche Personalumschichtungen,
die vor allem Lohnsenkungen dienen, zu verhin-
dern, ist richtig. Es ist auch zu begrüßen, dass durch
diese Regelungen innerbetriebliche Personalkarus-
selle, wie bei Schlecker, deutlich erschwert werden.
Es verwundert allerdings, dass die geplanten Schutz-
regelungen nicht für Auszubildende nach Abschluss
ihrer Ausbildung gelten soll. Die vielfach verbreitete
Beschäftigung von Auszubildenden nach Abschluss
ihrer Ausbildung in unternehmenseigenen
Verleihunternehmen weist hier auf einen ausgepräg-
ten Missbrauch von Leiharbeit hin.

Es ist nicht nachzuvollziehen, dass andere Formen
von Personalkarussellen nicht gleichermaßen einge-
schränkt werden. Dem Abbau von Stammkräften
und ihrem Ersatz durch Leihkräfte, die zuvor nicht
beim Unternehmen beschäftigt waren, werden wei-
terhin keine Grenzen gesetzt. Missbrauch kann hier
nur eine konsequente Umsetzung des Gleichbehand-
lungsgebots für alle Leihkräfte verhindert werden.

7. Gesetzentwurf der Abgeordneten Jutta
Krellmann, Sabine Zimmermann, Diana Golze,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LIN-
KE. Gesetz zur strikten Regulierung der Arbeitneh-
merüberlassung BT-Drucksache 17/3752

Dieser Gesetzesentwurf will Leiharbeit wieder auf
die Funktion zurückführen, personelle Engpässe und
Auftragsspitzen abzudecken. Das Hauptinstrument
zur Erreichung dieses Zieles, ist eine Umsetzung des
Gleichbehandlungsgebots für Leihkräfte ab dem
ersten Einsatztag. Dies ist sinnvoll, da auch starke
Anreize für Unternehmen gesetzt werden, Leihkräfte
zu übernehmen. Die Brückenfunktion von Leiharbeit
kann auch durch die Abschaffung von Entschädi-
gungsprämien an den Verleiher bei Übernahme ver-
bessert werden. Um die Anreize von Verleihern, in
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die Weiterbildung ihrer Beschäftigten zu investieren,
damit nicht zu stark zu vermindern, könnte man
alternativ auch die Entschädigungsprämien in der
Höhe stark begrenzen.

Sinnvoll ist die Überlegung, die Konditionen für
eine Weiterbildung von Leihkräften zu verbessern.
Ob dies allerdings durch eine Nutzung der Weiter-
bildungseinrichtungen im Einsatzbetrieb geleistet
werden kann, ist fraglich. Die Leihkräfte werden oft
nur für kurze Arbeitseinsätze entliehen, die allen-
falls mit kurzen Einweisungen verbunden sind.
Sinnvoller wäre es, einen Weiterbildungsfonds für
Leihkräfte einzurichten, aus dem Weiterbildung in
verleihfreien Zeiten finanziert wird. Der Fonds sollte
von den Sozialpartnern paritätisch verwaltet und
aus einer Umlage gespeist werden. Die Experten-
kommission „Finanzierung lebenslangen Lernens“
hat in Anlehnung an ausländische Erfahrungen be-
reits 2003 eine Umlage von 1% vorgeschlagen. In
Frankreich fließen gegenwärtig 2% der Bruttolohn-
summe in den Fonds für Leihkräfte, der paritätisch
verwaltet wird (Bosch 2010).

Vorgeschlagen wird weiterhin eine sog. Flexibili-
tätsprämie in Höhe von 10 Prozent. Hierfür gibt es
Vorbilder aus anderen Ländern. In Frankreich haben
Zeitarbeitskräfte nicht nur Anspruch auf Equal Pay,
sondern zusätzlich auch auf eine so genannte
„Prekaritätsprämie“ in Höhe von 10% der Lohn-
summe (sowie einen finanziellen Ausgleich von
Urlaubsansprüchen in etwa gleicher Höhe)
(Vanselow/Weinkopf 2009). In Frankreich sind hin-
gegen die Arbeitsverhältnisse in der Leiharbeit weit-
gehend für die Dauer des Verleihs befristet. Durch
die Aufhebung des Synchronisationsmodel 2003 ist
dies auch in Deutschland möglich, es finden sich
aber auch unbefristete Beschäftigungsverhältnisse in
der Leiharbeit. Die hohe Zahl der Kurzarbeiter aus
der Arbeitnehmerüberlassung in der letzten Wirt-
schaftskrise (über 50 000) zeigt, das viele
Verleihunternehmen mit Stammkräften arbeiten. In
Deutschland macht eine solche Prekaritätsprämie
vor allem Sinn als Ausgleich für die häufig nur kurz-
fristigen Arbeitsverträge mit ihren negativen Aus-
wirkungen auf die soziale Sicherung. Sie müssten
daher vor allem für Leihkräfte mit kurzen Beschäfti-
gungsverhältnissen und befristeten Verträgen gelten.

Eine Begrenzung der Überlassungsdauer auf 3 Mona-
te ist zu restriktiv. Bei größeren Investitionsprojekten
oder Personalvertretungen bei längerer Krankheit
kann ein besonderer Personalbedarf auch über drei
Monate hinaus reichen. Wenn dann Zeitarbeit nicht
möglich ist, besteht die Gefahr, dass Unternehmen
von regulierter Leiharbeit in nicht regulierte Werk-
verträge ausweichen. Höchstgrenzen von einem Jahr
mit eng begrenzten Ausnahmen machen jedoch
Sinn.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)434
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 10. März 2011
17. Wahlperiode

Information für den Ausschuss

Stellungnahme des Paritätischen Gesamtverbandes

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung von Missbrauch der
Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

Die geplanten Änderungen werden uns in mehrfa-
cher Weise berühren. Zu unseren Mitgliedern zählen
ausschließlich gemeinnützige Organisationen aus
allen Feldern der sozialen Arbeit. Sie sind überwie-
gend in Vereinsform organisiert, zu finden sind aber
auch gemeinnützige Gesellschaften und einige Stif-
tungen.

Wir begrüßen das Anliegen des Gesetzesentwurfes,
Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung zu unter-
binden und wir respektieren die notwendigen An-
passungen, auch wenn diese eine erhebliche Aus-
weitung der Erlaubnispflicht von Arbeitnehmer-
Überlassung in den gemeinnützigen Bereich hinein
zur Folge haben.

Die in § 1 Abs. 3 Nr. 2a AÜG-RegE geschaffene Privi-
legierung im Hinblick auf eine gelegentliche Über-
lassung zwischen Arbeitgebern, wenn die Überlas-
sung nur gelegentlich erfolgt und der Arbeitnehmer
nicht zum Zweck der Überlassung eingestellt und
beschäftigt wird, begrüßen wir, weil diese dazu bei-
trägt, dass das Instrument der Arbeitnehmerüberlas-
sung in der sozialen Arbeit z.B. im Zusammenhang
mit der Durchführung von gemeinsamen Projekten,
in Anlaufphasen von neuen Projekten oder auch zur
Überbrückung von Notsituationen weiterhin unbü-
rokratisch genutzt werden kann.

Im Grundsatz können wir auch die Absicht der Bun-
desregierung nachvollziehen, das auf vorübergehen-
de Überlassungen ausgerichtete europarechtliche
Modell der Arbeitnehmerüberlassung ins deutsche
Recht zu übertragen. In Bezug auf diese geplanten
Änderungen haben wir aus dem Mitgliederbereich
allerdings Problemanzeigen erhalten.

Unter unseren Mitgliedern befinden sich Integrati-
onsfirmen, die mit der beruflichen Rehabilitation
und der Integration in das Berufsleben von schwer-
behinderten Menschen befasst sind. Neben dem
Einsatz in klassischen Werkstätten für Behinderte
arbeiten diese häufiger mit sogenannten Außenar-

beitsplätzen bei gewerblichen Kunden und setzen
dort im Wege der Überlassung schwerbehinderte
Menschen im Rahmen der beruflichen Rehabilitation
und Integrationsmaßnahmen ein. Die Dauer der
Einsätze/Überlassung ist nicht vergleichbar mit der
von sonstigen Zeitarbeitnehmerlnnen, die sich in der
Regel ausschließlich mit Blick auf Kundeninteressen
ergibt. Hier kommt es wegen längerer Einarbeitungs-
oder Gewöhnungszeiten oder z. B. auch der Bewälti-
gung von behindertenbedingten Einschränkungen zu
längeren Überlassungen, auch bis hin zu Dauerein-
sätzen. Teilweise handelt es sich auch um dauerhaft
eingerichtete Außenarbeitsplätze entsprechend dem
Werkstattrecht.

Wir befürchten, dass eine Engführung auf eine vorü-
bergehende Überlassung die in diesem Bereich auf-
gebauten erfolgreich arbeitenden Strukturen der
Eingliederung von schwerbehinderten Menschen in
den Arbeitsmarkt, nicht selten mit Landesmitteln
unterstützt, beeinträchtigt. Die bestehenden Struktu-
ren fördern die Inklusion der behinderten Menschen
und stärken ihr Selbstbestimmungsrecht. Die geplan-
ten Änderungen würden sich voraussichtlich eher
zum Nachteil der in diesen Strukturen arbeitenden
behinderten Menschen auswirken.

Deshalb regen wir an, gemeinnützige Integrations-
projekte und WfbM vom Anwendungsbereich des
AUG auszunehmen. Eine solche Ausnahme dürfte
ihre Grundlage in Artikel 1 Abs. 3 der EU - Leihar-
beitsrichtlinie finden. Danach darf vorgesehen wer-
den, dass die Richtlinie nicht für Arbeitsverträge
oder Beschäftigungsverhältnisse gilt, die im Rahmen
eines spezifischen öffentlichen oder von öffentlichen
Stellen geförderten beruflichen Ausbildungs-, Ein-
gliederungs- oder Umschulungsprogramms geschlos-
sen wurden.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)436
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 14. März 2011
17. Wahlperiode

Information für den Ausschuss

Stellungnahme des Unternehmerverbandes Deutsches Handwerk

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung von Missbrauch der Arbeit-
nehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

Aus Sicht des Handwerks bestehen gegen diesen
Gesetzentwurf erhebliche Bedenken, da dieser die
arbeitsmarktpolitischen Beschäftigungsimpulse der
Zeitarbeit gefährdet und in Teilen über die Vorgaben
der EU-Zeitarbeitsrichtlinie hinausgeht. Im Übrigen
fordern wir den Ausschuss für Arbeit und Soziales
des Deutschen Bundestages nachdrücklich auf, die
aus Sicht des Handwerks unverzichtbare Klarstei-
lung in § 8 Abs. 3 des Arbeitnehmer-Entsende-

gesetzes wieder in den Entwurf eines Gesetzes zur
Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes
aufzunehmen.

Unsere Anmerkungen zu dem Gesetzesvorschlag der
Bundesregierung haben wir in einer UDH-
Stellungnahme konkretisiert und diesem Schreiben
in der Anlage zu Ihrer Kenntnisnahme beigefügt.

Stellungnahme

zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes

I N H A L T S V E R Z E I C H N I S
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I. Einleitung 2

II. Zu den Neuregelungen im Einzelnen 2

1. Wiederaufnahme des § 8 Abs. 3 AEntG in den Gesetzesentwurf 2

2. Keine unnötige Ausweitung des Anwendungsbereichs 2

III. Drehtürklausel schießt über das Ziel hinaus 3

IV. Erleichterte Beschäftigung zuvor Arbeitssuchender muss erhalten bleiben 4

V. Zugangsrecht zu Gemeinschaftseinrichtungen verteuert Zeitarbeit 4

VI. Erweiterung des Ordnungswidrigkeitenkatalogs ist verfehlt 4

B. Positionierung gegenüber der Stellungnahme des Bundesrats 5
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A. Stellungnahme zum Entwurf eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes

I. Einleitung

Am 17.02.2011 hat die Bundesregierung den Ent-
wurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetzes – Verhinderung von
Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung (kurz:
AÜG-E) vorgelegt. Mit dem Gesetzesentwurf soll
verhindert werden, dass Arbeitnehmerüberlassung
als "Drehtür“ zur Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingungen missbraucht wird. Zugleich soll mit dem
AÜG-E die Umsetzung der Richtlinie 2008/104/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom
19.11.2008 über Leiharbeit (Leiharbeitsrichtlinie)
erfolgen.

Aus Sicht der Gesamtwirtschaft und des Handwerks
bewirkt die Zeitarbeit nachhaltige arbeitsmarktpoli-
tische Beschäftigungsimpulse. Der Beitrag der Zeit-
arbeitsbranche am Beschäftigungsaufbau ist unver-
kennbar. Die Zeitarbeit hat sich als eine gute Mög-
lichkeit erwiesen, insbesondere Berufsrückkehrern
und Langzeitarbeitslosen die Wiedereingliederung in
den Arbeitsmarkt zu erleichtern.

Da die Unternehmen bei zurückgehendem Personal-
bedarf zunächst die Anzahl der ein-gesetzten Zeitar-
beitnehmer reduzieren, hat sich die Arbeitnehmer-
überlassung zudem als Beschäftigungspuffer be-
währt. So hat sich gerade in Zeiten der Wirtschafts-
und Finanzkrise gezeigt, dass die Zeitarbeit sowohl
in auftragsschwachen als auch in auftragsstarken
Zeiten den Unternehmen die notwendige Luft zum
Atmen bietet und ihnen die erforderliche Flexibilität
in einem stark reglementierten Arbeitsmarkt ein-
räumt. Auch greifen die Unternehmen vermehrt auf
die Hilfe von Zeitarbeitskräften zurück, um (vorü-
bergehende) Auftragsspitzen schnell abzuarbeiten
und Personalengpässe zu überwinden oder um Aus-
fälle bei Stammmitarbeitern kurzfristig aufzufangen
und Sonderaufgaben bewältigen zu können. Insbe-
sondere kleine und mittlere Unternehmen werden
durch die Möglichkeit, flexibel und auf Abruf quali-
fizierte Arbeitskräfte einstellen und wieder entlassen
zu können, in ihrer Wettbewerbsfähigkeit gestärkt,
ohne sich mit weiteren fixen Personal-kosten belas-
ten zu müssen. Der Umfang der Stammbelegschaft
kann stabil gehalten werden und wird von Konjunk-
tur- und Auftragsschwankungen sowie von den
Kostenrisiken des deutschen Arbeitsrechts entkop-
pelt.

Um die positiven Beschäftigungseffekte der Zeitar-
beit zu erhalten, sollte das Gesetzes-vorhaben zur
Novellierung des AÜG auf die notwendigsten Rege-
lungen beschränkt wer-den. Tatsächlich jedoch geht
der Umsetzungsakt teilweise über das europarecht-
lich ge-forderte Mindestmaß hinaus. Der Zeitarbeit
werden mit dem novellierten AÜG zulasten der
Unternehmen zusätzliche Regelungen aufgebürdet
und der Anwendungsbereich des Gesetzes weiter
ausgedehnt. Auch die geplanten Regelungen zur
Vermeidung von Missbrauchsfällen in der Arbeit-
nehmerüberlassung gehen über den notwendigen
Regelungs-bedarf hinaus. Zudem erwartet das
Handwerk, dass die im Diskussionsentwurf noch

enthaltene Klarstellung in § 8 Absatz 3 AEntG, die
ebenfalls einem missbräuchlichen Einsatz von Zeit-
arbeitnehmern entgegenwirkt und die für das Hand-
werk unverzichtbar ist, wieder in den Referenten-
entwurf aufgenommen wird.

II. Zu den Neuregelungen im Einzelnen

Zu dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes – Verhinde-
rung von Missbrauch der Arbeitnehmerüberlassung
nimmt das Hand-werk wie folgt Stellung: - 4 -

1. Wiederaufnahme des § 8 Abs. 3 AEntG in den
Gesetzesentwurf

Im Gegensatz zu dem vor der Sommerpause vorge-
legten Diskussionsentwurf für ein "Gesetz zur Ände-
rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und des
Arbeitnehmer-Entsendegesetzes" enthält der nun
vorgelegte Gesetzesvorschlag vom 17.02.2011 die
seinerzeit vorgesehene Änderung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes (kurz: AEntG), für die sich insbe-
sondere das Handwerk eingesetzt hatte, nicht mehr.

So sollte richtigerweise in § 8 Abs. 3 AEntG klarge-
stellt werden, dass es für die Anwendung von Min-
destlöhnen nach dem AEntG entscheidend auf die
ausgeübte Tätigkeit und nicht auf den betrieblichen
Geltungsbereich des Tarifvertrages eines
Entleiherbetriebs ankommt. Diese Klarstellung ist
unverzichtbar, um ein Unterlaufen der Branchen-
mindestlohnregelungen nach dem Arbeitnehmer-
Entsendegesetz durch anderweitig tarifgebundene
Zeitarbeitnehmer zu unterbinden, wie es derzeit
schon insbesondere im Gebäudereiniger- und Maler-
und Lackiererhandwerk feststellbar ist.

Sowohl aus der Unions- als auch aus der FDP-
Bundestagsfraktion hat das Handwerk zwischenzeit-
lich deutliche Signale dafür erhalten, dass die ge-
plante Klarstellung in § 8 Abs. 3 AEntG unterstützt
wird. Umso unverständlicher ist es, dass der jetzt
vorgelegte Referentenentwurf auf diese Änderung
des AEntG verzichtet. Dies gilt umso mehr, als so-
wohl die im AÜG als auch im AEntG vorgesehenen
Änderungen der gleichen Zwecksetzung, nämlich
der Verhinderung des missbräuchlichen Einsatzes
von Zeitarbeitnehmern, dienen.

Mit Nachdruck fordert daher das Handwerk, die
geplante Änderung von § 8 Abs. 3 AEntG wieder in
den jetzt vorgelegten Referentenentwurf aufzuneh-
men. Denn angesichts der derzeitigen kontroversen
Debatte um eine etwaige Einbeziehung der Zeitar-
beitsbranche in das AEntG erscheint ein zeitnahes
weiteres Gesetzgebungsverfahren zum AEntG, in
dem neben der Aufnahme der Zeitarbeitsbranche
auch die Klarstellung in § 8 Abs. 3 AEntG vorge-
nommen werden könnte, als zu ungewiss. Unnötige
Verzögerungen des Umsetzungsvorhabens sind be-
reits angesichts der steten Zunahme missbräuchli-
cher Fallkonstellationen im Handwerk höchst prob-
lematisch.

2. Keine unnötige Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs

Grundsätzlich abzulehnen ist die in § 1 Abs. 1 AÜG-
E geplante Ausweitung des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes. Bislang benötigen nur diejenigen
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Arbeitgeber gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 AÜG eine Erlaub-
nis zur Arbeitnehmerüberlassung, die gewerbsmäßig
als Verleiher Dritten (Entleihern) Arbeitnehmer
(Zeitarbeitnehmer) zur Arbeitsleistung über-lassen.
Nach dem neu gefassten § 1 Abs. 1 AÜG-E soll eine
erlaubnispflichtige Arbeitnehmerüberlassung bereits
dann vorliegen, wenn ein Arbeitgeber die Arbeit-
nehmerüberlassung lediglich im Rahmen seiner
wirtschaftlichen Tätigkeit betreibt. Mit dieser
Neurgelung wird auch die ohne Gewinnerzielungs-
absicht oder nicht auf Dauer angelegte Arbeitneh-
merüberlassung grundsätzlich erlaubnispflichtig.

Sichergestellt werden muss jedoch, dass diejenigen
Fallkonstellationen nicht von der Erlaubnispflicht
nach dem AÜG-E erfasst werden, in denen etwa ein
Arbeitgeber seinem Kollegen aus freundschaftlicher
Verbundenheit einen seiner Arbeitnehmer für eine
be-stimmte Zeit gegen Kostenerstattung zur Arbeits-
leistung überlässt, damit der Kollege seinen Auftrag
fristgerecht erledigen kann. Bislang konnten die
Beteiligten ihre Rechtsbeziehung innerhalb des
zwingenden Rechts – aber außerhalb des AÜG – frei
bestimmen. Insoweit ist es zu begrüßen, dass gemäß
§ 1 Abs. 3 Nr. 2a. AÜG-E jedenfalls die Fälle vom
Anwendungsbereich des AÜG-E ausgenommen wer-
den sollen, in denen die Arbeitnehmerüberlassung
zwischen Arbeitgebern nur gelegentlich stattfindet
und die Arbeitnehmer nicht zum Zwecke der Über-
lassung eingestellt und beschäftigt werden. Dass
auch die Kollegenhilfe gemäß § 1a AÜG-E auf die
Fälle beschränkt werden soll, in denen der Arbeit-
nehmer "nicht zum Zweck der Überlassung einge-
stellt und beschäftigt wird", erweist sich hingegen
als überflüssig. Diese Einschränkung wird von der
Zeitarbeitsrichtlinie nicht gefordert, da es sich bei
den Unternehmen, die im Rahmen der Kollegenhilfe
Arbeitnehmer überlassen, nicht um Zeitarbeitsun-
ternehmen im Sinne des Art. 3 Abs. 1 b Zeitarbeits-
richtlinie handelt. Zeitarbeitsunternehmen sind
danach nämlich nur solche, die Arbeitsverträge mit
Zeitarbeitnehmern abschließen bzw. Beschäfti-
gungsverhältnisse eingehen, um sie zu überlassen.

Zurückzuweisen ist zudem die Einfügung in § 1 Abs.
2 AÜG-E, dass die Überlassung von Arbeitnehmern
an Entleihern vorübergehend erfolgt. Die Regelung
des § 1 Abs. 2 AÜG-E, die der Abgrenzung der Ar-
beitnehmerüberlassung von der Arbeitsvermittlung
dient, ist überflüssig. Dass Zeitarbeitnehmer nur
vorübergehend zur Arbeitsleistung beim Entleiher
eingesetzt werden, ist der Arbeitnehmerüberlassung
immanent. Im Übrigen sieht weder das gegenwärtige
AÜG noch die Leiharbeitsrichtlinie eine zeitliche
Begrenzung des Einsatzes des Zeitarbeitnehmers
beim Entleiher vor.

III. Drehtürklausel schießt über das Ziel hinaus

Nicht akzeptabel ist ferner die in § 3 Abs. 1 Nr. 3 S.
2 AÜG-E geplante Einfügung zum Schutz der Zeitar-
beitnehmer vor einer Verschlechterung ihrer Ar-
beitsbedingungen. Während nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 S.
1 AÜG vom Gleichbehandlungsgrundsatz tarifver-
traglich abweichende Regelungen möglich sind, soll
dies nach dem neuen § 3 Abs. 1 Nr. 3 S. 2 AÜG-E
nicht für Zeitarbeitnehmer gelten, die in den letzten
sechs Monaten vor der Überlassung an den Entleiher
aus einem Arbeitsverhältnis bei diesem oder einem

Arbeitge-ber, der mit dem Entleiher einen Konzern
im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes bildet, ausge-
schieden sind. Ziel dieser Neuregelung soll es sein,
den missbräuchlichen Einsatz von Arbeitnehmer-
überlassung in den Fällen auszuschließen, in denen
Arbeitnehmer aus dem Unternehmen ausscheiden
und als Zeitarbeitnehmer wieder in ihrem ehemali-
gen Unternehmen oder einem Unternehmen dessel-
ben Konzerns zu schlechteren Arbeitsbedingungen
als Arbeitnehmer des Entleihers wieder eingestellt
werden (sogenannte "Drehtürklausel“).

Mit dieser Drehtürklausel schießt der Gesetzgeber
weit über das Ziel hinaus. Die diese Drehtürklausel
hervorgerufene Problematik missbräuchlicher Ar-
beitnehmerüberlassung hatte ihre Ursache darin,
dass Arbeitnehmer eines Unternehmens entlassen
und als Zeitarbeitnehmer eines Zeitarbeitsunter-
nehmens auf ihre vormals eigenen oder diesen ver-
gleichbaren Arbeitsplätze bei ihrem ehemaligen
Arbeitgeber zu veränderten Arbeitsbedingungen
zurückkehrten. Gerade zur Verhinderung derartiger
Fallkonstellationen haben die Tarifvertragsparteien
der Zeitarbeitsbranche mehrfach sogenannte "Anti-
Schlecker-Klauseln“ in ihren Anfang des Jahres 2010
abgeschlossenen Branchentarifverträgen vereinbart.
Danach sollen etwa die zwischen den Tarifvertrags-
parteien der Zeitarbeitsbranche abgeschlossenen
Tarifverträge keine Anwendung finden auf Zeitar-
beitsunternehmen und -unternehmensteile, die mit
dem Entleiher einen Konzern im Sinne des § 18
Aktiengesetz bilden, wenn das Zeitarbeitsunterneh-
men zuvor beim Entleiher beschäftigte Arbeitnehmer
übernimmt und sie auf ihren ursprünglichen oder
einen vergleichbaren Arbeitsplatz beim Entleiher
einsetzt und dadurch beim Entleiher bestehende
Entgelttarifverträge zuungunsten der betroffenen
Zeitarbeitnehmer umgangen werden.

Über diese von den Tarifvertragsparteien zur Ver-
hinderung des "Drehtüreffekts“ als aus-reichend
empfundene Regelung geht der Gesetzesvorschlag
weit hinaus. Insbesondere nimmt er keinerlei Be-
schränkung des Einsatzes des als Zeitarbeitnehmer
Zurückkehren-den auf seinen "ursprünglichen oder
einen vergleichbaren Arbeitsplatz" beim Entleiher
vor. Damit wird jeder neue Einsatz eines entlassen-
den Arbeitnehmers als Zeitarbeitnehmer bei seinem
vorherigen Arbeitgeber (oder einem mit diesem ei-
nen Konzern im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes
bildenden Arbeitgeber), egal welche Tätigkeiten er
dort ausübt, von vornherein nahezu unmöglich ge-
macht und dem Arbeitnehmer zudem reale Beschäf-
tigungschancen genommen.

Eine nicht nachzuvollziehende Überdehnung erfährt
die Drehtürklausel auch dadurch, dass sie sich nicht
lediglich auf den Betrieb, sondern auf das Unter-
nehmen erstreckt. Eine Überprüfung, ob der Zeitar-
beitnehmer bereits zuvor in irgendeinem Betrieb
bzw. Betriebsteil eines Unternehmens gearbeitet hat,
ist auf Seiten der externen Verleiher und der Arbeit-
nehmer nicht ohne Weiteres erkennbar und bedarf
oftmals eines erheblichen bürokratischen und be-
schäftigungshemmenden Aufwands. Eine alleinige
Bezugnahme der Drehtürklausel auf den "Betrieb“
wäre zum Schutz der Zeitarbeitnehmer ausreichend.
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Werden Arbeitnehmer gleichwohl beim vorherigen
Arbeitgeber oder einem mit diesem einen Konzern
im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes bildenden
Arbeitgeber innerhalb des 6-Monatszeitraums des §
3 Abs. 1 Nr. 3 S. 4 AÜG-E als Zeitarbeitnehmer be-
schäftigt, ist aus der Norm nicht ohne Weiteres er-
kennbar, ob die Anwendung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes über diese sechs Monate hinaus-
gehen soll. Jedenfalls nach Ab-lauf dieses Zeitraums
muss eine Abweichung vom Grundsatz der Gleich-
behandlung durch tarifvertragliche Regelungen wie-
der möglich sein.

Ermöglicht werden müssen auch Öffnungsklauseln
zum Abschluss kollektivrechtlicher Vereinbarungen
unter Beteiligung aller Betroffenen zum Zwecke der
Beschäftigungssicherung.

IV. Erleichterte Beschäftigung zuvor Arbeitssuchen-
der muss erhalten bleiben

Entgegen den Plänen der Bundesregierung darf keine
Streichung des § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG erfolgen. Die
Regelung erlaubt es dem Verleiher bisher, einen
zuvor arbeitslosen Zeitarbeitnehmer in Abweichung
vom Gleichbehandlungsgrundsatz nach § 3 Abs. 1
Nr. 3 Hbs. 2 AÜG für die Überlassung an einen Ent-
leiher für die Dauer von bis zu sechs Wochen min-
destens ein Nettoarbeitsentgelt in Höhe des Betrages
zu gewähren, den der Zeitarbeitnehmer zuletzt als
Arbeitslosengeld erhalten hat. Der Gleichbehand-
lungsgrundsatz nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 Hbs. 1 AÜG
legt fest, dass Zeitarbeitnehmer für die Zeit der Über-
lassung an einen Entleiher grundsätzlich die im
Betrieb dieses Entleihers für einen vergleichbaren
Arbeitnehmer des Entleihers geltenden wesentlichen
Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsent-
gelts zu gewähren hat.

Das Streichen des von diesem Grundsatz abwei-
chenden Passus im Hbs. 2 des § 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG-
E ist arbeitsmarktpolitisch ein falsches Signal. Gera-
de Langzeitarbeitslosen und Wiedereinsteigern wer-
den dadurch vielfältige Möglichkeiten zur Rückkehr
auf und zur Integration in den Arbeitsmarkt über
den Weg der Arbeitnehmerüberlassung genommen,
da sich ihr Einsatz damit künftig verteuern wird.
Auch die Zahlen der Bundesagentur für Arbeit legen
Zeugnis dafür ab, dass Zeitarbeit vor allem für viele
Langzeitarbeitslose eine große Chance bietet, erfolg-
reich auf den Beschäftigungszug aufzuspringen.

Zu berücksichtigen ist dabei insbesondere, dass sich
selbst das Europäische Parlament am 22.10.2008 im
Zusammenhang mit der Annahme der Leiharbeits-
richtlinie ausdrücklich zur Zeitarbeit als Instrument
zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Teilnah-
me an und zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt
bekannt hat. Hervorzuheben ist auch, dass die Euro-
päische Kommission die Zeitarbeit in den Zusam-
menhang mit dem Flexicurity-Grundsatz stellt und
damit bestätigt, dass Zeitarbeit sowohl dem Flexibi-
lisierungsbedarf der Unternehmen als auch den
Interessen der Arbeitnehmer als Brücke in den Ar-
beitsmarkt dient. Die Leiharbeitsrichtlinie spricht
sich nicht gegen den Ausnahmetatbestand des § 3
Abs. 1 Nr. 3 AÜG-E aus. Sie eröffnet vielmehr in
Erwägungsgrund Nr. 15 in dem Fall, in dem Arbeit-
nehmer einen unbefristeten Vertrag mit dem Verlei-

her abgeschlossen haben – was in Deutschland die
Regel ist – die Möglichkeit, angesichts des dem Ar-
beitnehmer damit bereits gegebenen besonderen
Schutzes von den im entleihenden Unter-nehmen
geltenden Regelungen abzuweichen.

V. Zugangsrecht zu Gemeinschaftseinrichtungen
verteuert Zeitarbeit

Verfehlt ist ferner die Vorschrift des § 13b S. 1 Hbs.
1 AÜG-E, die dem Zeitarbeitnehmer den Zugang zu
Gemeinschaftseinrichtungen oder -diensten im Un-
ternehmen zu den gleichen Bedingungen gewähren
soll, wie vergleichbaren Arbeitnehmern im Betrieb,
in dem der Zeitarbeitnehmer seine Arbeitsleistung
erbringt. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz soll
nach § 13b S. 1 Hbs. 2 AÜG-E nur dann zulässig
sein, wenn dies aus sachlichen Gründen gerechtfer-
tigt ist. Als Gemeinschaftseinrichtungen oder -
dienste benennt der Gesetzesentwurf beispielhaft
("insbesondere") Kinderbetreuungseinrichtungen,
Gemeinschaftsverpflegung und Beförderungsmittel
(vgl. § 13b S. 2 AÜG-E).

Die Regelung des § 13b S. 1 AÜG-E ist abzulehnen,
denn damit greift der Gesetzgeber in einen Rege-
lungsbereich ein, deren Ausgestaltung nach der
gegenwärtigen Gesetzeslage maßgeblich dem Bereich
der betrieblichen Mitbestimmung unterfällt. Die
Frage der Organisation von und des Zugangs zu
Gemeinschaftseinrichtungen und -diensten des Ar-
beitgebers unterliegt der autonomen Gestaltung der
Betriebs- bzw. der Tarifvertragsparteien, in die nicht
durch eine staatliche Zuweisung von Zugangsrech-
ten für Zeitarbeitskräfte eingegriffen werden sollte
und durch die die Zeitarbeit lediglich teurer und
unattraktiver gemacht wird. Dass den Unternehmen,
die Zeitarbeitnehmer einsetzen, Mehr-kosten entste-
hen durch die Nutzung von Gemeinschaftseinrich-
tungen oder -diensten des Entleihers, nimmt die
Bundesregierung ausweislich der Gesetzesbegrün-
dung zum AÜG-E billigend in Kauf.

Darüber hinaus bleibt trotz der beispielhaften Auf-
zählung von Gemeinschaftseinrichtungen und -
diensten wie Kinderbetreuungseinrichtungen, Ge-
meinschaftsverpflegung und Beförderungsmittel
weiter unklar, welche Vorteile für die Stammarbeit-
nehmer unter dem Begriff der Gemeinschaftseinrich-
tungen und -dienste konkret zu subsumieren sind.
Um dem Rechtsanwender mehr Rechtssicherheit zu
gewähren, ist die Bundesregierung auf-gerufen, eine
Einengung der Begrifflichkeit vorzunehmen. Zudem
ist sicherzustellen, dass mit § 13b AÜG-E keine
Ausweitung der Mitbestimmung verbunden ist.

VI. Erweiterung des Ordnungswidrigkeitenkatalogs
ist verfehlt

Die Regelung des § 16 Abs. 1 Nr. 7a AÜG-E, wonach
künftig derjenige ordnungswidrig handeln soll, der
dem Zeitarbeitnehmer entgegen § 10 Abs. 4 AÜG-E
vorsätzlich oder fahrlässig eine Arbeitsbedingung
nicht gewährt, ist unnötig, da sie nicht zwingend
von der Zeitarbeitsrichtlinie gefordert wird. Sie ist
zudem unbestimmt, da es für den Rechtsanwender
nicht erkennbar ist, unter welchen konkreten Bedin-
gungen die Beschwerung mit einem Bußgeld eintritt,
insbesondere ob dazu schon unwesentliche Abwei-
chungen von den zu gewährenden Arbeitsbedingun-
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gen ausreichen. Offen bleibt auch, ob von dem Be-
griff "Arbeitsbedingungen" ebenso das Arbeitsentgelt
des Zeitarbeitnehmers erfasst wird. Erhebliche
Rechtsunsicherheiten sind somit vorprogrammiert.

B. Positionierung gegenüber der Stellungnahme des
Bundesrats

Am 11.02.2011 hat der Bundesrat zum Gesetz zur
Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes –
Verhinderung von Missbrauch der Arbeitnehmer-
überlassung Stellung genommen. Dabei hat er insbe-
sondere vorgeschlagen, den gegenwärtigen § 1a AÜG
um eine neue Nummer 2 zu erweitern. Darin soll
geregelt werden, dass derjenige Arbeitgeber keiner
Erlaubnis nach dem AÜG bedarf, der nur gelegent-
lich an einen Arbeitgeber einen Arbeitnehmer über-
lässt, der nicht zum Zweck der Überlassung einge-
stellt und beschäftigt wird – vorausgesetzt, er hat die
Überlassung vorher schriftlich der Bundesagentur
für Arbeit angezeigt.

Die Bundesregierung hat den Bundesratsvorschlag
zur Neufassung des § 1a Nr. 2 AÜG in einer Gegen-
äußerung zu Recht abgelehnt.

Auch aus Sicht des Handwerks ist der Vorschlag des
Bundesrats zur Änderung des § 1a Nr. 2 AÜG zu-
rückzuweisen. Es ist nicht ersichtlich, warum für die
nur gelegentliche Überlassung von Arbeitnehmern
etwa im Rahmen von Freundschaftsdiensten zwi-
schen Handwerksbetrieben zur Deckung von Auf-
tragsspitzen eine zusätzliche Anzeigepflicht bei der
Bundesagentur für Arbeit festgeschrieben werden
soll. Bislang konnten die beteiligten Unternehmen
ihre Rechtsbeziehung innerhalb des zwingenden
Rechts – aber außerhalb des AÜG – frei und bedarfs-
gerecht bestimmen. Folge der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Regelung wären lediglich neue bürokra-
tische Hürden, denen kein ersichtlicher Nutzen
gegenüber stände. Zudem drohen gerade kleine und
mittlere Betriebe durch die neue Anzeigepflicht
erheblich belastet und in ihrer Flexibilität bei der
Auftragserledigung nachhaltig eingeschränkt zu
werden.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)440
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 14. März 2011
17. Wahlperiode

Information für den Ausschuss

Stellungnahme des dbb beamtenbundes und tarifunion

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung von Missbrauch der Arbeit-
nehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

I. Allgemeines

Nachdem in den letzten Jahren ein Anstieg miss-
bräuchlicher Arbeitnehmerüberlassung zu verzeich-
nen war, ist der Gesetzgeber nunmehr zum Handeln
aufgefordert. Neben dem Ziel, dem Missbrauch zu
begegnen, wird mit dem Gesetz auch das Ziel ver-
folgt, die Leiharbeitsrichtlinie 2008/104/EG des
Europäischen Parlaments und des Rats vom 19.
November 2008 in deutsches Recht umzusetzen.

Grundsätzlich spricht sich der dbb für die Stärkung
regulärer Beschäftigungsverhältnisse aus. Leiharbeit
darf als Instrument nur dann in Betracht kommen,
wenn ein kurzfristiger flexibler Einsatz erforderlich
ist, um Nachfrage- oder Auftrags-spitzen abzude-
cken.

Der Anstieg der Leiharbeitsverhältnisse ist in vielen
Branchen zu Lasten regulärer Arbeitsplätze erfolgt.
Nicht selten wurde die Stammbelegschaft reduziert,
um zeitgleich die Anzahl der Leiharbeitnehmer in
dem Betrieb zu erhöhen.

Der dbb begrüßt grundsätzlich den vorliegenden
Entwurf des „Gesetzes zur Verhinderung von Miss-
brauch der Arbeitnehmerüberlassung“. Insbesondere
der sog. „Drehtüreffekt“ soll durch das künftige
Gesetz eingeschränkt werden. Um den Missbrauch
von Arbeitnehmerüberlassung als „Drehtür“ zur
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen zu ver-
hindern, findet für Leiharbeitnehmer, die inner-halb
der letzten sechs Monate vor der Überlassung aus
einem Arbeitsverhältnis mit dem Entleiher ausge-
schieden sind, und nun „zurückverliehen“ werden,
ausnahmslos der Grundsatz von Equal Pay Anwen-
dung.

Der Gesetzentwurf berücksichtigt jedoch nicht wei-
tere Kernprobleme, die bei der Arbeitnehmerüber-
lassung auftreten.

Der dbb fordert, Leiharbeitnehmer und Stammbeleg-
schaft bei der Entlohnung in jedem Fall gleichzustel-
len und zu gleichen Arbeitsbedingungen zu beschäf-

tigen. Diesen Anforderungen entspricht der Entwurf
nicht. Zugeständnisse gibt es lediglich beim Zugang
zu den beim Entleiher existierenden Gemeinschafts-
einrichtungen.

Der dbb fordert die zeitliche Beschränkung des Ein-
satzes von Leiharbeitnehmern. Hierdurch wird es
den Entleiherbetrieben erschwert, Stammpersonal
durch Leiharbeitnehmer zu ersetzen. Der Entwurf,
der nur einen „vorübergehenden“ Einsatz der Leih-
arbeitnehmer vorsieht, geht hier aus Sicht des dbb
nicht weit genug.

Der dbb fordert Regelungen, die verhindern, dass
Stammbeschäftigte durch Leiharbeitnehmer ersetzt
werden. Gleiches gilt für den Fall, dass Stammbe-
schäftigte durch ggf. konzerninterne gewerbsmäßige
Arbeitnehmerüberlassung künftig ihre Festanstel-
lung zu Lasten eines Leiharbeitsvertrages verlieren.
Diesen Anforderungen entspricht der Entwurf nicht.

Betriebsräte der Entleiherbetriebe müssen ein er-
zwingbares Mitbestimmungs-recht (Einigungsstelle)
über den Einsatz von Leiharbeitnehmern erhalten,
um den Austausch der Stammbelegschaft durch
Leiharbeitnehmer zu verhindern.

Die Betriebsräte der Entleiherbetriebe müssen die
Möglichkeit haben, die tarifgerechte Eingruppierung
oder gesetzeskonforme Vergütung der Leiharbeits-
kräfte zu kontrollieren. Gegebenenfalls müssen sie
ein Veto gegen die Einstellung einlegen können.

Es muss sichergestellt werden, dass die Leiharbeits-
kräfte während ihres Einsatzes im Entleiherbetrieb
als betriebszugehörige Beschäftigte gelten. Leihar-
beitsbeschäftigte müssen ab dem ersten Tag ein akti-
ves Wahlrecht bei den Betriebsratswahlen im
Entleiherbetrieb erhalten. Ihnen muss darüber hin-
aus auch das passive Wahlrecht eingeräumt werden.
Es muss sichergestellt sein, dass die Leiharbeitneh-
mer bei der Berechnung der Größe des Betriebsrates
im Einsatzbetrieb berücksichtigt werden.
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Das Synchronisationsverbot ist wieder einzuführen.
Hierdurch wird verhindert, dass Beschäftigte beim
Verleihbetrieb nur für die Dauer eines akquirierten
Einsatzes eingestellt werden. Das Beschäftigungsri-
siko hat der Verleihbetrieb und nicht der Leiharbeit-
nehmer zu tragen.

Im Arbeitsnehmerüberlassungsgesetz ist der Tarif-
vorbehalt zu Gunsten einer bedingungslosen Geltung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes von Leiharbeit-
nehmern und Stammbeschäftigten zu streichen. Dies
sieht der Entwurf leider nicht vor.

II. Im Einzelnen

1. Ausweitung der Erlaubnispflicht nach Art. 1 Nrn.
1, 2 a) aa) AÜG-E (§ 1 Abs. 1 AÜG)

Bislang gilt die Erlaubnispflicht ausschließlich für
Verleiher, die Leiharbeitnehmer gewerbsmäßig an
Dritte (Entleiher) zur Arbeitsleistung überlassen
wollen. Die Ausweitung des Anwendungsbereichs
auf die nicht gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlas-
sung entspricht den Vorgaben des Art. 1 Abs. 2 der
Richtlinie. Der dbb begrüßt diese Regelung. Auf die
Gewerbsmäßigkeit der Arbeitnehmerüberlassung im
Sinne des Gewerberechts kommt es zukünftig für die
Erlaubnispflicht der Arbeitnehmerüberlassung nicht
mehr an. Entscheidend ist, dass eine wirtschaftliche
Tätigkeit ausgeübt wird.

2. „vorübergehende“ Überlassung nach Art. 1 Nr. 2
a) bb) AÜG-E (§ 1 Abs. 1 AÜG)

Die Überlassung soll nach Art. 1 Nr. 2 a) bb) AÜG-E
„vorübergehend“ erfolgen. Der dbb fordert eine zeit-
liche Beschränkung des Einsatzes von Leiharbeit-
nehmern. Diese ist bei einer „vorübergehenden“
Überlassung nicht gegeben. Die Forderung des dbb
geht weiter. Der dbb ist daher für eine konkrete Ein-
schränkung der Vorschrift in zeitlicher Hinsicht.

3. Streichung der „Sechs Wochen-Regel“ nach Art. 1
Nr. 5 a) AÜG-E (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 AÜG)

Die Streichung der Möglichkeit, unter bestimmten
Bedingungen bei der Beschäftigung von zuvor Ar-

beitslosen vom Gleichbehandlungsprinzip für höchs-
tens sechs Wochen abzuweichen, wird vom dbb
unterstützt. Sie entspricht den Vor-gaben der Richt-
linie und trägt der Tatsache Rechnung, dass die
Sechs-Wochen-Ausnahme in der Praxis nur in gerin-
gem Umfang genutzt wird.

4. Unwirksamkeit nach Art. 1 Nr. 6 a) bb) AÜG-E (§
9 AÜG)

Die Vorschrift verfolgt das Ziel, „Drehtüreffekten“
im Rahmen konzerninterner Arbeitnehmerüberlas-
sung zu begegnen. Die Abweichungsmöglichkeit
vom Grundsatz der Gleichbehandlung darf nicht für
Leiharbeitnehmer gelten, die bei einem Arbeitgeber
beschäftigt waren und von einem Zeitarbeitsunter-
nehmen zu diesem zurück entliehen werden. Die
Vorschrift wird vom dbb unterstützt.

5. Information des Leiharbeitnehmers über freie
Arbeitsplätze, Zugang des Zeitarbeitnehmers zu
Gemeinschaftseinrichtungen oder –diensten nach
Art. 1 Nr. 10 AÜG-E (§§ 13a und b AÜG)

Die Vorschrift des § 13a AÜG-E verankert eine In-
formationspflicht des Entleihers über im Unterneh-
men zu besetzende freie Arbeitsplätze. Die europäi-
sche Richtlinie geht hier weiter und bestimmt, dass
Leiharbeitnehmern bei der Besetzung freier Stellen
die gleichen Chancen wie der Stammbelegschaft
einzuräumen sind. Die Vorschrift ist folglich nach-
zubessern.

Der dbb unterstützt die Regelung des § 13b AÜG-E.
Hiernach ist den Leiharbeitnehmern Zugang zu den
Gemeinschaftseinrichtungen oder –diensten des
Entleihers zu gewähren. Zu denken ist hierbei insbe-
sondere an Kinderbetreuungseinrichtungen. Die
vorgesehene Regelung ist deshalb von besonderer
Bedeutung, weil sie dazu beiträgt, dass Leiharbeit-
nehmer und Stammbelegschaft eine Einheit bilden.
Da der Zugang zu den Gemeinschaftseinrichtungen
und –diensten kumulativ zu verstehen ist, sollte das
Wort „oder“ durch „und“ ersetzt werden.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 17(11)451
Ausschuss für
Arbeit und Soziales 18. März 2011
17. Wahlperiode

Information für den Ausschuss

Stelllungnahme des Diakonie Bundesverbandes

zu dem Gesetzentwurf der Budnesregierung eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes - Verhinderung von Missbrauch der
Arbeitnehmerüberlassung (BT-Drucksache 17/4804)

Wir wenden uns als Spitzen- und Fachverbände der
evangelischen Wohlfahrtspflege mit der Bitte an Sie,
die geplanten Änderungen des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes in einem für die Diakonie wichti-
gen Punkt zu modifizieren: Dieser betrifft die Aus-
weitung des Anwendungsbereiches des AÜG auch
auf gemeinnützig tätige Unternehmen (Streichung
der bisherigen Voraussetzung der Erwerbsmäßigkeit
der Arbeitnehmerüberlassung in § 1 Abs. 1 Satz 1
AÜG).

Zu den praktisch bedeutsamen diakonischen Ar-
beitsfeldern in der Behindertenhilfe gehören Werk-
stätten für Menschen mit Behinderungen (WfbM)
sowie gemeinnützige Integrationsprojekte. Mit dieser
Arbeit wird in der Diakonie ein wertvoller Beitrag
zur Förderung der Teilhabe am Arbeitsleben von
Menschen mit Behinderung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt geleistet. Dies gilt nicht nur für die
Fälle, in denen die in den Werkstätten tätigen be-
hinderten Menschen in einem arbeitnehmerähnli-
chen Rechtsverhältnis zum Zweck der Rehabilitation
beschäftigt sind, sondern auch für Fälle, in denen
Werkstattbeschäftigte mit regulärem Arbeitsvertrag
auf Außenarbeitsplätzen beschäftigt sind und damit
an Dritte überlassen werden. Auch in dieser Organi-
sationsform ist Zweck des Einsatzes die Förderung
der Teilhabe von Menschen mit Behinderung am
Arbeitsmarkt, für die es andernfalls keine Möglich-
keit zur Teilhabe am Arbeitsleben geben würde.
Würden diese Beschäftigungsverhältnisse nunmehr
den Bestimmungen des AÜG unterworfen, entstünde
ein zusätzlicher Kosten- und bürokratischer Mehr-
aufwand, der aus Sicht der Drittunternehmen, bei
denen die Beschäftigung ausgeübt wird, einer Fort-
setzung dieser Form der Teilhabe am Arbeitsleben
von Menschen mit Behinderung künftig entgegen-
stünde. Leidtragende wären ausschließlich die Men-
schen mit Behinderung.

Wir möchten hiermit ausdrücklich die Argumente
für eine Bereichsausnahme für den Bereich der

WfbM und der gemeinnützigen Integrationsprojekte
im AÜG in der Stellungnahme des Bundesrates zum
Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 11. Februar
2011 verstärken, in der bereits auf die in der UN-
Behindertenrechtskonvention geforderte Inklusion
von Menschen mit Behinderung hingewiesen wurde.

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu diesem
Punkt gegenüber dem Bundesrat, die darauf abzielt,
dass die Europäische Leiharbeitsrichtlinie „hier
keinen Spielraum für eine Bereichsausnahme für
gemeinnützige Integrationsprojekte und gemeinnüt-
zige Werkstätten für Menschen mit Behinderung“
lasse, kann demgegenüber nicht überzeugen.

Die Zielsetzung der europäischen Leiharbeiterricht-
linie ist es, (unter Bezugnahme auf Nummer 7 der
Gemeinschaftscharte der sozialen Grundrecht der
Arbeitnehmer) im Rahmen des Binnenmarktes zu
einer Verbesserung der Arbeitsbedingungen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beizutragen
(Erwägungsgrund 2 der Richtlinie 2008/104 vom 19.
November 2008). Dabei folgt die Richtlinie dem
Grundsatz der Gleichbehandlung von Leiharbeit-
nehmern und übrigen Beschäftigten (Art. 2 und Art.
5 der Richtlinie) und zielt auf einen Ausgleich von
Flexibilitätsbedarf der Unternehmen und dem Be-
dürfnis der Arbeitsnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, Berufs- und Privatleben zu vereinbarten (Er-
wägungsgrund 11 der Richtlinie). Dem Leiharbeiter-
verhältnis wird als Normalarbeitsverhältnis der
unbefristete Arbeitsvertrag gegenüber gestellt (Erwä-
gungsgrund 15 der Richtlinie).

Diese der Leiharbeitsrichtlinie zugrundeliegenden
Voraussetzungen und Interessenkonstellationen sind
bei gemeinnützigen Integrationsprojekten und
Werktstattbeschäftigten, auch wenn die Arbeit auf
Basis eines regulären Arbeitsvertrages auf Außenar-
beitsplätzen erfolgt, nicht gegeben, weil der Drittein-
satz ausschließlich in Arbeitsbeziehungen stattfin-
det, die in dieser Weise für die Menschen mit Be-
hinderung anderweitig nicht zur Verfügung stünden.
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Nicht die Angleichung von Leiharbeitsverhältnis
und unbefristetem „Normalarbeitsverhältnis“ steht
also im Focus dieser Beschäftigungsförderung, son-
dern die Frage, ob und wie die berufliche Teilhabe
von Menschen mit Behinderung individuell bedarfs-
gerecht gefördert bzw. gewährleistet werden kann.

Weil das Grundanliegen der Leiharbeitsrichtlinie
deshalb bei den WfbM und bei den gemeinnützigen
Integrationsprojekten nicht greift, ist es auch unbe-
achtlich, dass die Richtlinie ihren Anwendungsbe-
reich auf Unternehmen erstreckt, die eine wirtschaft-
liche Tätigkeit ausüben, unabhängig davon, ob sie
Erwerbszwecke verfolgen oder nicht“ (Art. 1 Abs. 2).

Damit ist nur gesagt, dass das Kriterium der Ge-
meinnützigkeit als solches für die Anwendung der
Leiharbeitsrichtlinie nicht maßgeblich ist. Die nach-
gewiesenen Besonderheiten der WfbM und der
Integrationsprojekte gehen jedoch über den Aspekt
der Gemeinnützigkeit hinaus und rechtfertigen es
deshalb, eine entsprechende Bereichsausnahme in
das AÜG aufzunehmen.

Wir wären dankbar, wenn Sie unser Anliegen durch
eine entsprechende Änderung des Gesetzentwurfes
unterstützen könnten, um die gesellschaftspolitisch
wichtige Tätigkeit der WfbM und der Integrations-
projekte weiterhin zu ermöglichen.


